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3-1 Ziel 32 Kulturlandschaften∗  3-1 Ziel 32 Kulturlandschaften∗  

Die Vielfalt der Kulturlandschaften und des raum-
bedeutsamen kulturellen Erbes ist im besiedelten 
und unbesiedelten Raum zu erhalten und im Zu-
sammenhang mit anderen räumlichen Nutzungen 
und raumbedeutsamen Maßnahmen zu gestalten. 
Dabei ist die in Abbildung 2 dargestellte Gliede-
rung des Landes in 32 historisch gewachsene Kul-
turlandschaften zu Grunde zu legen. 
 

Die Vielfalt der Kulturlandschaften und des raum-
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und unbesiedelten Raum zu erhalten und im Zu-
sammenhang mit anderen räumlichen Nutzungen 
und raumbedeutsamen Maßnahmen zu gestalten. 
Dabei ist die in Abbildung 2 dargestellte Gliede-
rung des Landes in 32 historisch gewachsene Kul-
turlandschaften zu Grunde zu legen. 
 

In den Regionalplänen sind für die Kulturland-
schaften jeweils kulturlandschaftliche Leitbilder 
zur Erhaltung und Entwicklung ihrer prägenden 
Merkmale festzulegen. 
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3-2 Grundsatz Bedeutsame Kulturland-
schaftsbereiche  

3-2 Grundsatz Bedeutsame Kulturlandschaftsbe-
reiche  

Die in Abbildung 2 gekennzeichneten 29 "landes-
bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche" sollen 
unter Wahrung ihres besonderen kulturlandschaft-
lichen Wertes entwickelt werden.  

Die in Abbildung 2 gekennzeichneten 29 "landes-
bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche" sollen 
unter Wahrung ihres besonderen kulturlandschaft-
lichen Wertes entwickelt werden.  
 

Ihre wertgebenden Elemente und Strukturen sollen 
als Zeugnisse des nordrhein-westfälischen land-
schafts- und baukulturellen Erbes erhalten wer-
den. Ihre landesbedeutsamen archäologischen 
Denkmäler und Fundbereiche sollen gesichert 
oder vor notwendigen Eingriffen erkundet und 
dokumentiert werden. 
 

Ihre wertgebenden Elemente und Strukturen sollen 
als Zeugnisse des nordrhein-westfälischen land-
schafts-, bau- und industriekulturellen Erbes erhal-
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In der Regionalplanung sollen ergänzend weitere 
"bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche" mit ihren 
wertgebenden Elementen und Strukturen berück-
sichtigt werden. 
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3-3 Grundsatz Historische Stadtkerne, Denk-
mäler und andere kulturlandschaftlich wert-
volle Gegebenheiten  

3-3 Grundsatz Historische Stadtkerne, Denkmäler 
und andere kulturlandschaftlich wertvolle Gege-
benheiten  

Bei der weiteren Siedlungsentwicklung sollen 
Struktur und Erscheinungsbild historischer Stadt- 
und Ortskerne gewahrt werden.  

Bei der weiteren Siedlungsentwicklung sollen 
Struktur und Erscheinungsbild historischer Stadt- 
und Ortskerne gewahrt werden.  

                                                 

∗ Die hier bezeichneten Kulturlandschaften und bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche unterscheiden sich wesentlich von den im 

LEP von 1995 (B.III.2.26) angesprochenen "wertvollen Kulturlandschaften". Letztere basierten auf dem Fachkonzept Natur 2000 und 
haben Schwerpunkte des Biotopverbundes abgebildet. 
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Denkmäler und Denkmalbereiche einschließlich 
ihrer Umgebung und der kulturlandschaftlichen 
Raumbezüge sowie kulturhistorisch bedeutsame 
Landschaftsteile, Landschaftselemente, Orts- und 
Landschaftsbilder sollen bei raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen im Sinne der erhal-
tenden Kulturlandschaftsentwicklung berücksich-
tigt werden. Dabei sollen angemessene Nutzungen 
ermöglicht werden. 
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ermöglicht werden. 
 

3-4 Grundsatz Neu zu gestaltende Land-
schaftsbereiche  

3-4 Grundsatz Neu zu gestaltende Landschaftsbe-
reiche  

In beeinträchtigten Landschaftsbereichen, die in 
großem Umfang umgenutzt oder saniert werden, 
sollen Möglichkeiten zur Gestaltung hochwertiger, 
neuer Kulturlandschaftsbereiche genutzt werden. 
Dabei sollen Zeugnisse der früheren Nutzung 
sichtbar bleiben. 
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Im Verständnis der Raumordnung umfassen Kultur-
landschaften sowohl den Siedlungs- als auch den 
Freiraum. Sie sind das Ergebnis der Wechselwirkung 
zwischen naturräumlichen Gegebenheiten und 
menschlicher Nutzung und Gestaltung im Lauf der 
Geschichte. Die "gewachsene Kulturlandschaft" ist 
insofern nicht statisch; einerseits ist sie dauernden 
Veränderungen unterworfen – andererseits ist in ihr 
ein bedeutendes kulturelles Erbe aufgehoben, das es 
zu bewahren gilt. 
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Unterschiedliche naturräumliche Gegebenheiten (Bö-
den, Relief, Klima) und regional unterschiedliche ge-
schichtliche und kulturelle Entwicklungen haben in 
Nordrhein-Westfalen zu einer beachtlichen Vielfalt von 
Kulturlandschaften geführt. Charakterbestimmende 
Merkmale, z. B. in der Landnutzung und -
bewirtschaftung, der Bauweise und der Siedlungs-
struktur sowie der Entwicklung von Gewerbe und In-
dustrie erlauben es, unterschiedliche Kulturlandschaf-
ten zu typisieren und regional abzugrenzen. 
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struktur sowie der Entwicklung von Gewerbe und In-
dustrie erlauben es, unterschiedliche Kulturlandschaf-
ten zu typisieren und regional abzugrenzen. 
 

Die kulturlandschaftliche Vielfalt mit ihrem raumbe-
deutsamen kulturellen Erbe ist ein wichtiger Faktor für 
die Lebensqualität der ortsansässigen Bevölkerung 
und ein bedeutendes Potential für die Regionalent-
wicklung und den Wettbewerb der Regionen. Unter 
den globalen Nivellierungstendenzen bei Städtebau, 
Architektur und Lebensstil, sind die gewachsenen 
individuellen Kulturlandschaften wichtig für die Veran-
kerung der regionalen Identität und die Verbundenheit 
mit der Heimat. Ihr Charakter bestimmt die Attraktivität 
der Umwelt als Wohn-, Arbeits- und Erholungsraum. 
Insofern sind markante Kulturlandschaften auch ein 
herausragender Standortfaktor für die wirtschaftliche 
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Entwicklung und den Tourismus. 
 

Entwicklung und den Tourismus. 
 

Im dicht besiedelten Nordrhein-Westfalen mit seinem 
dementsprechend starken Veränderungsdruck muss 
der bewussten Kulturlandschaftsentwicklung und der 
Erhaltung landschaftlicher Zeugnisse der Kulturge-
schichte bei heutigen und künftigen Ansprüchen an 
den Raum besondere Aufmerksamkeit zukommen. 
Dabei geht es nicht nur um die Sicherung raumbe-
deutsamer schutzwürdiger Kulturgüter und ihrer Um-
gebung. Es geht vielmehr um einen querschnittorien-
tierten und ganzheitlichen Betrachtungsansatz auf 
allen Planungsebenen, der vor allem die identitätsstif-
tenden und imagebildenden Eigenarten der Kultur-
landschaften im regionalen Zusammenhang sieht.  
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allen Planungsebenen, der vor allem die identitätsstif-
tenden und imagebildenden Eigenarten der Kultur-
landschaften im regionalen Zusammenhang sieht.  
 

Die vielfältigen gewachsenen Kulturlandschaften sol-
len in ihren prägenden Merkmalen sowie mit ihren 
Kultur- und Naturdenkmälern erhalten bleiben. Die 
Herausforderung besteht aber auch darin, Landschaf-
ten behutsam weiter zu entwickeln und bei der Pla-
nung bzw. Änderung räumlicher Nutzungen und Funk-
tionen die damit verbundene Gestaltung der Kultur-
landschaft bewusst einzubeziehen und die Qualität, 
Eigenart und Schönheit der Kulturlandschaft zu stei-
gern. Bei diesem Bemühen müssen auch neue Nut-
zungsanforderungen an den Raum berücksichtigt wer-
den. Sofern entsprechende Potentiale gegeben sind, 
muss beispielsweise auch die Errichtung von Win-
denergieanlagen, die Gewinnung von Rohstoffen oder 
die Umnutzung nicht mehr benötigter Gebäude oder 
Siedlungsflächen in die Kulturlandschaftsentwicklung 
integriert werden. Es ist Aufgabe weiterer Planungen, 
dies so zu ordnen, dass dabei der Charakter der Kul-
turlandschaft grundsätzlich erhalten bleibt. Die erhal-
tende Kulturlandschaftsentwicklung betrifft dabei länd-
liche Räume ebenso wie die städtisch oder industriell-
gewerblich geprägten.  
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Der LEP greift auf seiner Ebene und mit seinen Mitteln 
entsprechende Optionen des Europäischen Raument-
wicklungskonzeptes sowie mehrere internationale 
Übereinkommen auf, welche die Erhaltung der land-
schaftskulturellen Vielfalt im Lebensumfeld des Men-
schen und die Bewahrung des kulturellen Erbes im 
landschaftlichen Zusammenhang als europäisches 
Anliegen und als Aufgabe der Weltgemeinschaft an-
sehen.  
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Die erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung soll dabei 
Entwicklungspotentiale nutzen, die sich durch die kul-
turhistorische und ästhetisch-gestalterische Dimension 
der Kulturlandschaften flächendeckend im Lebensum-
feld der Bürgerinnen und Bürger und für die Identität 
des Landes sowie seiner Teilräume ergeben. 
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Eine nachhaltige Sicherung und Pflege von charakter-
bestimmenden und historisch bedeutsamen Merkma-
len im besiedelten und unbesiedelten Raum der nord-
rhein-westfälischen Kulturlandschaften erfordert weder 
neue fachgesetzliche Gebietskategorien noch neue 
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Planungsdisziplinen oder Verwaltungseinheiten. Dem 
interdisziplinären Charakter der erhaltenden Kultur-
landschaftsentwicklung entsprechend, sollen bei die-
ser übergreifenden Aufgabe die vorhandenen Pla-
nungs- und Sicherungsinstrumente der raumwirksa-
men Planungen bzw. der Träger raumwirksamer Maß-
nahmen zum Einsatz kommen. Bedeutende Umset-
zungsmöglichkeiten bestehen vor allem in der Regio-
nal-, Bauleit- und Landschaftsplanung. 
 

Planungsdisziplinen oder Verwaltungseinheiten. Dem 
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landschaftsentwicklung entsprechend, sollen bei die-
ser übergreifenden Aufgabe die vorhandenen Pla-
nungs- und Sicherungsinstrumente der raumwirksa-
men Planungen bzw. der Träger raumwirksamer Maß-
nahmen zum Einsatz kommen. Bedeutende Umset-
zungsmöglichkeiten bestehen vor allem in der Regio-
nal-, Bauleit- und Landschaftsplanung. 
 

Die erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung zielt ei-
nerseits passiv auf die Berücksichtigung von Schutz-
gütern, Zusammenhängen und Zusammengehörigkei-
ten bei konkurrierenden raumstrukturellen Maßnah-
men. Andererseits zielt sie aktiv auf die Sicherung und 
Weiterentwicklung des vielfältigen landschaftskulturel-
len Erbes im Kontext der wirtschaftlichen Entwicklung.  
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Weiterentwicklung des vielfältigen landschaftskulturel-
len Erbes im Kontext der wirtschaftlichen Entwicklung.  
 

Die Landschaftsverbände Westfalen-Lippe und Rhein-
land haben die kulturlandschaftliche Vielfalt des Lan-
des analysiert und für die Landesplanung eine flä-
chendeckende Gliederung des Landes in 32 Kultur-
landschaften vorgenommen.  
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land haben die kulturlandschaftliche Vielfalt des Lan-
des analysiert und für die Landesplanung eine flä-
chendeckende Gliederung des Landes in 32 Kultur-
landschaften vorgenommen. 1 
 

Der LEP greift die fachlich ausgegliederten Kulturland-
schaften auf (s. Abb. 2) und macht es der Regional-
planung zur Aufgabe, Leitbilder zur Entwicklung dieser 
Kulturlandschaften festzulegen. Die konkrete Benen-
nung von charakterbestimmenden und wertgebenden 
Merkmalen, die in den Kulturlandschaften erhalten und 
entwickelt werden sollen, ist somit in die regionale 
Verantwortung gestellt und kann im Sinne der regiona-
len Identität gestaltet werden. 
 

Der LEP greift die fachlich ausgegliederten Kulturland-
schaften auf (s. Abb. 2) und macht es der Regional-
planung zur Aufgabe, Leitbilder zur Entwicklung dieser 
Kulturlandschaften festzulegen. Die konkrete Benen-
nung von charakterbestimmenden und wertgebenden 
Merkmalen, die in den Kulturlandschaften erhalten und 
entwickelt werden sollen, ist somit in die regionale 
Verantwortung gestellt und kann im Sinne der regiona-
len Identität gestaltet werden. Entsprechend den re-
gionalen Erfordernissen können die Kulturlandschaften 
weiter differenziert und räumlich konkretisiert werden. 
 

Zu 3-2 Bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche  
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Unter Auswertung des kulturlandschaftlichen Inven-
tars, einschließlich des Denkmälerbestandes sowie 
archäologischer Funde und Befunde, sind innerhalb 
der großräumig ausgegliederten Kulturlandschaften 
enger begrenzte "bedeutsame Kulturlandschaftsberei-
che" ermittelt worden, die für die Kulturlandschafts-
entwicklung in Nordrhein-Westfalen und für die Au-
ßendarstellung des Landes von herausgehobener 
Bedeutung sind.  
 

Unter Auswertung des kulturlandschaftlichen Inven-
tars, einschließlich des Denkmälerbestandes sowie 
archäologischer Funde und Befunde, können inner-
halb der großräumig ausgegliederten Kulturlandschaf-
ten enger begrenzte "bedeutsame Kulturlandschafts-
bereiche" ermittelt werden. Einige solcher bedeutsa-
men Kulturlandschaftsbereiche sind für die Kulturland-
schaftsentwicklung in Nordrhein-Westfalen und für die 
Außendarstellung des Landes von herausgehobener 
Bedeutung und insofern “landesbedeutsam“. Im LEP, 
Abb. 2 werden auf der Grundlage des o. a. kulturland-
schaftlichen Fachbeitrags der Landschaftsverbände 29 
„landesbedeutsame Kulturlandschaftsbereiche“ ge-
kennzeichnet.  
 

Die in Anhang 2 angegebenen wertgebenden Elemen-
te und Strukturen dieser 29 "landesbedeutsamen Kul-
turlandschaftsbereiche" sollen bei regionalplaneri-
schen Festlegungen und anderen nachgeordneten 

Die in Anhang 2 angegebenen wertgebenden Elemen-
te und Strukturen dieser 29 "landesbedeutsamen Kul-
turlandschaftsbereiche" sollen bei regionalplaneri-
schen Festlegungen und anderen nachgeordneten 

                                                 

1 Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Landschaftsverband Rheinland: Erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung in Nordrhein-
Westfalen; Münster, Köln 2007 
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Planungen besonders berücksichtigt und aufgegriffen 
werden. Sie sollen in den regionalplanerischen Leitbil-
dern zur Erhaltung und Entwicklung der Kulturland-
schaften durch entsprechende textliche Darstellungen 
gesichert werden. Soweit erforderlich, können einzelne 
flächige Kulturlandschaftselemente in den Regio-
nalplänen zeichnerisch mit einer entsprechenden 
Zweckbindung gesichert werden. 
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Die in die landesbedeutsamen Kulturlandschaftsberei-
che einbezogenen archäologischen Fundbereiche 
sollen möglichst gesichert und in Wert gesetzt werden. 
Bei vorrangigen konkurrierenden Raumansprüchen ist 
vor deren Realisierung eine hinreichende Erkundung 
und Dokumentation vorzunehmen.  
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Die Realisierung von Nutzungsanforderungen, z. B. 
die Errichtung von Windenergieanlagen, muss in lan-
desbedeutsamen Kulturlandschaftsbereichen im Ein-
zelfall im Hinblick auf deren wertgebenden Elemente 
und Strukturen beurteilt werden. 
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reichen sind von den Landschaftsverbänden in den 
gutachterlichen Empfehlungen für die Landesplanung 
weitere "bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche" als 
räumliches Rückgrat der nordrhein-westfälischen Kul-
turlandschaftsentwicklung herausgearbeitet worden.  
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räumliches Rückgrat der nordrhein-westfälischen Kul-
turlandschaftsentwicklung herausgearbeitet worden.  
 

Diese "bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche" sollen 
bei der erhaltenden Kulturlandschaftsentwicklung auf 
regionaler Ebene unter Einbeziehung fortschreitender 
Fachkenntnisse sachlich und räumlich konkretisiert 
und ergänzt werden. Ihre wertgebenden Elemente und 
Strukturen sollen einschließlich schutzwürdiger Böden, 
die Zeugnis bestimmter historischer Bewirtschaftungs-
formen sind, bei der Abwägung mit konkurrierenden 
Raumansprüchen angemessen berücksichtigt werden. 
Sie können in die regionalplanerischen Leitbilder zur 
Erhaltung und Entwicklung der Kulturlandschaften 
entsprechend aufgenommen werden. 
 

Diese "bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche" sollen 
bei der erhaltenden Kulturlandschaftsentwicklung auf 
regionaler Ebene unter Einbeziehung fortschreitender 
Fachkenntnisse sachlich und räumlich konkretisiert 
und ergänzt werden. Ihre wertgebenden Elemente und 
Strukturen sollen einschließlich schutzwürdiger Böden, 
die Zeugnis bestimmter historischer Bewirtschaftungs-
formen sind, bei der Abwägung mit konkurrierenden 
Raumansprüchen angemessen berücksichtigt werden. 
Sie können in die regionalplanerischen Leitbilder zur 
Erhaltung und Entwicklung der Kulturlandschaften 
entsprechend aufgenommen werden. 
 

Zu 3-3 Historische Stadtkerne, Denkmäler und 
andere kulturlandschaftlich wertvolle Gege-
benheiten  

 

Zu 3-3 Historische Stadtkerne, Denkmäler und an-
dere kulturlandschaftlich wertvolle Gegebenheiten  
 

Kulturhistorisch bedeutsame Landschaftsteile, -
strukturen und -elemente sowie Orts- und Land-
schaftsbilder mit ihren Kultur- und Naturdenkmälern 
besitzen vielfach ungenutzte identitätsstiftende und 
imagebildende Potentiale. Dies gilt auch für Sichtbe-
ziehungen und Sichträume. Es gilt, diese Potentiale zu 
erkennen, die Bedeutung von wertgebenden Kultur-
landschaftselementen sowie Raum- und Sichtbezügen 
bewusst zu machen und ihre Wahrnehmbarkeit zu 
verbessern. 
 

Kulturhistorisch bedeutsame Landschaftsteile, -
strukturen und -elemente sowie Orts- und Land-
schaftsbilder mit ihren Kultur- und Naturdenkmälern 
besitzen vielfach ungenutzte identitätsstiftende und 
imagebildende Potentiale. Dies gilt auch für Sichtbe-
ziehungen und Sichträume. Es gilt, diese Potentiale zu 
erkennen, die Bedeutung von wertgebenden Kultur-
landschaftselementen sowie Raum- und Sichtbezügen 
bewusst zu machen und ihre Wahrnehmbarkeit zu 
verbessern. 
 

Diese Wertmerkmale und Entwicklungschancen sollen Diese Wertmerkmale und Entwicklungschancen sollen 
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bei raumwirksamen Entscheidungen – auch in der 
Regionalplanung und in strategischen Umweltprüfun-
gen – berücksichtigt werden. Neben dieser passiven 
Berücksichtigung geht es auch um die Entwicklung 
und Nutzung bedeutender Standortfaktoren und Al-
leinstellungsmerkmale. Maßnahmen hierzu sollen im 
Rahmen der Regionalentwicklung und auf örtlicher 
Ebene geplant und umgesetzt werden. 
 

bei raumwirksamen Entscheidungen – auch in der 
Regionalplanung und in strategischen Umweltprüfun-
gen – berücksichtigt werden. Neben dieser passiven 
Berücksichtigung geht es auch um die Entwicklung 
und Nutzung bedeutender Standortfaktoren und Al-
leinstellungsmerkmale. Maßnahmen hierzu sollen im 
Rahmen der Regionalentwicklung und auf örtlicher 
Ebene geplant und umgesetzt werden. 
 

Denkmäler und Ortsbilder können auf Dauer nur durch 
eine adäquate Nutzung erhalten werden; hierzu sind 
z.T. Kompromisse zwischen konservierendem Schutz 
und zukünftigen Nutzungsansprüchen notwendig. Da-
bei soll angemessen auf die besonderen Bedürfnisse 
der Barrierefreiheit geachtet werden. 
 

Denkmäler und Ortsbilder können auf Dauer nur durch 
eine adäquate Nutzung erhalten werden; hierzu sind 
z.T. Kompromisse zwischen konservierendem Schutz 
und zukünftigen, auch wirtschaftlich orientierten Nut-
zungsansprüchen notwendig. Dabei soll angemessen 
auf die besonderen Bedürfnisse der Barrierefreiheit 
geachtet werden. 
 

Zu 3-4 Neu zu gestaltende Landschaftsberei-
che  

 

Zu 3-4 Neu zu gestaltende Landschaftsbereiche  
 

Neben der Erhaltung des kulturlandschaftlichen Erbes 
zielt die erhaltende Kulturlandschaftsgestaltung auch 
auf eine qualitativ hochwertige Gestaltung der Land-
schaft nach unseren heutigen Vorstellungen. Eine 
Neugestaltung der Landschaft ist vor allem dort mög-
lich, wo in großem Umfang die bisherige Nutzung auf-
gegeben oder geändert wird. In solchen Bereichen ist 
dabei oft die Sanierung von Schäden erforderlich. 
Neben der Verwirklichung zeitgemäßer Gestaltungs-
konzepte kann auch die Entwicklung naturnaher Be-
reiche ("Paradiese aus zweiter Hand") verfolgt werden. 
Der Grundsatz zielt insbesondere auf Gestaltungs- 
und Entwicklungsfragen in Folge von Bergbautätigkeit, 
großräumigen Auskiesungen und großstädtischen 
Schrumpfungsprozessen. Einzelne Zeugnisse dieser 
bisherigen Nutzungen sollen erhalten werden. 
 

Neben der Erhaltung des kulturlandschaftlichen Erbes 
zielt die erhaltende Kulturlandschaftsgestaltung auch 
auf eine qualitativ hochwertige Gestaltung der Land-
schaft nach unseren heutigen Vorstellungen. Eine 
Neugestaltung der Landschaft ist vor allem dort mög-
lich, wo in großem Umfang die bisherige Nutzung auf-
gegeben oder geändert wird. In solchen Bereichen ist 
dabei oft die Sanierung von Schäden erforderlich. 
Neben der Verwirklichung zeitgemäßer Gestaltungs-
konzepte kann auch die Entwicklung naturnaher Be-
reiche ("Paradiese aus zweiter Hand") verfolgt werden. 
Der Grundsatz zielt insbesondere auf Gestaltungs- 
und Entwicklungsfragen in Folge von Bergbautätigkeit, 
großräumigen Auskiesungen und großstädtischen 
Schrumpfungsprozessen. Zeugnisse dieser bisherigen 
Nutzungen sollen unter Einbeziehung kulturlandschaft-
licher Zusammenhänge erhalten werden. 
 

 
  



3. Erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung    
 

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen   30 
geänderter Entwurf nach erstem Beteiligungsverfahren, Stand: 22.09.2015 
 
 

 
Abbildung 2 Kulturlandschaften und Kulturlandschaftsbereiche in NRW 
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4. Klimaschutz und Anpassung an den Klima-
wandel  

 

 
4. Klimaschutz und Anpassung an den Klimawan-
del  
 

Ziele und Grundsätze 
 

Ziele und Grundsätze 
 

4-1 Grundsatz Klimaschutz  4-1 Grundsatz Klimaschutz  
Die Raumentwicklung soll zum Ressourcenschutz, 
zur effizienten Nutzung von Ressourcen und Ener-
gie, zur Energieeinsparung und zum Ausbau der 
erneuerbaren Energien beitragen, um den Ausstoß 
von Treibhausgasen soweit wie möglich zu redu-
zieren.  
 

Die Raumentwicklung soll zum Ressourcenschutz, 
zur effizienten Nutzung von Ressourcen und Ener-
gie, zur Energieeinsparung und zum Ausbau der 
erneuerbaren Energien beitragen, um den Ausstoß 
von Treibhausgasen soweit wie möglich zu redu-
zieren. 

Dem dienen insbesondere  Dem dienen insbesondere  
- die raumplanerische Vorsorge für eine klima-

verträgliche Energieversorgung, insbesondere 
für Standorte zur Nutzung und Speicherung er-
neuerbarer Energien sowie für Trassen für zu-
sätzliche Energieleitungen; 

- die raumplanerische Vorsorge für eine klima-
verträgliche Energieversorgung, insbesondere 
für Standorte zur Nutzung und Speicherung er-
neuerbarer Energien sowie für Trassen für zu-
sätzliche Energieleitungen; 

- die Nutzung der Potentiale der Kraft-Wärme-
Kopplung und der industriellen Abwärme; 

- die Nutzung der Potentiale der Kraft-Wärme-
Kopplung und der industriellen Abwärme; 

- eine energiesparende Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung im Sinne einer Verminderung 
der Siedlungsflächenentwicklung und einer 
verkehrsreduzierenden Abstimmung von Sied-
lungsentwicklung und Verkehrsinfrastruktur;  

- eine energiesparende Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung im Sinne einer Verminderung 
der Siedlungsflächenentwicklung und einer 
verkehrsreduzierenden Abstimmung von Sied-
lungsentwicklung und Verkehrsinfrastruktur;  

- die Sicherung und Vermehrung sowie nachhal-
tige Bewirtschaftung von Wäldern und die Si-
cherung von weiteren CO2-Senken wie z. B. 
Mooren und Grünland. 

 

- die Sicherung und Vermehrung sowie nachhal-
tige Bewirtschaftung von Wäldern und die Si-
cherung von weiteren CO2-Senken wie z. B. 
Mooren und Grünland. 

 
4-2 Grundsatz Anpassung an den Klimawandel 
(Klimaanpassung)  

4-2 Grundsatz Anpassung an den Klimawandel 
(Klimaanpassung)  

Bei der Entwicklung des Raumes sollen vorsor-
gend die zu erwartenden Klimaänderungen und 
deren Auswirkungen berücksichtigt werden. 

Bei der Entwicklung des Raumes sollen vorsor-
gend die zu erwartenden Klimaänderungen und 
deren Auswirkungen berücksichtigt werden. 

Hierzu sollen beitragen  Hierzu sollen insbesondere beitragen  
- die Sicherung und Rückgewinnung von Über-

schwemmungsbereichen, 
- die Sicherung und Rückgewinnung von Über-

schwemmungsbereichen, 
- die Risikovorsorge in potentiellen Überflu-

tungsbereichen, 
- die Risikovorsorge in potentiellen Überflu-

tungsbereichen, 
- die Milderung von Hitzefolgen in Siedlungsbe-

reichen durch Erhaltung von Kaltluftbahnen 
sowie innerstädtischen Grünflächen, Wäldern 
und Wasserflächen,  

- die Milderung von Hitzefolgen in Siedlungsbe-
reichen durch Erhaltung von Kaltluftbahnen 
sowie innerstädtischen Grünflächen, Wäldern 
und Wasserflächen,  

- die langfristige Sicherung von Wasserressour-
cen, 

- die langfristige Sicherung von Wasserressour-
cen sowie 

- die Berücksichtigung sich ändernder Bedin-
gungen für Erholung, Sport, Freizeit und Tou-
rismus sowie 

 

- die Sicherung eines Biotopverbundsystems als 
Voraussetzung für die Erhaltung der Artenviel-
falt bei sich räumlich verschiebenden Verbrei-

- die Sicherung eines Biotopverbundsystems als 
Voraussetzung für die Erhaltung der Artenviel-
falt bei sich räumlich verschiebenden Verbrei-
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tungsgebieten von klimasensiblen Pflanzen- 
und Tierarten. 

 

tungsgebieten von klimasensiblen Pflanzen- 
und Tierarten. 

 
4-3 Ziel Klimaschutzplan  
Die Raumordnungspläne setzen diejenigen Festle-
gungen des Klimaschutzplans NRW um, die gemäß 
§ 6 Abs. 6 Klimaschutzgesetz NRW für verbindlich 
erklärt worden sind, soweit sie durch Ziele oder 
Grundsätze der Raumordnung gesichert werden 
können. 
 

 

4-4 Grundsatz Klimaschutzkonzepte  4-3 Grundsatz Klimaschutzkonzepte  
Vorliegende regionale und kommunale Klima-
schutzkonzepte sind in der Regionalplanung zu 
berücksichtigen.  
 

Vorliegende Klimaschutzkonzepte und den Klima-
schutz betreffende Fachbeiträge sind in der Re-
gionalplanung zu berücksichtigen.  
 

Erläuterungen 
 

Erläuterungen 
 

Zu 4-3 Klimaschutzplan 
Der durch menschliche Aktivitäten verursachte Klima-
wandel bedroht die natürlichen Lebensgrundlagen 
weltweit und zieht erhebliche volkswirtschaftliche Ko-
sten nach sich – auch in Nordrhein-Westfalen. Ex-
tremwetterereignisse wie Hitzewellen, Starknieder-
schläge und Hochwasser sind zunehmend auch in 
Nordrhein-Westfalen zu beobachten.  
Wissenschaftlichen Erkenntnissen zufolge hat eine 
Erwärmung der Erdoberflächentemperatur um mehr 
als 2 °C gegenüber vorindustriellem Niveau unum-
kehrbare und unbeherrschbare Folgen für Mensch und 
Umwelt. Um diese Gefahr abzuwenden gilt es vor 
allem, die Treibhausgasemissionen zu reduzieren.  
 

Der durch menschliche Aktivitäten verursachte Klima-
wandel bedroht die natürlichen Lebensgrundlagen 
weltweit und zieht erhebliche volkswirtschaftliche Ko-
sten nach sich – auch in Nordrhein-Westfalen. Ex-
tremwetterereignisse wie Hitzewellen, Starknieder-
schläge und Hochwasser sind zunehmend auch in 
Nordrhein-Westfalen zu beobachten. Wissenschaftli-
chen Erkenntnissen zufolge hat eine Erwärmung der 
Erdoberflächentemperatur um mehr als 2 °C gegen-
über vorindustriellem Niveau unumkehrbare und un-
beherrschbare Folgen für Mensch und Umwelt. Um 
diese Gefahr abzuwenden gilt es vor allem, die Treib-
hausgasemissionen zu reduzieren. 
 

Die Landesregierung hat sich deshalb das Ziel ge-
setzt, dass die Gesamtsumme der in Nordrhein-
Westfalen emittierten Treibhausgase bis 2020 um 
mindestens 25 % und bis 2050 um mindestens 80 % 
gegenüber 1990 reduziert werden soll.  
 

Die Landesregierung hat sich deshalb das Ziel ge-
setzt, dass die Gesamtsumme der in Nordrhein-
Westfalen emittierten Treibhausgase bis 2020 um 
mindestens 25 % und bis 2050 um mindestens 80 % 
gegenüber 1990 reduziert werden soll. Dieses Ziel 
wurde in § 3 Abs. 1 Klimaschutzgesetz NRW auch 
gesetzlich verankert. 
 

Die Maßnahmen zur Erreichung der landesweiten 
Klimaschutzziele sowie zur Begrenzung der negativen 
Auswirkungen des Klimawandels werden aufbauend 
auf dem Klimaschutzgesetz NRW in einem Klima-
schutzplan festgelegt. Soweit erforderlich enthält der 
Klimaschutzplan auch Hinweise für die regionalen 
Plangebiete, wie z. B. die Sicherung von Standorten 
für die Gewinnung und Speicherung erneuerbarer 
Energien und energiesparende Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklungen im Sinne einer Minimierung der 
Siedlungsflächenentwicklung und einer verkehrsmini-
mierenden Abstimmung von Siedlungsentwicklung und 
Verkehrsinfrastruktur. 
 

Die Maßnahmen zur Erreichung der landesweiten 
Klimaschutzziele sowie zur Begrenzung der negativen 
Auswirkungen des Klimawandels werden aufbauend 
auf dem Klimaschutzgesetz NRW in einem Klima-
schutzplan festgelegt. Soweit erforderlich enthält der 
Klimaschutzplan auch Hinweise für die regionalen 
Plangebiete, wie z. B. die Sicherung von Standorten 
für die Gewinnung und Speicherung erneuerbarer 
Energien und energiesparende Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklungen im Sinne einer Minimierung der 
Siedlungsflächenentwicklung und einer verkehrsmini-
mierenden Abstimmung von Siedlungsentwicklung und 
Verkehrsinfrastruktur.  
 

Die im Klimaschutzplan dargelegten Erfordernisse zur 
Erreichung der Klimaschutzziele müssen auch in den 
Raumordnungsplänen zum Tragen kommen. 
Abgesehen von seinen eigenen landesplanerischen 
Vorgaben zum Klimaschutz und zur Anpassung an zu 
erwartende Auswirkungen des Klimawandels, greift 

Gemäß § 12 Abs. 6 LPlG besteht eine grundsätzliche 
Verpflichtung der Raumordnungsplanung, die Erfor-
dernisse des Klimaschutzes und der Anpassung an 
den Klimawandel hinsichtlich der in § 3 Klimaschutz-
gesetz verankerten Klimaschutzziele umzusetzen. 
Gemäß § 12 Abs. 7 LPlG sind in den Raumordnungs-
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der LEP eine Verfahrensvorschrift des Landespla-
nungsgesetzes auf und verlangt, dass verbindliche 
Vorgaben des Klimaschutzplans entsprechend § 8 
Abs. 6 ROG in der Raumordnungsplanung umgesetzt 
werden. 

plänen diejenigen Festlegungen des Klimaschutz-
plans, die gemäß § 6 Absatz 6 Klimaschutzgesetz 
NRW für verbindlich erklärt worden sind umzusetzen, 
soweit sie durch Ziele oder Grundsätze der Raumord-
nung gesichert werden können. 
 

Die raumordnerische Umsetzung von Festlegungen 
des Klimaschutzplans ist möglich, wenn ein Raumbe-
zug gegeben ist. Sie erfolgt wenn möglich über Ziele, 
sonst über Grundsätze der Raumordnung. Die im 
Raumordnungsgesetz vorgesehene umfassende Ab-
wägung aller Belange bei der Aufstellung der Raum-
ordnungspläne bleibt dabei erhalten. 
 

Die raumordnerische Umsetzung von Festlegungen 
des Klimaschutzplans ist möglich, wenn ein Raumbe-
zug gegeben ist. Sie erfolgt wenn möglich über Ziele, 
sonst über Grundsätze der Raumordnung. Dabei bleibt 
die in § 1 Abs. 1 ROG für die Festlegung von Zielen 
und Grundsätzen der Raumordnung vorgeschriebene 
umfassende Abwägung aller Belange erhalten.  
 

Diese entfalten die nach § 4 ROG festgelegte Bin-
dungswirkung für nachgeordnete Planungsträger und 
schaffen so die Voraussetzungen dafür, dass auf den 
nachfolgenden Planungsebenen die Festlegungen des 
Klimaschutzplans zum Tragen kommen. 
 

Die Ziele der Raumordnung entfalten die nach § 4 
ROG festgelegte Bindungswirkung für nachgeordnete 
Planungsträger und schaffen so die Voraussetzungen 
dafür, dass auf den nachfolgenden Planungsebenen 
die Festlegungen des Klimaschutzplans zum Tragen 
kommen. 
 

Der Klimaschutzplan wird alle fünf Jahre fortgeschrie-
ben werden. Dies gibt – soweit er raumbedeutsame 
Erfordernisse vorsieht – ggf. Anlass, das Erfordernis 
einer Regionalplanänderung zu prüfen. 
 

Der Klimaschutzplan wird alle fünf Jahre fortgeschrie-
ben werden. Dies gibt – soweit er raumbedeutsame 
Erfordernisse vorsieht, ggf. Anlass das Erfordernis 
einer Regionalplanänderung zu prüfen. 
 

Zu 4-1 Klimaschutz 
 

Zu 4-1 Klimaschutz 
 

Der Klimawandel hat seine wesentliche Ursache im 
Ausstoß von Treibhausgasen als Konsequenz tech-
nisch-ökonomisch-gesellschaftlicher Entwicklungen 
und damit verbundener Lebensstile. Klimaschutz heißt 
daher auch, gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
und individuelle Lebensweisen zu verändern: in der 
Mobilität und Energienutzung, im Bauen und Wohnen, 
im Konsum und in der Ernährung.  
 

Der Klimawandel hat seine wesentliche Ursache im 
Ausstoß von Treibhausgasen als Konsequenz tech-
nisch-ökonomisch-gesellschaftlicher Entwicklungen 
und damit verbundener Lebensstile. Klimaschutz heißt 
daher auch, gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
und individuelle Lebensweisen zu verändern: in der 
Mobilität und Energienutzung, im Bauen und Wohnen, 
im Konsum und in der Ernährung.  
 

Die Raumordnung kann zum Klimaschutz beitragen, 
indem sie an den räumlichen Voraussetzungen der 
Energienutzungskette von der Erzeugung über den 
Transport bis hin zum Endverbrauch ansetzt. Um die 
nordrhein-westfälischen Klimaschutzziele zu errei-
chen, wird langfristig eine Umstellung der Energiever-
sorgung auf erneuerbare Energieträger angestrebt. 
Energieerzeugung aus erneuerbaren Quellen verrin-
gert die Abhängigkeit Nordrhein-Westfalens von Im-
port-Energierohstoffen und trägt maßgeblich zur Re-
duzierung der Treibhausgasemissionen bei. Raum-
ordnerisch erfordert dies vor allem die Sicherung von 
Standorten für die Energieerzeugung aus erneuerba-
ren Energieträgern, wie z. B. Wind, Biomasse, Sonne, 
Geothermie, Wasser. Durch die Umstellung der Ener-
gieversorgung auf erneuerbare Energien kommt es 
zunehmend zu einer fluktuierenden Stromerzeugung. 
Daher bedarf es der raumordnerischen Vorsorge für 
die Speicherung erneuerbarer Energien. Die mit der 
Nutzung erneuerbarer Energien einhergehende De-
zentralisierung der Energieversorgung bedingt zudem 
den Ausbau des Energienetzes. Dafür sind Trassen 
für zusätzliche Energieleitungen zu sichern. Die raum-
planerische Vorsorge für Standorte und Trassen er-

Für Raumordnungspläne gilt § 12 Abs. 6 und 7 LPlG. 
Die Raumordnung kann zum Klimaschutz beitragen, 
indem sie an den räumlichen Voraussetzungen der 
Energienutzungskette von der Erzeugung über den 
Transport bis hin zum Endverbrauch ansetzt. Um die 
nordrhein-westfälischen Klimaschutzziele zu errei-
chen, wird langfristig eine Umstellung der Energiever-
sorgung auf erneuerbare Energieträger angestrebt. 
Energieerzeugung aus erneuerbaren Quellen verrin-
gert die Abhängigkeit Nordrhein-Westfalens von Im-
port-Energierohstoffen und trägt maßgeblich zur Re-
duzierung der Treibhausgasemissionen bei. Raum-
ordnerisch erfordert dies vor allem die Sicherung von 
Standorten für die Energieerzeugung aus erneuerba-
ren Energieträgern, wie z. B. Wind, Biomasse, Sonne, 
Geothermie, Wasser. Durch die Umstellung der Ener-
gieversorgung auf erneuerbare Energien kommt es 
zunehmend zu einer fluktuierenden Stromerzeugung. 
Daher bedarf es der raumordnerischen Vorsorge für 
die Speicherung erneuerbarer Energien. Die mit der 
Nutzung erneuerbarer Energien einhergehende De-
zentralisierung der Energieversorgung bedingt zudem 
den Ausbau des Energienetzes. Dafür sind Trassen 
für zusätzliche Energieleitungen zu sichern. Die raum-
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folgt in Abwägung mit anderen Ansprüchen an den 
Raum (s.a. Kap. 10 Energieversorgung und 8.2 
Transport in Leitungen). Weiterhin stellt der Ausbau 
der dezentralen, effizienten und klimafreundlichen 
Kraft-Wärme-Kopplung und der Nutzung industrieller 
Abwärme einen wesentlichen Baustein zur Erreichung 
der Klimaschutzziele dar. 
 

planerische Vorsorge für Standorte und Trassen er-
folgt in Abwägung mit anderen Ansprüchen an den 
Raum (s.a. Kap. 10 Energieversorgung und 8.2 
Transport in Leitungen). Weiterhin stellt der Ausbau 
der dezentralen, effizienten und klimafreundlichen 
Kraft-Wärme-Kopplung und der Nutzung industrieller 
Abwärme einen wesentlichen Baustein zur Erreichung 
der Klimaschutzziele dar. 
 

Weitere Beiträge der Raumordnung zum Klimaschutz 
sind die konsequente planerische Unterstützung einer 
dem Leitbild der dezentralen Konzentration entspre-
chenden energiesparenden und verkehrsvermeiden-
den Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung (vgl. 
Kap. 6.1 Festlegungen für den gesamten Siedlungs-
raum und 7.1 Freiraumsicherung und Bodenschutz) 
sowie die Erhaltung von Mooren und die Erhaltung 
und Vermehrung von Wäldern und anderen Ökosy-
stemen, die sich neben ihrer Bedeutung für Natur, 
Landschaft und Erholung als CO2-Senken auszeich-
nen (s.a. Kap. 7.2 Natur und Landschaft und 7.3 Wald 
und Forstwirtschaft). 
 

Weitere Beiträge der Raumordnung zum Klimaschutz 
sind die konsequente planerische Unterstützung einer 
dem Leitbild der dezentralen Konzentration entspre-
chenden energiesparenden und verkehrsvermeiden-
den Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung (vgl. 
Kap. 6.1 Festlegungen für den gesamten Siedlungs-
raum und 7.1 Freiraumsicherung und Bodenschutz) 
sowie die Erhaltung von Mooren und die Erhaltung 
und Vermehrung von Wäldern und anderen Ökosy-
stemen, die sich neben ihrer Bedeutung für Natur, 
Landschaft und Erholung als CO2-Senken auszeich-
nen (s.a. Kap. 7.2 Natur und Landschaft und 7.3 Wald 
und Forstwirtschaft). 
 

Zu 4-2 Anpassung an den Klimawandel (Klimaan-
passung) 
 

Zu 4-2 Anpassung an den Klimawandel (Klimaan-
passung) 
 

Trotz der Anstrengungen zum Klimaschutz gehen 
Prognosen für Nordrhein-Westfalen von einer langfri-
stigen Erhöhung der Durchschnittstemperatur, stei-
genden Niederschlägen in den Wintermonaten und 
einer Zunahme von Extremwetterereignissen aus. 
Daher ist eine rechtzeitige Anpassung an die Auswir-
kungen der Klimaänderungen notwendig, etwa bei 
Architektur, Bautechnik und Siedlungsentwässerung 
sowie den land- und forstwirtschaftlichen Anbaume-
thoden und der Nutzpflanzen- bzw. Baumartenwahl.  

Trotz der Anstrengungen zum Klimaschutz gehen 
Prognosen für Nordrhein-Westfalen von einer langfri-
stigen Erhöhung der Durchschnittstemperatur, stei-
genden Niederschlägen in den Wintermonaten und 
einer Zunahme von Extremwetterereignissen aus. 
Daher ist eine rechtzeitige Anpassung an die Auswir-
kungen der Klimaänderungen notwendig, etwa bei 
Architektur, Bautechnik und Siedlungsentwässerung 
sowie den land- und forstwirtschaftlichen Anbaume-
thoden und der Nutzpflanzen- bzw. Baumartenwahl.  
 

Raumplanerische Erfordernisse sind insbesondere  Raumplanerische Erfordernisse sind insbesondere  
− die Freihaltung und Rückgewinnung von Über-

schwemmungsbereichen zum schadlosen Abfluss 
von Hochwässern (s.a. Kap. 7.4 Wasser) sowie 

− die Freihaltung und Rückgewinnung von Über-
schwemmungsbereichen zum schadlosen Abfluss 
von Hochwässern (s.a. Kap. 7.4 Wasser) sowie 

− die Sicherung der ausgleichenden Funktion des 
Freiraumes für angrenzende städtische Siedlungs-
räume über regionale Grünzüge und andere 
Frischluftkorridore,  

− die Sicherung der ausgleichenden Funktion des 
Freiraumes für angrenzende städtische Siedlungs-
räume über regionale Grünzüge und andere 
Frischluftkorridore,  

− die Sicherung innerstädtischer Grün-, Wasser- und 
Waldflächen (s.a. Kap. 6.1 Festlegungen für den 
gesamten Siedlungsraum),  

− die Sicherung innerstädtischer Grün-, Wasser- und 
Waldflächen (s.a. Kap. 6.1 Festlegungen für den 
gesamten Siedlungsraum),  

− die Sicherung von Wasserressourcen unter Be-
rücksichtigung klimaschützender Nutzungen wie 
beispielsweise der Wasserkraft, 

− die Sicherung und Entwicklung eines umfassen-
den Biotopverbundsystems, das Ausweich- und 
Wanderungsbewegungen für Arten ermöglicht, 
welche vom Klimawandel negativ beeinflusst wer-
den (s.a. Kap. 7.2 Natur und Landschaft). 

 

− die Sicherung und Entwicklung eines umfassen-
den Biotopverbundsystems, das klimasensitiven 
Arten Ausweich- bzw. Wanderbewegungen als 
Reaktion auf sich ändernde Klimaverhältnisse er-
möglicht und die Ansprüche klimasensitiver Arten 
und Biotope berücksichtigt (s.a. Kap. 7.2 Natur 
und Landschaft). 

 
Zu 4-4 Klimaschutzkonzepte  
 

Zu 4-3 Klimaschutzkonzepte  
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Um die Klimaschutzziele der Landesregierung umzu-
setzen, sind die Bezirksregierungen und andere öffent-
liche Stellen aufgefordert, Klimaschutzkonzepte zu 
erstellen. Solche regionalen und kommunalen Klima-
schutzkonzepte zeigen die im jeweiligen Gebiet gege-
benen Möglichkeiten zu Klimaschutz und Klimaanpas-
sung auf und schlagen entsprechende Maßnahmen 
vor.  
 

Um die Klimaschutzziele der Landesregierung umzu-
setzen, sind die öffentlichen Stellen im Sinne des § 2 
Abs. 2 Klimaschutzgesetz NRW aufgefordert, gemäß  
§ 5 Klimaschutzgesetz Klimaschutzkonzepte zu erstel-
len. Neben diesen zeigen auch die auf freiwilliger Ba-
sis durch die Kommunen entwickelten Klimaschutz-
konzepte die im jeweiligen Gebiet gegebenen Mög-
lichkeiten zu Klimaschutz und Klimaanpassung auf 
und schlagen entsprechende Maßnahmen vor. 
 

Um die Klimaschutzkonzepte erfolgreich umsetzen zu 
können, sollen die darin enthaltenen raumrelevanten 
Aussagen in die Raumordnungspläne einfließen. 
 

Um die Klimaschutzkonzepte erfolgreich umsetzen zu 
können, sollen die darin enthaltenen raumrelevanten 
Aussagen in die Raumordnungspläne einfließen. Au-
ßerdem erarbeitet das Landesamt für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz für die Regionalplanung Fach-
beiträge zur Anpassung an den Klimawandel. 
 

Die Berücksichtigung der Klimaschutzkonzepte in der 
Regionalplanung erfolgt insbesondere bei der Plan-
fortschreibung soweit diese Planungsgrundlagen zur 
Entwurfserarbeitung rechtzeitig vorliegen.  
 

Die Berücksichtigung der Klimaschutzkonzepte und 
der Fachbeiträge in der Regionalplanung erfolgt ins-
besondere bei der Planfortschreibung soweit diese 
Planungsgrundlagen zur Entwurfserarbeitung rechtzei-
tig vorgelegt werden.  
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5. Regionale und grenzübergreifende Zusammenarbeit 
 
LEP-Entwurf - Stand: 25.6.2013  
entfallender Text ist durchgestrichen  

Änderungen des Entwurfs – Stand 22.09.2015 
geänderter Text ist unterstrichen  

 
5. Regionale und grenzübergreifende Zusammen-
arbeit 
 

5. Regionale und grenzübergreifende Zusammen-
arbeit 

 
Grundsätze 
 

Grundsätze 
 

5-1 Grundsatz Regionale Konzepte in der Regio-
nalplanung 

5-1 Grundsatz Regionale Konzepte in der Regio-
nalplanung 

Regionale Entwicklungskonzepte sowie Maßnah-
men und Projekte für die regionale Daseinsvorsor-
ge und eine nachhaltige Regionalentwicklung, die 
von kommunalen, regionalen und/oder staatlichen 
Institutionen auch in Zusammenwirken mit priva-
ten Akteuren erarbeitet worden sind, sollen wie 
Fachbeiträge von der Regionalplanung berück-
sichtigt werden. 
 

Regionale Entwicklungskonzepte sowie Maßnah-
men und Projekte für die regionale Daseinsvorsor-
ge und eine nachhaltige Regionalentwicklung, die 
von kommunalen, regionalen und/oder staatlichen 
Institutionen auch in Zusammenwirken mit priva-
ten Akteuren erarbeitet worden sind, sollen wie 
Fachbeiträge von der Regionalplanung berück-
sichtigt werden. 
 

5-2 Grundsatz Europäische Metropolregion Nord-
rhein-Westfalen 

5-2 Grundsatz Europäischer Metropolraum Nord-
rhein-Westfalen 

Die regionalen Kooperationen sowie das Land 
Nordrhein-Westfalen sollen die Europäische Me-
tropolregion Nordrhein-Westfalen entwickeln. Sie 
sollen die Standortvoraussetzungen für die inter-
nationalen Metropolfunktionen insbesondere in 
den Bereichen Infrastruktur, Dienstleistungen, 
Forschung und Entwicklung sowie Kultur, Erho-
lung, Sport, Freizeit und Tourismus sichern und 
verbessern. 
 

Der Metropolraum Nordrhein-Westfalen soll durch 
verstärkte regionale Kooperationen entwickelt 
werden. Dies betrifft insbesondere die internatio-
nalen Standortvoraussetzungen in den Bereichen 
Infrastruktur, Dienstleistungen, Forschung und 
Entwicklung sowie Kultur, Erholung, Sport, Frei-
zeit und Tourismus .  
 
Im gesamten Land sollen vorhandene Ansätze 
internationaler Metropolfunktionen in regionalen, 
z.T. grenzübergreifenden Kooperationen aufgegrif-
fen und entwickelt werden. Das Land wird aus 
Sicht des Landes besonders wichtige Kooperatio-
nen besonders unterstützen. 
 
Kooperation und funktionale Arbeitsteilung sollen 
insbesondere in der Metropolregion Ruhr und der 
Metropolregion Rheinland Synergien ausschöpfen. 
 
Bei internationalen Darstellungen und Wettbewer-
ben soll die Stärke und Leistungsfähigkeit des 
gesamten Metropolraums Nordrhein-Westfalen 
präsentiert werden. 
 

5-3 Grundsatz Grenzüberschreitende und transna-
tionale Zusammenarbeit 

5-3 Grundsatz Grenzüberschreitende und transna-
tionale Zusammenarbeit 

Durch grenzüberschreitende und transnationale 
Zusammenarbeit soll die Raumentwicklung in Eu-
ropa mitgestaltet und insbesondere in den grenz-
nahen Räumen eine ausgewogene und nachhaltige 
Entwicklung gewährleistet werden. 
 

Durch grenzüberschreitende und transnationale 
Zusammenarbeit soll die Raumentwicklung in Eu-
ropa mitgestaltet und insbesondere in den grenz-
nahen Räumen eine ausgewogene und nachhaltige 
Entwicklung gewährleistet werden. 
 

Erläuterungen  
 

Erläuterungen  
 

Zu 5-1 Regionale Konzepte in der Regionalplanung 
 

Zu 5-1 Regionale Konzepte in der Regionalplanung 
 

Zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung und für Zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung und für 
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die Bewältigung zentraler Herausforderungen in den 
Regionen (Flächeninanspruchnahme, Klima-
schutz/Klimawandel, Globalisierung und demografi-
scher Wandel) ist es notwendig, dass öffentliche Ak-
teure untereinander und mit Privaten kooperieren und 
sich strategisch vernetzen. Unter einer Region wird 
hier eine räumliche Einheit oberhalb der kommunalen 
und unterhalb der Landesebene verstanden, die im 
Sinne eines regionalen Managements die Kooperation 
der Akteure zweckbezogen und strategisch betreibt. 
 

die Bewältigung zentraler Herausforderungen in den 
Regionen (Flächeninanspruchnahme, Klima-
schutz/Klimawandel, Globalisierung und demografi-
scher Wandel) ist es notwendig, dass öffentliche Ak-
teure untereinander und mit Privaten kooperieren und 
sich strategisch vernetzen. Unter einer Region wird 
hier eine räumliche Einheit oberhalb der kommunalen 
und unterhalb der Landesebene verstanden, die im 
Sinne eines regionalen Managements die Kooperation 
der Akteure zweckbezogen und strategisch betreibt. 
 

Die regional Handelnden müssen sich dabei den Her-
ausforderungen einer zunehmend dynamischen Ent-
wicklung vor Ort gemeinschaftlich stellen. Insbesonde-
re die Organisation der Daseinsvorsorge erfordert eine 
stärkere regionale Zusammenarbeit. Infolge des de-
mographischen Wandels wird in Zukunft nicht jede 
Gemeinde ein komplettes Angebot an Infrastruktur und 
Einrichtungen der Daseinsvorsorge vorhalten können. 
Gleichwohl sollen angemessene Rahmenbedingungen 
auch für Familien erhalten bleiben und die Erreichbar-
keit des Angebotes soll für alle Bevölkerungsgruppen 
gewährleistet werden. Kooperative und arbeitsteilige 
Angebote können nicht nur Kosten sparen, sondern 
auch einen hohen Standard der Versorgungsqualität 
gewährleisten und die Standortattraktivität für Haus-
halte und Unternehmen verbessern. Insbesondere 
benachbarte Gemeinden, die räumlich und funktional 
miteinander verflochten sind, sollen zur Stärkung des 
Angebots und der Leistungsfähigkeit der öffentlichen 
und privaten Dienstleistungs- und Versorgungseinrich-
tungen ihre Planungen und Maßnahmen aufeinander 
abstimmen, konkrete Möglichkeiten zur Kooperation 
nutzen und sich perspektivisch bzw. strategisch be-
züglich regionaler Entwicklungen abstimmen. Dabei 
muss sichergestellt sein, dass die soziale Balance 
innerhalb und zwischen den Kommunen erhalten und 
gestärkt wird.  
 

Die regional Handelnden müssen sich dabei den Her-
ausforderungen einer zunehmend dynamischen Ent-
wicklung vor Ort gemeinschaftlich stellen. Insbesonde-
re die Organisation der Daseinsvorsorge erfordert eine 
stärkere regionale Zusammenarbeit. Infolge des de-
mographischen Wandels wird in Zukunft nicht jede 
Gemeinde ein komplettes Angebot an Infrastruktur und 
Einrichtungen der Daseinsvorsorge vorhalten können. 
Gleichwohl sollen angemessene Rahmenbedingungen 
auch für Familien erhalten bleiben und die Erreichbar-
keit des Angebotes soll für alle Bevölkerungsgruppen 
gewährleistet werden. Kooperative und arbeitsteilige 
Angebote können nicht nur Kosten sparen, sondern 
auch einen hohen Standard der Versorgungsqualität 
gewährleisten und die Standortattraktivität für Haus-
halte und Unternehmen verbessern. Insbesondere 
benachbarte Gemeinden, die räumlich und funktional 
miteinander verflochten sind, sollen zur Stärkung des 
Angebots und der Leistungsfähigkeit der öffentlichen 
und privaten Dienstleistungs- und Versorgungseinrich-
tungen ihre Planungen und Maßnahmen aufeinander 
abstimmen, konkrete Möglichkeiten zur Kooperation 
nutzen und sich perspektivisch bzw. strategisch be-
züglich regionaler Entwicklungen abstimmen. Dabei 
muss sichergestellt sein, dass die soziale Balance 
innerhalb und zwischen den Kommunen erhalten und 
gestärkt wird.  
 

Mit der Berücksichtigung regionaler Konzepte in der 
Regionalplanung wird den Kommunen ein verstärkter 
Anreiz zur regionalen Zusammenarbeit im Sinne eines 
regionalen Managements zur Forcierung von Koopera-
tionen gegeben. Regionale Entwicklungskonzepte, die 
raumbedeutsame Maßnahmen und Projekte in einem 
Handlungsprogramm bündeln, sollen frühzeitig mit den 
Regionalplanungsbehörden erörtert werden. 
 

Mit der Berücksichtigung regionaler Konzepte in der 
Regionalplanung wird den Kommunen ein verstärkter 
Anreiz zur regionalen Zusammenarbeit im Sinne eines 
regionalen Managements zur Forcierung von Koopera-
tionen gegeben. Regionale Entwicklungskonzepte, die 
raumbedeutsame Maßnahmen und Projekte in einem 
Handlungsprogramm bündeln, sollen frühzeitig mit den 
Regionalplanungsbehörden erörtert werden. 
 

Zu 5-2 Europäische Metropolregion Nordrhein-
Westfalen 
 

Zu 5-2 Europäischer Metropolraum Nordrhein-
Westfalen 
 

Gemäß des Raumordnungspolitischen Handlungs-
rahmens der Ministerkonferenz für Raumordnung 
(MKRO) ergänzen die europäischen Metropolregionen 
als räumliche und funktionale Standorte das Zentrale-
Orte-System hinsichtlich einiger herausragender inter-
nationaler Raumfunktionen.  
 

In ihren Leitbildern und Handlungsstrategien für die 
Raumentwicklung in Deutschland gliedert die Minister-
konferenz für Raumordnung (MKRO) das Bundesge-
biet in elf Metropolregionen von europäischer Bedeu-
tung, um damit Kooperations- und Verantwortungsge-
meinschaften zu initiieren und die ökonomische Lei-
stungsfähigkeit von Regionen stärker in den Fokus der 
Raumentwicklung zu rücken. Metropolregionen sind 
dabei ausdrücklich nicht auf Verdichtungsräume be-
grenzt sondern stellen auch „Partnerschaften zwi-
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schen Stadt und Land“ bzw. großräumige Verantwor-
tungsgemeinschaften unter Einbeziehung ländlicher 
Räume dar. 
 

Das gesamte Landesgebiet bildet im europäischen 
Maßstab die Metropolregion Nordrhein-Westfalen. 
Hinsichtlich ihrer Metropolfunktionen liegt die Metro-
polregion Nordrhein-Westfalen an der Spitze aller 
deutschen Regionen. Es liegt im Interesse des ganzen 
Landes, die Metropolfunktionen Nordrhein-Westfalens 
zu stärken und die Position im Wettbewerb mit ande-
ren führenden Wirtschaftsräumen Europas auszubau-
en.  
 

Der Metropolraum Nordrhein-Westfalen verfügt dabei 
über den bevölkerungsreichsten deutschen Verdich-
tungsraum und weist auch in dessen weiterem, z. T. 
über die Landesgrenzen hinausreichenden Verflech-
tungsraum hohe Standortqualitäten und Wachstums-
potentiale auf. Hinsichtlich seiner Metropolfunktionen 
liegt Nordrhein-Westfalen dadurch an der Spitze aller 
deutschen Regionen. Es liegt im Interesse des ganzen 
Landes, die Metropolfunktionen Nordrhein-Westfalens 
zu stärken und die Position im Wettbewerb mit ande-
ren führenden Wirtschaftsräumen Europas auszubau-
en.  
 

Zur Entwicklung der Metropolregion Nordrhein-
Westfalen werden sowohl die Beiträge der regionalen 
Ebene als auch die des Landes benötigt. Regionale 
Zusammenschlüsse von Kommunen wie z. B. Regio-
nalvereine und Regionalverbände treiben die infra-
strukturelle Ausstattung sowie die Koordination bei 
den wirtschaftlichen Standortfaktoren und der nachhal-
tigen Entwicklung voran. Das Land tritt für regionale 
und überregionale Infrastrukturprojekte ein und wirbt 
international für die Metropolregion. 
 

Nordrhein-Westfalen versteht sich dabei einerseits als 
„ein“ Wirtschaftsstandort, dessen Leistungsfähigkeit 
durch landesweite Kooperation ausgebaut und auf 
internationaler Ebene präsentiert werden soll. Ande-
rerseits ist angesichts der Größe des Landes nicht zu 
erwarten, dass alle Akteure alle Aufgaben in „einer“ 
wirksamen Zusammenarbeit bündeln können. Insofern 
liegt die Etablierung einer effektiven Kooperations-
struktur zwar im Interesse des ganzen Landes, doch 
sind dafür in erster Linie die Akteure vor Ort verant-
wortlich und müssen bestehende Ressourcen hierfür 
effizient einsetzen. Das Land wird solche regionalen 
Kooperationen besonders unterstützen; es muss hier-
bei aber auch aus Landessicht Schwerpunkte setzen 
und bestimmte Kooperationen bzw. Funktionen bevor-
zugen. 
 
Neben der schon seit Jahrzehnten als Kommunalver-
band verfassten „Metropole Ruhr“ hat sich die „Metro-
polregion Rheinland“ zur Stärkung ihrer Metropolfunk-
tionen kooperativ zusammengeschlossen. In beiden 
Regionen können vermehrte Kooperation und funktio-
nale Arbeitsteilung noch bei verschiedenen Aufgaben 
Synergien ausschöpfen. In interkommunaler Koopera-
tion entwickelte Konzepte können ggf. in der Regio-
nalplanung aufgegriffen werden. 
 
In anderen Landesteilen zeichnen sich regionale Ko-
operationsräume ab, die i.d.R. eine enge Überein-
stimmung mit den im LPlG vorgegebenen regionalen 
Planungsgebieten aufweisen, so dass auch hier eine 
Verknüpfung der informellen, kooperativen Regional-
entwicklung mit der verbindlichen Regionalplanung 
erleichtert ist. 
 

Zu 5-3 Grenzüberschreitende und transnationale 
Zusammenarbeit 
 

Zu 5-3 Grenzüberschreitende und transnationale 
Zusammenarbeit 
 

Die Raumentwicklung in Europa erfolgt auf der Grund-
lage transnationaler Zusammenarbeit. Im Europäi-
schen Raumentwicklungskonzept (EUREK) von 1999 
haben die EU-Mitgliedstaaten und die Europäische 
Kommission erstmals gemeinsame Entwicklungsziele 
aufgezeigt zur  

Die Raumentwicklung in Europa erfolgt auf der Grund-
lage transnationaler Zusammenarbeit. Im Europäi-
schen Raumentwicklungskonzept (EUREK) von 1999 
haben die EU-Mitgliedstaaten und die Europäische 
Kommission erstmals gemeinsame Entwicklungsziele 
aufgezeigt zur  
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- nachhaltigen Raumentwicklung, - nachhaltigen Raumentwicklung, 
- Entfaltung regionaler Entwicklungspotentiale und  - Entfaltung regionaler Entwicklungspotentiale und  
- Verbindung von Raum- und Stadtentwicklung. 
 

- Verbindung von Raum- und Stadtentwicklung. 
 

Die Territoriale Agenda der Europäischen Union von 
2007 nennt sechs Prioritäten für die Raumentwicklung 
in Europa: 

Die Territoriale Agenda der Europäischen Union von 
2007 nennt sechs Prioritäten für die Raumentwicklung 
in Europa: 

- Polyzentrische Entwicklung und Innovation durch 
Vernetzung von Stadtregionen und Städten, 

- Polyzentrische Entwicklung und Innovation durch 
Vernetzung von Stadtregionen und Städten, 

- Neue Partnerschaft zwischen Stadt und Land, - Neue Partnerschaft zwischen Stadt und Land, 
- Bildung wettbewerbsfähiger regionaler Cluster, - Bildung wettbewerbsfähiger regionaler Cluster, 
- Stärkung und Ausbau der Transeuropäischen 

Netze, 
- Stärkung und Ausbau der Transeuropäischen 

Netze, 
- Transeuropäisches Risikomanagement im Hinblick 

auf den Klimawandel, und  
- Transeuropäisches Risikomanagement im Hinblick 

auf den Klimawandel, und  
- Verantwortungsvoller Umgang mit ökologischen 

Ressourcen und kulturellen Werten.  
 

- Verantwortungsvoller Umgang mit ökologischen 
Ressourcen und kulturellen Werten.  

 
Entsprechend den Grundsätzen der bundesdeutschen 
Raumordnung soll raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen der Europäischen Union und der euro-
päischen Staaten Rechnung getragen und die Zu-
sammenarbeit der Staaten sowie die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit der Städte und Regionen un-
terstützt werden (vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 8 ROG). 
 

Entsprechend den Grundsätzen der bundesdeutschen 
Raumordnung soll raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen der Europäischen Union und der euro-
päischen Staaten Rechnung getragen und die Zu-
sammenarbeit der Staaten sowie die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit der Städte und Regionen un-
terstützt werden (vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 8 ROG). 
 

Für Nordrhein-Westfalen hat eine gute nachbarschaft-
liche Zusammenarbeit mit den Nachbarstaaten Nieder-
lande und Belgien auch im Bereich der Raumordnung 
besondere Bedeutung. 
 

Für Nordrhein-Westfalen hat eine gute nachbarschaft-
liche Zusammenarbeit mit den Nachbarstaaten Nieder-
lande und Belgien auch im Bereich der Raumordnung 
besondere Bedeutung. 
 

Auf dem Gebiet der Raumordnung besteht in Nord-
rhein-Westfalen bei der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit mit den Niederlanden mit der bereits im 
Jahr 1967 gegründeten Deutsch-Niederländischen 
Raumordnungskommission (DNRK) eine langjährig 
gewachsene und bewährte Struktur. In der Unterkom-
missionen Süd (UK Süd) für den südlichen, nordrhein-
westfälisch/ niederländischen Grenzraum und der 
Unterkommission Nord (UK Nord) für den nordrhein-
westfälisch/ niedersächsisch/ niederländischen Grenz-
raum erfolgt ein regelmäßiger Informationsaustausch 
über grenzüberschreitend bedeutsame Planungsab-
sichten und raumbedeutsame Vorhaben. 
 

Auf dem Gebiet der Raumordnung besteht in Nord-
rhein-Westfalen bei der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit mit den Niederlanden mit der bereits im 
Jahr 1967 gegründeten Deutsch-Niederländischen 
Raumordnungskommission (DNRK) eine langjährig 
gewachsene und bewährte Struktur. In der Unterkom-
missionen Süd (UK Süd) für den südlichen, nordrhein-
westfälisch/ niederländischen Grenzraum und der 
Unterkommission Nord (UK Nord) für den nordrhein-
westfälisch/ niedersächsisch/ niederländischen Grenz-
raum erfolgt ein regelmäßiger Informationsaustausch 
über grenzüberschreitend bedeutsame Planungsab-
sichten und raumbedeutsame Vorhaben. 
 

Die Zusammenarbeit Nordrhein-Westfalens mit Bel-
gien erfolgt auf dem Gebiet der Raumordnung vor 
allem über die Grenzkommission Ost der BENELUX-
Gemeinschaft. 
 

Die Zusammenarbeit Nordrhein-Westfalens mit Bel-
gien erfolgt auf dem Gebiet der Raumordnung vor 
allem über die Grenzkommission Ost der BENELUX-
Gemeinschaft. 
 

 
 
 



6. Siedlungsraum    
 

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen   40 
geänderter Entwurf nach erstem Beteiligungsverfahren, Stand: 22.09.2015 
 
 

6. Siedlungsraum 
 
LEP-Entwurf - Stand: 25.6.2013  
entfallender Text ist durchgestrichen  
Die Abfolge des Textes folgt dem geänderten Entwurf 

Änderungen des Entwurfs – Stand 22.09.2015 
geänderter Text ist unterstrichen  

 
6. Siedlungsraum 
 

6. Siedlungsraum 

 
 
6.1 Festlegungen für den gesamten Siedlungsraum 
 

6.1 Festlegungen für den gesamten Siedlungsraum 

 
Ziele und Grundsätze 
 

Ziele und Grundsätze 
 

6.1-1 Ziel Ausrichtung der Siedlungsentwicklung 6.1-1 Ziel Flächensparende und bedarfsgerechte 
Siedlungsentwicklung 

Die Siedlungsentwicklung ist bedarfsgerecht und 
flächensparend an der Bevölkerungsentwicklung, 
der Entwicklung der Wirtschaft, den vorhandenen 
Infrastrukturen sowie den naturräumlichen und 
kulturlandschaftlichen Entwicklungspotentialen 
auszurichten.  
 

Die Siedlungsentwicklung ist flächensparend und 
bedarfsgerecht an der Bevölkerungsentwicklung, 
der Entwicklung der Wirtschaft, den vorhandenen 
Infrastrukturen sowie den naturräumlichen und 
kulturlandschaftlichen Entwicklungspotentialen 
auszurichten. 
 

6.1-11 Ziel Flächensparende Siedlungsentwicklung 
(Sätze 2 und 3) 
Im Regionalplan kann der Siedlungsraum zu La-
sten des Freiraums nur erweitert werden wenn 
− aufgrund der Bevölkerungs- und Wirtschafts-

entwicklung ein Bedarf an zusätzlichen Bauflä-
chen nachgewiesen wird und 

− andere planerisch gesicherte aber nicht mehr 
benötigte Siedlungsflächen gemäß Ziel 6.1-2 
wieder dem Freiraum zugeführt wurden und 

− im bisher festgelegten Siedlungsraum keine 
andere für die Planung geeignete Fläche der 
Innenentwicklung vorhanden ist und 

− ein Flächentausch nicht möglich ist. 
Ausnahmsweise ist im Einzelfall die bedarfsge-
rechte Erweiterung vorhandener Betriebe möglich, 
soweit nicht andere spezifische freiraumschützen-
de Festlegungen entgegenstehen.  
 

Die Regionalplanung legt bedarfsgerecht Allge-
meine Siedlungsbereiche und Bereiche für ge-
werbliche und industrielle Nutzungen fest. 
 

6.1-10 Ziel Flächentausch 
Freiraum darf für die regionalplanerische Festle-
gung neuen Siedlungsraums in Anspruch genom-
men werden, wenn zugleich an anderer Stelle be-
reits festgelegter Siedlungsraum im Regionalplan 
wieder als Freiraum festgelegt oder im Flächennut-
zungsplan in eine innerstädtische Freifläche umge-
wandelt wird (Flächentausch). 
Der Flächentausch hat quantitativ und qualitativ 
bezüglich der Freiraumfunktionen mindestens 
gleichwertig zu erfolgen. 
 

Sofern im Regionalplan bereits bedarfsgerecht 
Siedlungsraum dargestellt ist, darf Freiraum für 
die regionalplanerische Festlegung neuen Sied-
lungsraums in Anspruch genommen werden, wenn 
zugleich an anderer Stelle ein gleichwertiger, bis-
her planerisch für Siedlungszwecke vorgesehener 
Bereich im Regionalplan wieder als Freiraum fest-
gelegt oder eine gleichwertige Baufläche im Flä-
chennutzungsplan in eine Freifläche umgewandelt 
wird (Flächentausch). 
 

6.1-2 Ziel Rücknahme von Siedlungsflächenreser-
ven 
Bisher für Siedlungszwecke vorgehaltene Flächen, 
für die kein Bedarf mehr besteht, sind wieder dem 
Freiraum zuzuführen, sofern sie noch nicht in ver-
bindliche Bauleitpläne umgesetzt sind. 

Bisher in Regional- oder Flächennutzungsplänen 
für Siedlungszwecke vorgehaltene Flächen, für die 
kein Bedarf mehr besteht, sind wieder dem Frei-
raum zuzuführen, sofern sie noch nicht in verbind-
liche Bauleitpläne umgesetzt sind.  
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6.1-11 Ziel Flächensparende Siedlungsentwicklung 
(Satz 1) 

6.1-2 Grundsatz Leitbild "flächensparende Sied-
lungsentwicklung" 

Die flächensparende Siedlungsentwicklung folgt 
dem Leitbild, in Nordrhein-Westfalen das tägliche 
Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsfläche bis 
zum Jahr 2020 auf 5 ha und langfristig auf "Netto-
Null" zu reduzieren. 
 

Die Regional- und Bauleitplanung soll die flächen-
sparende Siedlungsentwicklung im Sinne des 
Leitbildes, in Nordrhein-Westfalen das tägliche 
Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsfläche bis 
zum Jahr 2020 auf 5 ha und langfristig auf "Netto-
Null" zu reduzieren, umsetzen. 
 

6.1-3 Grundsatz Leitbild "dezentrale Konzentrati-
on" 

6.1-3 Grundsatz Leitbild "dezentrale Konzentrati-
on" 

Die Siedlungsstruktur soll dem Leitbild der "dezen-
tralen Konzentration" entsprechend weiterentwik-
kelt werden. Dabei ist die zentralörtliche Gliede-
rung zugrunde zu legen. 
 

Die Siedlungsstruktur soll dem Leitbild der "dezen-
tralen Konzentration" entsprechend weiterentwik-
kelt werden. Dabei ist die zentralörtliche Gliede-
rung zugrunde zu legen. 
 

6.1-4 Ziel Keine bandartigen Entwicklungen und 
Splittersiedlungen 

6.1-4 Ziel Keine bandartigen Entwicklungen und 
Splittersiedlungen 

Eine bandartige Siedlungsentwicklung entlang von 
Verkehrswegen ist zu vermeiden. Die Entstehung, 
Verfestigung oder Erweiterung von Splittersied-
lungen ist zu verhindern. 
 

Bandartige Siedlungsentwicklungen entlang von 
Verkehrswegen sind ebenso zu vermeiden wie 
Splittersiedlungen. 
 

6.1-5 Grundsatz Leitbild "nachhaltige europäische 
Stadt" 

6.1-5 Grundsatz Leitbild "nachhaltige europäische 
Stadt" 

Die Siedlungsentwicklung soll im Sinne der 
"nachhaltigen europäischen Stadt" kompakt ge-
staltet werden und das jeweilige Zentrum stärken. 
Regional- und Bauleitplanung sollen durch eine 
umweltverträgliche und siedlungsstrukturell opti-
mierte Zuordnung von Wohnen, Versorgung und 
Arbeiten zur Verbesserung der Lebensqualität und 
zur Reduzierung des Verkehrsaufkommens beitra-
gen. 
 

Die Siedlungsentwicklung soll im Sinne der 
"nachhaltigen europäischen Stadt" kompakt ge-
staltet werden und das jeweilige Zentrum stärken. 
Regional- und Bauleitplanung sollen durch eine 
umweltverträgliche, geschlechtergerechte und 
siedlungsstrukturell optimierte Zuordnung von 
Wohnen, Versorgung und Arbeiten zur Verbesse-
rung der Lebensqualität und zur Reduzierung des 
Verkehrsaufkommens beitragen. 
 

Große Siedlungsbereiche sollen siedlungsstruktu-
rell und durch ein gestuftes städtisches Frei-
raumsystem gegliedert und aufgelockert werden. 
Dies soll auch Erfordernisse zur Anpassung an 
den Klimawandel erfüllen. 
Orts- und Siedlungsränder sollen eine klar er-
kennbare und funktional wirksame Grenze zum 
Freiraum bilden.  
 

Große Siedlungsbereiche sollen siedlungsstruktu-
rell und durch ein gestuftes städtisches Freiflä-
chensystem gegliedert und aufgelockert werden. 
Dies soll auch Erfordernisse zur Anpassung an 
den Klimawandel erfüllen. 
Orts- und Siedlungsränder sollen erkennbare und 
raumfunktional wirksame Grenzen zum Freiraum 
bilden. 
 

6.1-6 Ziel Vorrang der Innenentwicklung 6.1-6 Grundsatz Vorrang der Innenentwicklung 
Planungen und Maßnahmen der Innenentwicklung 
haben Vorrang vor der Inanspruchnahme von Flä-
chen im Außenbereich. Die gezielte Erhaltung und 
Neuschaffung von Freiflächen im Innenbereich aus 
städtebaulichen Gründen ist hiervon unbenom-
men. 
 

Planungen und Maßnahmen der Innenentwicklung 
haben Vorrang vor der Inanspruchnahme von Flä-
chen im Außenbereich. Die gezielte Erhaltung und 
Neuschaffung von Freiflächen im Innenbereich aus 
städtebaulichen Gründen ist hiervon unbenom-
men.  
 

6.1-7 Grundsatz Energieeffiziente und klimage-
rechte Siedlungsentwicklung 

6.1-7 Grundsatz Energieeffiziente und klimage-
rechte Siedlungsentwicklung 

Planungen von neuen Siedlungsflächen und des 
Umbaus bzw. der Sanierung von Siedlungsgebie-
ten sollen die städtebaulichen Voraussetzungen 
für energieeffiziente Bauweisen, den Einsatz von 
Kraft-Wärme-Kopplung sowie für die passive und 
aktive Nutzung von Solarenergie und anderen er-
neuerbaren Energien schaffen. 

Planungen von neuen Siedlungsflächen und des 
Umbaus bzw. der Sanierung von Siedlungsgebie-
ten sollen energieeffiziente Bauweisen, den Ein-
satz von Kraft-Wärme-Kopplung sowie Möglichkei-
ten der passiven und aktiven Nutzung von Solar-
energie und anderen erneuerbaren Energien be-
günstigen. 
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Die räumliche Entwicklung soll die bestehende 
Vulnerabilität des Siedlungsraums gegenüber Kli-
mafolgen – insbesondere Hitze und Starkregen – 
nicht weiter verschärfen und dazu beitragen, die 
Auswirkungen des Klimawandels abzumildern. 
 

Die räumliche Entwicklung soll die bestehende 
Vulnerabilität des Siedlungsraums gegenüber Kli-
mafolgen – insbesondere Hitze und Starkregen – 
nicht weiter verschärfen, sondern die Wider-
standsfähigkeit des Siedlungsraums stärken und 
dazu beitragen, die Auswirkungen des Klimawan-
dels abzumildern. 
 

6.1-8 Grundsatz Wiedernutzung von Brachflächen 6.1-8 Grundsatz Wiedernutzung von Brachflächen 
Durch Flächenrecycling sollen Brachflächen neu-
en Nutzungen zugeführt werden.  
 

Durch Flächenrecycling sollen Brachflächen neu-
en Nutzungen zugeführt werden. Dabei sollen iso-
liert im Freiraum liegende Flächen einer Freiraum-
nutzung zugeführt werden. 

Eine Neudarstellung von Siedlungsflächen auf 
Freiflächen soll nur erfolgen, wenn auf der Grund-
lage des Siedlungsflächenmonitorings nachgewie-
sen wird, dass keine geeigneten Brachflächen zur 
Verfügung stehen. 
 

 

Zu den Nachfolgenutzungen regionalbedeutsamer 
Brachflächen soll frühzeitig ein regionales Kon-
zept erarbeitet werden. Dabei sollen isoliert im 
Freiraum liegende Flächen einer Freiraumnutzung 
zugeführt werden. 
Im Hinblick auf die Wiedernutzung ggf. belasteter 
Brachflächen soll der Altlastenverdacht im Pla-
nungsprozess frühzeitig geklärt werden.  
 

Zu den Nachfolgenutzungen regionalbedeutsamer 
Brachflächen soll frühzeitig ein regionales Kon-
zept erarbeitet werden. 
Im Hinblick auf die Wiedernutzung ggf. belasteter 
Brachflächen soll der Altlastenverdacht im Pla-
nungsprozess frühzeitig geklärt werden.  
 

6.1-9 Grundsatz Vorausschauende Berücksichti-
gung von Infrastrukturfolgekosten 

6.1-9 Grundsatz Vorausschauende Berücksichti-
gung von Infrastrukturkosten und Infrastrukturfol-
gekosten 

Wenn beabsichtigt ist, Flächen für Siedlungszwek-
ke in Anspruch zu nehmen, sollen von den Kom-
munen zuvor auch die Infrastrukturfolgekosten 
dem Stand der Planung entsprechend ermittelt 
und bewertet werden. 
 

Wenn beabsichtigt ist, Flächen für Siedlungszwek-
ke in Anspruch zu nehmen, sollen von den Kom-
munen zuvor die Infrastrukturkosten und auch die 
Infrastrukturfolgekosten dem Stand der Planung 
entsprechend ermittelt und bewertet werden. 
 

Erläuterungen (aus Kap. 6.5) 
 

Erläuterungen 
 

Nach § 1 Abs. 2 ROG besteht die Leitvorstellung der 
Raumordnung in einer nachhaltigen Raumentwicklung, 
"die die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an 
den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Ein-
klang bringt und zu einer dauerhaften, großräumig 
ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Lebens-
verhältnissen in den Teilräumen führt".  
 

Nach § 1 Abs. 2 ROG besteht die Leitvorstellung der 
Raumordnung in einer nachhaltigen Raumentwicklung, 
"die die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an 
den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Ein-
klang bringt und zu einer dauerhaften, großräumig 
ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Lebens-
verhältnissen in den Teilräumen führt" (vgl. dazu auch 
Kap. 1).  
 

Im Zusammenhang mit der Steuerung des großflächi-
gen Einzelhandels sind die folgenden, in § 2 Abs. 2 
ROG genannten Grundsätze der Raumordnung be-
sonders relevant: 

Im Zusammenhang mit der Steuerung der Siedlungs-
entwicklung / des Siedlungsraums sind die folgenden, 
in § 2 Abs. 2 ROG genannten Grundsätze der Raum-
ordnung besonders relevant: 

− "Im Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland 
und in seinen Teilräumen sind ausgeglichene so-
ziale, infrastrukturelle, wirtschaftliche, ökologische 
und kulturelle Verhältnisse anzustreben. Dabei ist 
die nachhaltige Daseinsvorsorge zu sichern, nach-
haltiges Wirtschaftswachstum und Innovation sind 
zu unterstützen, Entwicklungspotenziale sind zu 
sichern und Ressourcen nachhaltig zu schützen." 

− "Im Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland 
und in seinen Teilräumen sind ausgeglichene so-
ziale, infrastrukturelle, wirtschaftliche, ökologische 
und kulturelle Verhältnisse anzustreben. Dabei ist 
die nachhaltige Daseinsvorsorge zu sichern, nach-
haltiges Wirtschaftswachstum und Innovation sind 
zu unterstützen, Entwicklungspotenziale sind zu 
sichern und Ressourcen nachhaltig zu schützen." 
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(§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Sätze 1,  2)  (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Sätze 1,  2)  
 − "Demographischen, wirtschaftlichen, sozialen so-

wie anderen strukturverändernden Herausforde-
rungen ist Rechnung zu tragen, auch im Hinblick 
auf den Rückgang und den Zuwachs von Bevölke-
rung und Arbeitsplätzen […]; regionale Entwick-
lungskonzepte und Bedarfsprognosen der Landes- 
und Regionalplanung sind einzubeziehen." (§ 2 
Abs. 2 Nr. 1 Satz 4) 

 − "Mit dem Ziel der Stärkung und Entwicklung des 
Gesamtraums und seiner Teilräume ist auf Koope-
rationen innerhalb von Regionen und von Regio-
nen miteinander, die in vielfältigen Formen, auch 
als Stadt-Land-Partnerschaften, möglich sind, hin-
zuwirken." (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 3) 

 − "Die Siedlungstätigkeit ist räumlich zu konzentrie-
ren, sie ist vorrangig auf vorhandene Siedlungen 
mit ausreichender Infrastruktur und auf Zentrale 
Orte auszurichten." (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 4) 

 − "[…]; die Flächeninanspruchnahme im Freiraum ist 
zu begrenzen." (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 6) 

− "Die Versorgung mit Dienstleistungen und Infra-
strukturen der Daseinsvorsorge, insbesondere die 
Erreichbarkeit von Einrichtungen und Angeboten 
der Grundversorgung für alle Bevölkerungsgrup-
pen, ist zur Sicherung von Chancengerechtigkeit in 
den Teilräumen in angemessener Weise zu ge-
währleisten; dies gilt auch in dünn besiedelten Re-
gionen." (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1)  

− "Die Versorgung mit Dienstleistungen und Infra-
strukturen der Daseinsvorsorge, insbesondere die 
Erreichbarkeit von Einrichtungen und Angeboten 
der Grundversorgung für alle Bevölkerungsgrup-
pen, ist zur Sicherung von Chancengerechtigkeit in 
den Teilräumen in angemessener Weise zu ge-
währleisten; dies gilt auch in dünn besiedelten Re-
gionen." (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1)  

 − "Die soziale Infrastruktur ist vorrangig in Zentralen 
Orten zu bündeln; die Erreichbarkeits- und Tragfä-
higkeitskriterien des Zentrale-Orte-Konzepts sind 
flexibel an regionalen Erfordernissen auszurich-
ten." (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 2) 

− "Es sind die räumlichen Voraussetzungen für die 
Erhaltung der Innenstädte und örtlichen Zentren 
als zentrale Versorgungsbereiche zu schaffen." 
(§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 3) 

− "Es sind die räumlichen Voraussetzungen für die 
Erhaltung der Innenstädte und örtlichen Zentren 
als zentrale Versorgungsbereiche zu schaffen." 
(§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 3) 

− "Es sind die räumlichen Voraussetzungen für 
nachhaltige Mobilität und ein integriertes Ver-
kehrssystem zu schaffen." (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 
Satz 5)  

− "Es sind die räumlichen Voraussetzungen für 
nachhaltige Mobilität und ein integriertes Ver-
kehrssystem zu schaffen." (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 
Satz 5)  

− "Raumstrukturen sind so zu gestalten, dass die 
Verkehrsbelastung verringert und zusätzlicher 
Verkehr vermieden wird." (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 8) 

− "Raumstrukturen sind so zu gestalten, dass die 
Verkehrsbelastung verringert und zusätzlicher 
Verkehr vermieden wird." (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 8) 

 − "Der Raum ist im Hinblick auf eine langfristig wett-
bewerbsfähige und räumlich ausgewogene Wirt-
schaftsstruktur und wirtschaftsnahe Infrastruktur 
sowie auf ein ausreichendes und vielfältiges An-
gebot an Arbeits- und Ausbildungsplätzen zu ent-
wickeln." (§ 2 Abs. 2 Nr. 4 Satz 1) 

− "Ländliche Räume sind unter Berücksichtigung 
ihrer unterschiedlichen wirtschaftlichen und natürli-
chen Entwicklungspotenziale als Lebens- und 
Wirtschaftsräume mit eigenständiger Bedeutung 
zu erhalten und zu entwickeln; […]." (§ 2 Abs. 2 
Nr. 4 Satz 6)  

− "Ländliche Räume sind unter Berücksichtigung 
ihrer unterschiedlichen wirtschaftlichen und natürli-
chen Entwicklungspotenziale als Lebens- und 
Wirtschaftsräume mit eigenständiger Bedeutung 
zu erhalten und zu entwickeln; […]." (§ 2 Abs. 2 
Nr. 4 Satz 6)  

 − "Wirtschaftliche und soziale Nutzungen des 
Raums sind unter Berücksichtigung seiner ökolo-
gischen Funktionen zu gestalten; dabei sind Na-
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turgüter sparsam und schonend in Anspruch zu 
nehmen, […]." (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 2) 

 − "Die erstmalige Inanspruchnahme von Freiflächen 
für Siedlungs- und Verkehrszwecke ist zu vermin-
dern, insbesondere durch die vorrangige Aus-
schöpfung der Potenziale für die Wiedernutzbar-
machung von Flächen, für die Nachverdichtung 
und für andere Maßnahmen zur Innenentwicklung 
der Städte und Gemeinden sowie zur Entwicklung 
vorhandener Verkehrsflächen." (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 
Satz 3) 

−  
Gemäß § 2 Abs. 1 ROG sind die Grundsätze der 
Raumordnung im Sinne der Leitvorstellung einer 
nachhaltigen Raumentwicklung anzuwenden und 
durch Festlegungen in Raumordnungsplänen zu kon-
kretisieren, soweit dies erforderlich ist.  

Gemäß § 2 Abs. 1 ROG sind die Grundsätze der 
Raumordnung im Sinne der Leitvorstellung einer 
nachhaltigen Raumentwicklung anzuwenden und 
durch Festlegungen in Raumordnungsplänen zu kon-
kretisieren, soweit dies erforderlich ist (vgl. dazu all-
gemein auch Kap. 11).  
 

Mit den Regelungen des LEP NRW – Sachlicher Teil-
plan Großflächiger Einzelhandel – sollen insbesondere 
zu beobachtenden Fehlentwicklungen entgegengewirkt 
und zentrale Versorgungsbereiche geschützt werden. 
Sie sollen dazu beitragen, die Daseinsvorsorge zu 
sichern, die Inanspruchnahme von Freiraum auf ein 
Mindestmaß zu begrenzen und Verkehr zu vermeiden. 

Mit den Regelungen des Kap. 6 des LEP soll insbe-
sondere zu beobachtenden Fehlentwicklungen entge-
gengewirkt bzw. auf Entwicklungen reagiert (vgl. Kap. 
1) und eine konzentrierte, zukunftsfeste und dadurch 
nachhaltige Siedlungsentwicklung unterstützt sowie 
zentrale Versorgungsbereiche geschützt werden. Sie 
sollen dazu beitragen, die Daseinsvorsorge zu sichern, 
die Inanspruchnahme von Freiraum auf ein Mindest-
maß zu begrenzen und Verkehr zu vermeiden. Dies ist 
in Nordrhein-Westfalen u. a. deswegen besonders 
wichtig, weil hier im Vergleich zu den anderen Bundes-
ländern (abgesehen von den Stadtstaaten) die Bevöl-
kerungsdichte am größten ist – mit allen sich daraus 
ergebenden Konkurrenzen zwischen verschiedensten 
Nutzungs- und Schutzansprüchen (vgl. dazu auch 
Kap. 1). 
 

Die Konzentration von Versorgungseinrichtungen in 
den Zentren trägt zu gleichwertigen Lebensverhältnis-
sen in allen Teilräumen des Landes bei. Nur so kann 
langfristig eine flächendeckende und wohnortnahe 
Versorgung mit einem vielfältigen und gut erreichbaren 
Angebot an Waren und Dienstleistungen gewährleistet 
werden. 

Die Konzentration der Siedlungsentwicklung und von 
Versorgungseinrichtungen in den Zentren trägt zu 
gleichwertigen Lebensverhältnissen in allen Teilräu-
men des Landes bei. Nur so kann langfristig eine flä-
chendeckende und wohnortnahe Versorgung mit ei-
nem vielfältigen und gut erreichbaren Angebot an Wa-
ren und Dienstleistungen gewährleistet werden. 
 

Der Einzelhandel besitzt insbesondere für die Innen-
städte und örtlichen Zentren der Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen eine besondere Bedeutung. Als wich-
tiger Frequenzbringer sorgt das Einkaufsangebot für 
die Belebung der Zentren (Magnetfunktion).  

Der Einzelhandel besitzt insbesondere für die Innen-
städte und örtlichen Zentren der Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen eine besondere Bedeutung. Als wich-
tiger Frequenzbringer sorgt das Einkaufsangebot für 
die Belebung der Zentren (Magnetfunktion).  

Der anhaltende Trend zu immer größeren Betriebsein-
heiten in Verbindung mit räumlichen Konzentrations-
prozessen verstärkt jedoch die Nachfrage nach Stand-
orten außerhalb der Zentren. Diese Entwicklung 
schwächt die Zentren erheblich. 

Der anhaltende Trend zu immer größeren Betriebsein-
heiten in Verbindung mit räumlichen Konzentrations-
prozessen verstärkt jedoch die Nachfrage nach Stand-
orten außerhalb der Zentren. Diese Entwicklung 
schwächt die Zentren erheblich. 

Deswegen unternimmt das Land Nordrhein-Westfalen 
gemeinsam mit den Gemeinden und Partnern aus der 
Wirtschaft erhebliche Anstrengungen, um die Innen-
städte und örtlichen Zentren zu revitalisieren und zu 
stärken. Eine fortschreitende Neuansiedlung und Er-
weiterung von großflächigen Einzelhandelsangeboten 
an Standorten außerhalb der Zentren würde diese 

Deswegen unternimmt das Land Nordrhein-Westfalen 
gemeinsam mit den Gemeinden und Partnern aus der 
Wirtschaft erhebliche Anstrengungen, um die Innen-
städte und örtlichen Zentren zu revitalisieren und zu 
stärken. Eine fortschreitende Neuansiedlung und Er-
weiterung von großflächigen Einzelhandelsangeboten 
an Standorten außerhalb der Zentren würde diese 
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Bemühungen konterkarieren. Bemühungen konterkarieren. 
 

Wegen des demographischen Wandels gewinnen die 
Zentren als Versorgungsstandorte noch stärker an 
Bedeutung. Vor allem ältere Menschen und auch Fa-
milien benötigen ein wohnortnahes Versorgungsange-
bot, das auch ohne Auto auf kurzem Wege erreichbar 
ist. 
 

Wegen des demographischen Wandels (vgl. Kap. 1) 
gewinnen eine konzentrierte Siedlungsentwicklung und 
die Zentren als Versorgungsstandorte noch stärker an 
Bedeutung. Vor allem ältere Menschen benötigen ein 
wohnortnahes Versorgungsangebot, das auch ohne 
Auto auf kurzem Wege erreichbar ist. Darüber hinaus 
trägt eine konzentrierte Siedlungsentwicklung auch 
den unterschiedlichen Lebensrealitäten der Bevölke-
rung - auch mit Bezug auf Frauen und Männer - Rech-
nung und verhindert strukturelle Benachteiligungen. So 
sind z. B. Familien, in denen beide Eltern arbeiten, in 
vielen Fällen auf kurze Wege, also auf ein wohnortna-
hes Angebot an Arbeitsplätzen, Dienstleistungen aller 
Art und Einkaufsmöglichkeiten, angewiesen.  
 

Auch deshalb sind die vorhandenen Zentren als Ar-
beits-, Handels- und Wohnstandorte konsequent zu 
stärken. So wird dafür Sorge getragen, öffentliche und 
private Einrichtungen der Daseinsvorsorge auch in 
Zukunft effektiv auszulasten, die Inanspruchnahme 
von Freiraum auf ein Mindestmaß zu begrenzen und 
Verkehr zu vermeiden. 
 

Auch deshalb sind die vorhandenen Zentren als Ar-
beits-, Handels- und Wohnstandorte konsequent zu 
stärken. So wird dafür Sorge getragen, öffentliche und 
private Einrichtungen der Daseinsvorsorge auch in 
Zukunft effektiv auszulasten und damit eine nachhalti-
ge Daseinsvorsorge zu sichern, nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum und Innovation zu unterstützen, die 
Inanspruchnahme von Freiraum auf ein Mindestmaß 
zu begrenzen und Verkehr zu vermeiden. 
 

 Die frühzeitige Betrachtung von Infrastruktur- und Inf-
rastrukturfolgekosten stützt eine solche konzentrierte 
Siedlungsentwicklung ebenfalls. Darüber hinaus sorgt 
die dafür, dass in den Teilräumen mit schrumpfender 
Bevölkerung die Infrastrukturkosten insgesamt noch 
finanzierbar bleiben. 
 

 Die klimatischen Veränderungen wiederum erfordern 
auf der einen Seite Schutz- und Anpassungsmaßnah-
men in der Regional-, Bauleit- und Fachplanung 
(Klimaanpassung). Sie erfordern aber auch die Reduk-
tion von Treibhausgasemissionen, um weitergehende 
Veränderungen zu verhindern (Klimaschutz). 
 

Nur durch eine überörtliche Abstimmung und Standort-
steuerung können einheitliche, verbindliche und orts-
übergreifend wirkende Rahmenbedingungen geschaf-
fen werden, mit denen vermieden wird, dass die Kon-
kurrenz zwischen den Gemeinden um die Ansiedlung 
von Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO zu einer 
Beeinträchtigung der zentralen Versorgungsbereiche 
und damit der Versorgungsfunktion der jeweiligen zen-
tralen Orte und der wohnortnahen Versorgung führt. 
 

Nur durch eine überörtliche Standortsteuerung und 
regionale Abstimmung können einheitliche, verbindli-
che und ortsübergreifend wirkende Rahmenbedingun-
gen geschaffen werden, mit denen vermieden wird, 
dass die Konkurrenz zwischen den Gemeinden um die 
Ansiedlung von einer insgesamt in Nordrhein-
Westfalen noch bis 2025 geringfügig wachsenden, in 
Teilen des Landes aber auch bereits zurückgehenden 
Bevölkerung auf der einen Seite und von Unternehmen 
sowie von Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO auf 
der anderen Seite zu einer weiteren Zersiedelung des 
Raumes und damit zu verkehrssteigernden statt  
–mindernden Raumstrukturen mit weitergehenden 
Auswirkungen auf die Treibhausgasemissionen, zu 
mindestens in Teilräumen nicht mehr finanzierbaren 
Infrastrukturkosten sowie zu einer Beeinträchtigung 
der zentralen Versorgungsbereiche und damit der Ver-
sorgungsfunktion der jeweiligen zentralen Orte und der 
wohnortnahen Versorgung führt. 
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Vor diesem Hintergrund ist die Konkretisierung der o. 
g. Grundsätze der Raumordnung durch die Landes-
planung geboten und erforderlich. Die Regelungen 
gehen auch nicht über das zur Zielerreichung notwen-
dige Maß hinaus. So betrifft die raumordnerische 
Steuerung nur die Planung von Vorhaben i. S. d. § 11 
Abs. 3 BauNVO. Viele dieser Vorhaben können sich 
zum einen auch außerhalb der Grenzen der Standort-
gemeinde in benachbarten Gemeinden bzw. in einer 
ganzen Region auswirken, so dass das Bedürfnis nach 
einer überörtlichen Planung gegeben ist. Zum anderen 
können sie die Erhaltung der Innenstädte und örtlichen 
Zentren als zentrale Versorgungsbereiche, die woh-
nortnahe Versorgung der Bevölkerung und damit die 
Funktionsfähigkeit des zentralörtlichen Versorgungs-
systems gefährden. Nicht unter das Regelungsregime 
der nachfolgenden Festlegungen fallen hingegen die 
sog. atypischen großflächigen Einzelhandelsbetriebe, 
die gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO keiner Sonderge-
bietsdarstellung bzw. -festsetzung bedürften, für die 
aber dennoch eine Sondergebietsdarstellung bzw. -
festsetzung gewählt wird. Näheres zu diesen atypi-
schen Betrieben findet sich im Einzelhandelserlass des 
Landes Nordrhein-Westfalen in der jeweils gültigen 
Fassung. 
 

Vor diesem Hintergrund ist die Konkretisierung der o. 
g. Grundsätze der Raumordnung durch die Landes-
planung geboten und erforderlich. Die Regelungen 
gehen auch nicht über das zur Zielerreichung notwen-
dige Maß hinaus. Zum einen können sich viele der von 
den Regelungen in Kap. 6 betroffenen Planungen auch 
außerhalb der Grenzen der Standortgemeinde in be-
nachbarten Gemeinden bzw. in einer ganzen Region 
auswirken, so dass das Bedürfnis nach einer überörtli-
chen Planung gegeben ist. Zum anderen können ge-
rade die Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO die 
Erhaltung der Innenstädte und örtlichen Zentren als 
zentrale Versorgungsbereiche, die wohnortnahe Ver-
sorgung der Bevölkerung und damit die Funktionsfä-
higkeit des zentralörtlichen Versorgungssystems ge-
fährden. Die raumordnerische Steuerung betrifft im 
Bereich Einzelhandel (Kap. 6.5) im Übrigen nur die 
Planung von Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO. 
Nicht unter das Regelungsregime der Festlegungen in 
Kap. 6.5 fallen hingegen die sog. atypischen großflä-
chigen Einzelhandelsbetriebe, die gemäß § 11 Abs. 3 
BauNVO keiner Sondergebietsdarstellung bzw. -
festsetzung bedürften, für die aber dennoch eine Son-
dergebietsdarstellung bzw. -festsetzung gewählt wird. 
Näheres zu diesen atypischen Betrieben findet sich im 
Einzelhandelserlass des Landes Nordrhein-Westfalen 
in der jeweils gültigen Fassung. 
 

Die Regelungen des LEP NRW – Sachlicher Teilplan 
Großflächiger Einzelhandel – sind durch zwingende 
Gründe des Allgemeininteresses gerechtfertigt. Der 
LEP NRW – Sachlicher Teilplan Großflächiger Einzel-
handel – konkretisiert verschiedene raumordnungs-
rechtliche Grundsätze und verfolgt damit raumord-
nungsrechtliche Ziele. Diese hat der Europäische Ge-
richtshof als zwingende Gründe des Allgemeinwohls 
anerkannt (EuGH, Urt. v. 24.03.2011, C-400/08 = Slg. 
2011, I-41). 
 

Die Regelungen des Kap. 6 des LEP sind durch zwin-
gende Gründe des Allgemeininteresses gerechtfertigt. 
Sie konkretisieren verschiedene raumordnungsrechtli-
che Grundsätze und verfolgen damit raumordnungs-
rechtliche Ziele. Diese hat der Europäische Gerichts-
hof als zwingende Gründe des Allgemeinwohls aner-
kannt (EuGH, Urt. v. 24.03.2011, C-400/08 = Slg. 
2011, I-41). 
 

Die Regelungen dienen der Wahrung von im All-
gemeininteresse liegenden Zielsetzungen, wie sie in 
den in § 2 Abs. 2 ROG genannten Grundsätzen der 
Raumordnung enthalten sind. Sie beruhen auf rein 
raumplanerischen Gründen, nicht aber auf marktwirt-
schaftlich-wettbewerbssteuernden Prüfkriterien (wie in 
den spanischen Regelungen – vgl. EUGH, Urt. v. 
24.03.2011, C-400/08 = juris). 
 

Sie beruhen auf rein raumplanerischen Gründen, nicht 
aber auf marktwirtschaftlich-wettbewerbssteuernden 
Prüfkriterien (wie in den spanischen Regelungen zur 
Steuerung des Einzelhandels – vgl. EUGH, Urt. v. 
24.03.2011, C-400/08 = juris). 
 

Bauleitplanung für Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 
BauNVO, die die in den o. a. Regelungen enthaltenen 
Voraussetzungen erfüllt, ist unabhängig von der tat-
sächlichen Versorgungssituation landesplanerisch 
zulässig. Auswirkungen auf vorhandene Unternehmen 
oder die Einzelhandelsstruktur des Gebietes, die – wie 
in Spanien – bei Überschreitung eines bestimmten 
Wertes zur Versagung eines Antrags auf Gewerbeer-
laubnis führen, sind keine Kriterien der o. a. Regelun-
gen. Es geht originär um die Konkretisierung der in § 2 
Abs. 2 ROG genannten Grundsätze der Raumord-
nung. Dabei kommt es zwar zwangsläufig zu Auswir-
kungen auf alle berührten Bereiche einschließlich der 

Dabei kommt es zwar zwangsläufig zu Auswirkungen 
auf alle berührten Bereiche einschließlich der Wirt-
schaft, jedoch sind diese Auswirkungen nicht Zweck 
der Steuerung, sondern lediglich einzelne Indikatoren 
oder Reflexe der übergreifenden raumplanerischen 
Erwägungen. So ist z. B. Bauleitplanung für Vorhaben 
i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO, die die in den entspre-
chenden Regelungen enthaltenen Voraussetzungen 
erfüllt, unabhängig von der tatsächlichen Versorgungs-
situation landesplanerisch zulässig. Auswirkungen auf 
vorhandene Unternehmen oder die Einzelhandels-
struktur des Gebietes, die – wie in Spanien – bei Über-
schreitung eines bestimmten Wertes zur Versagung 
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Wirtschaft, jedoch sind diese Auswirkungen nicht 
Zweck der Steuerung, sondern lediglich einzelne Indi-
katoren oder Reflexe der übergreifenden raumplaneri-
schen Erwägungen.  

eines Antrags auf Gewerbeerlaubnis führen, sind keine 
Kriterien der o. a. Regelungen. Es geht originär um die 
Konkretisierung der in § 2 Abs. 2 ROG genannten 
Grundsätze der Raumordnung. 
 

Die Regelungen sind auch im Übrigen verhältnismä-
ßig, das heißt geeignet und erforderlich, um die Ziel-
setzungen der Raumordnung zu erreichen. Andere 
raumordnerische Regelungen mit weniger einschnei-
dendem Inhalt wären nicht in der Lage, die angestreb-
ten – und erforderlichen – Zielsetzungen in gleichem 
Maße zu erreichen. Eine vollständige Verlagerung der 
Prüfung von raumentwicklungspolitischen Aspekten 
auf nachfolgende Planungs- und Prüfungsebenen wä-
re nicht sachgerecht. Die mit den Regelungen verfolg-
ten Zwecke – insbesondere der Schutz zentraler Ver-
sorgungsbereiche – könnten auf der Ebene der Bau-
leitplanung oder der Projektgenehmigung nicht ebenso 
wirksam erreicht werden, abgesehen davon, dass 
auch eine solche Verlagerung der Steuerung für die 
betroffenen Wirtschaftsteilnehmer kein weniger ein-
schneidendes Mittel darstellen würde. 
 

Die Regelungen in Kap. 6 sind auch im Übrigen ver-
hältnismäßig, das heißt geeignet und erforderlich, um 
die Zielsetzungen der Raumordnung zu erreichen. 
Andere raumordnerische Regelungen mit weniger 
einschneidendem Inhalt wären nicht in der Lage, die 
angestrebten – und erforderlichen – Zielsetzungen in 
gleichem Maße zu erreichen. Eine vollständige Verla-
gerung der Prüfung von raumentwicklungspolitischen 
Aspekten auf nachfolgende Planungs- und Prüfungs-
ebenen wäre nicht sachgerecht. Die mit den Regelun-
gen verfolgten Zwecke – insbesondere eine konzen-
trierte Siedlungsentwicklung, der Ressourcenschutz 
sowie der Schutz zentraler Versorgungsbereiche – 
könnten auf der Ebene der Bauleitplanung oder der 
Projektgenehmigung nicht ebenso wirksam erreicht 
werden, abgesehen davon, dass auch eine solche 
Verlagerung der Steuerung für die betroffene Bevölke-
rung oder die betroffenen Wirtschaftsteilnehmer kein 
weniger einschneidendes Mittel darstellen würde. 
 

Der LEP NRW – Sachlicher Teilplan Großflächiger 
Einzelhandel – steht mit den europarechtlichen Vorga-
ben in Einklang. Insbesondere entspricht er den Anfor-
derungen des Artikel 49 des Vertrages über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union (AEUV) und der 
Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienst-
leistungen im Binnenmarkt (EG-
Dienstleistungsrichtlinie). 
 

Die Regelungen des Kap. 6 des LEP stehen mit den 
europarechtlichen Vorgaben in Einklang. Insbesondere 
entsprechen sie den Anforderungen des Artikel 49 des 
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) und der Richtlinie 2006/123/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. De-
zember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt 
(EG-Dienstleistungsrichtlinie). 
 

 Die Regelungen in Kap. 6.1 enthalten Festlegungen für 
die Siedlungsentwicklung insgesamt bzw. den gesam-
ten Siedlungsraum, d. h. sowohl für die Allgemeinen 
Siedlungsbereiche als auch für die Bereiche für ge-
werbliche und industrielle Nutzungen sowie deren je-
weilige Umsetzung durch die Bauleitplanung. 
 

Zu 6.1-1 Ausrichtung der Siedlungsentwicklung 
 

Zu 6.1-1 Flächensparende und bedarfsgerechte 
Siedlungsentwicklung 
 

Der zeichnerisch abgebildete Siedlungsraum ist eine 
nachrichtliche Darstellung aus den Regionalplänen 
(Stand 01.01.2013). Die nachrichtliche Darstellung im 
LEP soll eine Vorstellung von der aktuellen Siedlungs-
struktur vermitteln, die gemäß den Zielen und Grunds-
ätzen des LEP weiterzuentwickeln ist. 
 

Der zeichnerisch abgebildete Siedlungsraum ist eine 
nachrichtliche Darstellung aus den Regionalplänen 
(Stand 01.01.2015). Die nachrichtliche Darstellung im 
LEP soll eine Vorstellung von der aktuellen Siedlungs-
struktur vermitteln, die gemäß den Zielen und Grund-
sätzen des LEP weiterzuentwickeln ist. 
 

Die Siedlungsentwicklung soll den Wohn-, Versor-
gungs-, Arbeits-, Erholungs-, Sport- und Freizeitbe-
dürfnissen der heute lebenden Menschen gerecht 
werden, ohne die Entwicklungsmöglichkeiten künftiger 
Generationen einzuschränken. Infolge des demogra-
phischen Wandels, der mittel- und langfristig in ganz 
Nordrhein-Westfalen zu einer zurückgehenden Bevöl-
kerungszahl führen wird, wird der Schwerpunkt der 
räumlichen Steuerung der Siedlungsentwicklung künf-

Die Siedlungsentwicklung soll den Wohn-, Versor-
gungs-, Arbeits-, Erholungs-, Sport- und Freizeitbe-
dürfnissen der heute lebenden Menschen gerecht 
werden, ohne die Entwicklungsmöglichkeiten künftiger 
Generationen einzuschränken. Infolge des demogra-
phischen Wandels, der mittel- und langfristig zu einer 
Abnahme der Bevölkerung in Nordrhein-Westfalen 
führen wird, wird der Schwerpunkt der räumlichen 
Steuerung der Siedlungsentwicklung künftig weniger in 
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tig weniger in der Neuausweisung von Flächen liegen, 
sondern mehr die Erhaltung und qualitative Entwick-
lung gewachsener Siedlungsstrukturen unter sozialen, 
ökonomischen, ökologischen und kulturlandschaftli-
chen Gesichtspunkten betreffen und auch offen sein 
für Rückbau von Siedlung und Infrastruktur.  
 

der Neuausweisung von Flächen liegen, sondern mehr 
die Erhaltung und qualitative Entwicklung gewachse-
ner Siedlungsstrukturen unter sozialen, ökonomi-
schen, ökologischen und kulturlandschaftlichen Ge-
sichtspunkten betreffen und auch offen sein für Rück-
bau von Siedlung und Infrastruktur.  
 

Ob und in welchem Umfang ein Bedarf an zusätzli-
chen Siedlungsflächen besteht, soll von den Regional-
planungsbehörden auf der Basis einer landeseinheitli-
chen Methode ermittelt werden. Die Prognose not-
wendiger Wohnsiedlungsflächen soll vor allem die 
Entwicklung der Haushaltszahlen, die Prognose not-
wendiger gewerblicher Bauflächen die Entwicklung der 
Betriebe im jeweiligen Plangebiet berücksichtigen. Im 
Zusammenhang damit sollen die ungenutzten, plane-
risch gesicherten Siedlungsflächenreserven durch ein 
Monitoring beobachtet und einbezogen werden. 
 

 

Mittelfristig von besonderer Bedeutung ist die räumlich 
unterschiedliche Entwicklung der Bevölkerung. Wäh-
rend einige Gemeinden einen prognostizierten Bevöl-
kerungsrückgang von z. T. über 10 % bewältigen 
müssen, wachsen andere (zunächst) noch. Längerfri-
stig ist davon auszugehen, dass die Bevölkerung in 
weiten Teilen Nordrhein-Westfalens abnehmen wird. 
Vor diesem Hintergrund sollen nach Quantität und 
Qualität nur solche Infrastrukturen geschaffen werden, 
welche später auch von einer zurückgehenden Bevöl-
kerung getragen werden können. Bedingt durch die 
demografische Entwicklung kann in spezifischen Be-
reichen (Gesundheit und Pflege) jedoch auch ein Be-
darf entstehen, Infrastruktur auszubauen. 
 

Mittelfristig von besonderer Bedeutung ist die räumlich 
unterschiedliche Entwicklung der Bevölkerung. Wäh-
rend einige Gemeinden einen prognostizierten Bevöl-
kerungsrückgang von z. T. über 10 % bewältigen 
müssen, wachsen andere (zunächst) noch. Längerfri-
stig ist davon auszugehen, dass die Bevölkerung in 
weiten Teilen Nordrhein-Westfalens abnehmen wird. 
Vor diesem Hintergrund sollen nach Quantität und 
Qualität nur solche Infrastrukturen geschaffen werden, 
welche später auch von einer zurückgehenden Bevöl-
kerung getragen werden können. Bedingt durch die 
demografische Entwicklung kann in spezifischen Be-
reichen (Gesundheit und Pflege) jedoch auch ein Be-
darf entstehen, Infrastruktur auszubauen. 
 

Räumliche Ansprüche der Wirtschaft an gewerblichen 
und industriell nutzbaren Flächen sind nicht in glei-
chem Maße von der Bevölkerungsentwicklung abhän-
gig wie die Wohnsiedlungsflächenentwicklung. Be-
deutsam sind diesbezüglich vor allem der Struktur-
wandel, die Entwicklung einzelner Branchen und Be-
triebe aber auch die Veränderung des Altersaufbaus 
der Bevölkerung, der es u. a. erschweren wird qualifi-
zierte Nachwuchskräfte zu finden und an die Betriebe 
zu binden. 
 

Räumliche Ansprüche der Wirtschaft an gewerblichen 
und industriell nutzbaren Flächen sind nicht in glei-
chem Maße von der Bevölkerungsentwicklung abhän-
gig wie die Wohnsiedlungsflächenentwicklung. Be-
deutsam sind diesbezüglich vor allem der Struktur-
wandel, die Entwicklung einzelner Branchen und Be-
triebe aber auch die Veränderung des Altersaufbaus 
der Bevölkerung, der es u. a. erschweren wird qualifi-
zierte Nachwuchskräfte zu finden und an die Betriebe 
zu binden. 
 

Hierbei gewinnen weiche Standortfaktoren eine zu-
sätzliche Bedeutung. Naturräumliche und kulturland-
schaftliche Gegebenheiten, die z. T. begrenzende 
Faktoren der Siedlungsentwicklung darstellen, sind im 
Wettbewerb um Arbeitskräfte zugleich Potentiale für 
Erholungs-, Sport- und Freizeitmöglichkeiten bzw. eine 
hohe Zufriedenheit und Identifikation mit dem jeweili-
gen Wohnort und der ganzen Region. 
 

Hierbei gewinnen weiche Standortfaktoren eine zu-
sätzliche Bedeutung. Naturräumliche und kulturland-
schaftliche Gegebenheiten, die z. T. begrenzende 
Faktoren der Siedlungsentwicklung darstellen, sind im 
Wettbewerb um Arbeitskräfte zugleich Potentiale für 
Erholungs-, Sport- und Freizeitmöglichkeiten bzw. eine 
hohe Zufriedenheit und Identifikation mit dem jeweili-
gen Wohnort und der ganzen Region. 
 

 Nach den landesplanerischen Zielen hat die Sied-
lungsentwicklung bedarfsgerecht zu erfolgen. Bedarfs-
gerecht bedeutet dabei einerseits, ausreichende Flä-
chen für eine entsprechende Entwicklung zur Verfü-
gung zu stellen, andererseits aber die Neudarstellung 
von Flächen auf das erforderliche Maß zu beschrän-
ken. Dabei kommt der sachgerechten Ermittlung der 
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quantitativen Flächenbedarfe für die Siedlungsentwick-
lung eine zentrale Rolle zu. Aufgrund der demografi-
schen Entwicklung, des wirtschaftlichen Strukturwan-
dels, der Anforderungen an eine nachhaltige und flä-
chensparende Raumentwicklung und der Notwendig-
keit, die derzeit methodisch unterschiedlichen Vorge-
hensweisen in den Planungsregionen zu vereinheitli-
chen, wurde eine Überarbeitung der Methoden für den 
regionalplanerischen Flächenbedarf erforderlich. Dazu 
wurde beim Institut für Stadtbauwesen und Stadtver-
kehr der RWTH Aachen im März 2011 ein Gutachten 
in Auftrag gegeben. Dieses Gutachten hat die vorhan-
denen methodischen Ansätze der Wohnbau- und Wirt-
schaftsflächenbedarfsberechnungen analysiert und im 
Ergebnis eine Methode zur Ermittlung der Wohnbau-
flächenbedarfe vorgeschlagen sowie im Bereich der 
Wirtschaftsflächen empfohlen, mittelfristig auf eine 
Trendfortschreibung der Daten des Siedlungsflächen-
monitorings abzustellen. 
 
Ob und in welchem Umfang ein Bedarf an zusätzlichen 
Siedlungsflächen besteht, ist von den Regionalpla-
nungsbehörden – aufbauend auf den genannten Gut-
achtenergebnissen – wie folgt zu ermitteln. 
 
Die Bedarfsberechnung für Wohnbauflächen hat das 
Ziel, ein ausreichendes Flächenangebot für die Ver-
sorgung der Haushalte mit Wohnraum in der Zukunft 
sicherstellen. Der Bedarf setzt sich aus folgenden 
Komponenten zusammen: 
− dem Neubedarf, der sich aus der Veränderung der 

Haushaltszahlen im Planungszeitraum gemäß 
Prognose von IT.NRW ergibt (dieser kann auch 
negativ werden), 

− dem Ersatzbedarf für abgerissene, zusammenge-
legte oder aus anderen Gründen nicht mehr nutz-
bare Wohnungen (jährlich 0,2 % des Wohnungs-
bestandes) und 

− der Fluktuationsreserve von 1% des Wohnungsbe-
standes zur Gewährleistung eines ausreichenden 
Wohnungsangebots für Um- bzw. Zuzugswillige; 
die Fluktuationsreserve darf auf bis zu maximal 3 
% des Wohnungsbestandes angehoben werden, 
wenn leerstehende Wohnungen zur Hälfte auf die 
Fluktuationsreserve angerechnet werden, d. h. in 
dieser Höhe von der Fluktuationsreserve abgezo-
gen werden.  
 

In jedem Fall verbleibt der Gemeinde ein Grundbedarf 
in Höhe der Hälfte des Ersatzbedarfs – auch wenn sich 
bei der Zusammenfassung der Komponenten ein ge-
ringerer bzw. negativer Bedarf ergibt. 
Der so ermittelte Bedarf an Wohneinheiten wird an-
hand siedlungsstrukturtypischer Dichten (brutto ein-
schließlich Erschließung 20 - 35 / 30 - 45 / 40 - 60 
WE/ha bei Siedlungsdichten unter 1000 / 1000 – 2000 
oder Städte ab 100.000 Einw. mit einer Dichte unter 
1000 / über 2000 Einw.je km²) in Flächen umgerech-
net. 
 
Die Regionalplanungsbehörde kann in begründeten 
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Fällen, z. B. auf der Grundlage empirischer Ermittlun-
gen, von den genannten Richtwerten abweichen. 
 
Der Bedarf an neuen Wirtschaftsflächen ergibt sich 
aus den Ergebnissen des Siedlungsflächenmonitorings 
nach § 4 Abs. 4 LPlG (s. u.). Dazu wird für jeweils eine 
Region (mindestens einen Kreis) die durchschnittliche 
jährliche Inanspruchnahme der letzten (mindestens 
zwei) Monitoring-Perioden – ggf. differenziert nach 
lokal und überörtlich bedeutsamen Flächen - mit der 
Zahl der Jahre des Planungszeitraums multipliziert. 
Über die quantitative Verteilung des Bedarfs auf die 
Gemeinden entscheidet Regionalplanung (s. dazu 
auch 6.3-1). Dabei sollen raumordnerische Kriterien, 
insbesondere die Zahl der Beschäftigten, die zentral-
örtliche Bedeutung und die Wirtschaftsstruktur in den 
einzelnen Gemeinden, berücksichtigt werden. 
 
Die im Hinblick auf den bauleitplanerisch erforderlichen 
Umfang von Siedlungsflächen ermittelten Bedarfe 
können für die regionalplanerische Festlegung von 
Siedlungsraum um einen Planungs- bzw. Flexibilitäts-
zuschlag von bis zu 10 %, in begründeten Ausnahme-
fällen maximal bis zu 20% erhöht werden. 
 

Zu 6.1-11 Flächensparende Siedlungsentwicklung (2. 
Absatz) 
Die Regionalplanungsbehörde ermittelt den Bedarf an 
Allgemeinen Siedlungsbereichen und Bereichen für 
gewerbliche und industrielle Nutzungen auf der Grund-
lage einer landeseinheitlichen Methode. Über das 
Siedlungsflächenmonitoring wird der ermittelte Bedarf 
mit den Bauflächenreserven der Gemeinden abgegli-
chen. Das Siedlungsflächenmonitoring dient darüber 
hinaus dazu, Aufschluss über die tatsächliche Neuin-
anspruchnahme der planerischen Reserven auf FNP-
Ebene (Bauflächen) und der darüber hinausgehenden 
Siedlungsraumreserven zu geben. Die Gemeinden 
unterstützen die Regionalplanungsbehörde, indem sie 
aktuelle Flächeninformationen zur Verfügung stellen 
und ggf. begründen, warum im Flächennutzungsplan 
dargestellte Bauflächen nicht genutzt werden können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Regionalplanung stellt diesem Bedarf die auf 
Grundlage des Siedlungsflächenmonitorings ermittel-
ten planerisch verfügbaren Flächenreserven gegen-
über. Eine Teilmenge dieser planerisch verfügbaren 
Flächenreserven stellen die Brachflächen dar, die sich 
für eine bauliche Nachnutzung eignen und bereits als 
Siedlungsflächen festgelegt sind. 
 
Hafenflächen gemäß Hafenkonzept und Standorte für 
landesbedeutsame flächenintensive Großvorhaben 
sind gesondert zu betrachten. Betriebsgebundene 
Erweiterungsflächen sind dann zur Hälfte anzurech-
nen, wenn ihre Inanspruchnahme in die Berechnung 
des Bedarfs an Wirtschaftsflächen eingeflossen ist. 
Wenn ihre Inanspruchnahme dagegen nicht in die 
Bedarfsberechnung eingeflossen ist, müssen sie auch 
nicht angerechnet werden (gesonderte Gegenüberstel-
lung Angebot (Bedarf) / Reserven).  
 
Das Siedlungsflächenmonitoring gibt nicht nur einen 
Überblick über die aktuellen Flächenreserven, sondern 
dient darüber hinaus dazu, Aufschluss über die tat-
sächliche Neuinanspruchnahme der planerischen Re-
serven auf FNP-Ebene (Bauflächen) und der darüber 
hinausgehenden Siedlungsraumreserven zu geben. 
Die Gemeinden unterstützen die Regionalplanungsbe-
hörde, indem sie aktuelle Flächeninformationen zur 
Verfügung stellen und ggf. begründen, warum im Flä-
chennutzungsplan dargestellte Bauflächen nicht ge-
nutzt werden können. 
 
Unter Brachflächen werden hier und in den folgenden 
Festlegungen nicht mehr genutzte Flächen verstanden 
(insbesondere Altstandorte der Industrie und ehemali-
ge Bahnflächen sowie die militärischen Konversions-
flächen), die als Potenzial für neue Nutzungen dienen 
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Zu 6.1-11 Flächensparende Siedlungsentwicklung 
(letzter Absatz) 
Für die Erweiterung vorhandener Betriebe kann Frei-
raum ausnahmsweise im Einzelfall auch ohne Einhal-
tung der im Ziel genannten Bedingungen in Anspruch 
genommen werden, wenn andere spezifische frei-
raumschützende Festlegungen wie z. B. Über-
schwemmungsbereich oder Bereich zum Schutz der 
Natur nicht entgegenstehen. Auch solche betriebsge-
bundenen Siedlungsraumerweiterungen sind bei der 
Flächenbedarfsermittlung anzurechnen und ggfls. 
durch entsprechende Rücknahme zu kompensieren. In 
der Regel sind hierfür ab einer Größe von 10 ha Re-
gionalplanänderungen erforderlich. 
 

können. Bestehende Zwischennutzungen sind dabei 
kein Ausschlusskriterium. Eine Teilmenge dieser 
Brachflächen stellen die für eine bauliche Nachnutzung 
(Siedlungsflächen) geeigneten Brachflächen dar, die in 
aller Regel im Siedlungszusammenhang liegen (vgl. 
aber Ziel 6.3-3, 2. und 3. Absatz). Ehemalige Tagebau-
flächen des Braunkohlenabbaus werden im LEP nicht 
unter dem Begriff "Brachflächen" subsummiert, da die 
Nachfolgenutzung (Rekultivierung) bereits im Braun-
kohlenplan festgelegt ist. Auch für andere Abgrabungs-
flächen ist die Nachfolgenutzung in aller Regel bereits 
festgelegt. 
 
Im Ergebnis sind drei grundsätzliche Fälle denkbar:  
− der prognostizierte Bedarf übersteigt die Flächen-

reserven => Neudarstellung von Siedlungsraum; 
− der prognostizierte Bedarf entspricht dem Umfang 

der Flächenerserven => ggf. Flächentausch, um 
Qualitäten zu verbessern; 

− die Flächenreserven übersteigen den prognosti-
zierten Bedarf => Rücknahmen von Flächen. 

Sofern im Regionalplan aufgrund der Bevölkerungs- 
und Wirtschaftsentwicklung ein zusätzlicher Bedarf an 
Bauflächen nachgewiesen wird, kann der Siedlungs-
raum zu Lasten des Freiraums grundsätzlich nur er-
weitert werden, wenn auf Grundlage des Siedlungsflä-
chenmonitorings im bisher festgelegten Siedlungsraum 
für den Planungszeitraum keine geeigneten Flächen in 
ausreichendem Maße zur Verfügung stehen.  
Bei der Beurteilung der Eignung der Flächen sind die 
siedlungsklimatischen Funktionen zu berücksichtigen.  
 
Wird unter der Voraussetzung des Ziels 6.1.1 der Sied-
lungsraum zu Lasten des Freiraums erweitert, sind die 
Belange des Freiraumschutzes (vgl. Kapitel 7) bei der 
Abwägung besonders zu berücksichtigen. Dies gilt 
auch mit Blick auf das Leitbild der "flächensparenden 
Siedlungsentwicklung". 
 
Die Erweiterungsmöglichkeiten bestehender Betriebe 
sind über den Satz 2 von Ziel 6.1-1 (bedarfsgerechte 
Festlegung ASB / GIB) und dadurch, dass es sich bei 
dem Vorrang der Innenentwicklung (6.1-6) um einen 
Grundsatz handelt, abgedeckt. 
 
Auf Grundlage der o. g. Bedarfsberechnungsmethoden 
bzw. Anrechnungsmodalitäten überprüft die Landes-
planungsbehörde im Rahmen der Rechtsprüfung der 
aufgestellten Regionalpläne die Flächenbilanzen. Da-
bei darf die Summe der von der Regionalplanung an-
gesetzten Bedarfe für ASB und GIB den für das Re-
gionalplangebiet berechneten Bedarf an Wohnbau- 
und Wirtschaftsflächen nicht überschreiten. Erforderli-
che Flächenrücknahmen sind in diesem Zusammen-
hang nachzuweisen. 
 

Zu 6.1-11 Flächensparende Siedlungsentwicklung (1. 
Absatz) 
Allein durch die Strategie der Innenentwicklung und 
des Flächentauschs wird die Versorgung der Bevölke-
rung und der Wirtschaft mit Bauland nicht überall in 

Allein durch die Strategie der Innenentwicklung (Be-
griffsdefinition in Anlehnung an das BauGB) und des 
Flächentauschs wird die Versorgung der Bevölkerung 
und der Wirtschaft mit Bauland nicht überall in Nord-
rhein-Westfalen zu verwirklichen sein. Daher ist eine 
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Nordrhein-Westfalen zu verwirklichen sein. Daher ist 
eine am Bedarf orientierte Festlegung neuer Allgemei-
ner Siedlungsbereiche und neuer Bereiche für gewerb-
liche und industrielle Nutzungen im Regionalplan mög-
lich.  
 

am Bedarf orientierte Festlegung neuer Allgemeiner 
Siedlungsbereiche und neuer Bereiche für gewerbliche 
und industrielle Nutzungen im Regionalplan möglich (s. 
o.). 
 
Wenn absehbar ist, dass die im Regionalplan entspre-
chend dem errechneten Bedarf festgelegten Sied-
lungsbereiche schon vor Ablauf des Planungszeit-
raums in Anspruch genommen werden, kann eine 
Regionalplanänderung durchgeführt werden. Bezüglich 
der Verortung der Flächenbedarfe ist zunächst eine 
gemeindebezogene, darüber hinaus (je nach Größe 
und Art des Bedarfs und ggf. entgegenstehender 
Schutzausweisungen) aber auch eine auf die Region 
bezogene Betrachtung erforderlich (vgl. auch Ziel 6.3-
1). 
 

Zu 6.1-10 Flächentausch (1. Absatz) 
Auch wenn Siedlungsflächenreserven bedarfsgerecht 
im Regionalplan gesichert sind, kann es erforderlich 
oder erwünscht sein, eine beabsichtigte siedlungs-
räumliche Nutzung nicht in diesen, sondern in einem 
neu auszuweisenden Siedlungsbereich unterzubrin-
gen. In solchen Fällen ist zunächst zu prüfen, ob ein 
gleichwertiger, bisher planerisch für Siedlungszwecke 
vorgesehener Bereich im Regionalplan wieder dem 
Freiraum zugeführt oder eine Baufläche im Flächen-
nutzungsplan in eine innerstädtische Freifläche um-
gewandelt werden kann (Flächentausch). Ein Bedarfs-
nachweis für die neue Siedlungsfläche ist bei diesem 
Nullsummenspiel nicht erforderlich, vorausgesetzt es 
handelt sich um Flächen gleichen Umfangs und ent-
sprechender Freiraumqualität. Zur Gleichwertigkeit der 
Tauschflächen ist im Verfahren zur Aufstellung von 
Raumordnungsplänen ggf. eine Stellungnahme der 
zuständigen Fachbehörden einzuholen. 
 

Auch wenn Siedlungsflächenreserven bedarfsgerecht 
im Regionalplan gesichert sind, kann es erforderlich 
oder erwünscht sein, eine beabsichtigte siedlungs-
räumliche Nutzung nicht in diesen, sondern in einem 
neu auszuweisenden Siedlungsbereich unterzubrin-
gen. In solchen Fällen ist zunächst zu prüfen, ob ein 
gleichwertiger, bisher planerisch für Siedlungszwecke 
vorgesehener Bereich im Regionalplan wieder dem 
Freiraum zugeführt oder eine Baufläche im Flächen-
nutzungsplan in eine innerstädtische Freifläche um-
gewandelt werden kann (Flächentausch). Die Gleich-
wertigkeit bezieht sich dabei sowohl auf die Quantität 
als auch auf die Qualität der Freiraumfunktionen nach 
LPlG-DVO. Dabei wird auch die besondere Schutz-
würdigkeit bestimmter Böden berücksichtigt. Ein Be-
darfsnachweis für die neue Siedlungsfläche ist bei 
diesem Nullsummenspiel nicht erforderlich, vorausge-
setzt es handelt sich um Flächen gleichen Umfangs 
und entsprechender Freiraumqualität. Zur Gleichwer-
tigkeit der Tauschflächen ist im Verfahren zur Aufstel-
lung von Raumordnungsplänen ggf. eine Stellung-
nahme der zuständigen Fachbehörden einzuholen. 
 

Zu 6.1-10 Flächentausch (2. Absatz) 
Ein Flächentausch ist erforderlich, wenn im Regional-
plan und im Flächennutzungsplan in ausreichendem 
Umfang Vorsorge für den absehbaren Baulandbedarf 
getroffen wurde, aber Nutzungshemmnisse die tat-
sächliche Verfügbarkeit des Baulandes einschränken, 
so dass das planerisch gesicherte Baulandpotential 
dem nachweisbaren Bedarf nicht genügt. Entspre-
chend können auch aus anderen Gründen Umplanun-
gen erforderlich sein, welche die Inanspruchnahme 
von Flächen im bisher gesicherten Freiraum erfordern. 
 

Ein Flächentausch ist erforderlich, wenn im Regional-
plan und im Flächennutzungsplan in ausreichendem 
Umfang Vorsorge für den absehbaren Baulandbedarf 
getroffen wurde, aber Nutzungshemmnisse die tat-
sächliche Verfügbarkeit des Baulandes einschränken, 
so dass das planerisch gesicherte Baulandpotential 
dem nachweisbaren Bedarf nicht genügt. Entspre-
chend können auch aus anderen Gründen Umplanun-
gen erforderlich sein, welche die Inanspruchnahme 
von Flächen im bisher gesicherten Freiraum erfordern.  
 

Zu 6.1-2 Rücknahme von Siedlungsflächenreserven 
Die Regionalplanung hat dem Freiraum weitere, bisher 
als Siedlungsraum gesicherte Flächen zuzuführen, 
wenn diese infolge des Bevölkerungsrückgangs oder 
des Strukturwandels nicht mehr zur Bedarfsdeckung 
für Siedlungszwecke benötigt werden. Solche Mög-
lichkeiten sind insbesondere in Verdichtungsräumen 
zur qualitätsverbessernden Auflockerung zu nutzen.  
 

Die Regionalplanung hat dem Freiraum weitere, bisher 
als Siedlungsraum gesicherte Flächen zuzuführen, 
wenn diese infolge des Bevölkerungsrückgangs oder 
des Strukturwandels nicht mehr zur Bedarfsdeckung 
für Siedlungszwecke benötigt werden. Soweit die 
Siedlungsflächenreserven die Siedlungsflächenbedar-
fe überschreiten, hat unter den im Ziel genannten Vor-
aussetzungen bei Regionalplanfortschreibungen eine 
Rücknahme von über den Bedarf hinausgehenden 
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Siedlungsflächen zu erfolgen, die im Benehmen mit 
den Kommunen umzusetzen ist. Werden bei einer 
Regionalplanänderung Siedlungsbereiche neu festge-
legt, sollen nicht mehr benötigte Siedlungsflächenre-
serven im Benehmen mit den betroffenen Kommunen 
zurückgenommen werden, soweit die Summe aus neu 
festgelegten Flächen und Reserven den voraussichtli-
chen Bedarf bis zum Ende des Planungszeitraums 
überschreitet. Solche Möglichkeiten sind insbesondere 
in Verdichtungsräumen zur qualitätsverbessernden 
Auflockerung zu nutzen. 
 

Die nachfolgenden Ziele und Grundsätze des LEP zur 
"dezentralen Konzentration", zum Vorrang der In-
nenentwicklung, zur Wiedernutzung von Brachflächen 
und zum Flächentausch leisten in diesem Sinne einen 
raumordnerischen Beitrag zu dem Bestreben, die Flä-
cheninanspruchnahme in Nordrhein-Westfalen bis 
2020 auf 5 ha pro Tag und langfristig auf "Netto-Null" 
zu reduzieren. 
 

Ziel 6.1-1 und die nachfolgenden Ziele und Grundsät-
ze des LEP zur Wiedernutzung von geeigneten Brach-
flächen, zur "dezentralen Konzentration", zur Vermei-
dung von bandartigen Entwicklungen und Splittersied-
lungen und zum Vorrang der Innenentwicklung leisten 
in diesem Sinne einen raumordnerischen Beitrag zu 
dem Bestreben, die Flächeninanspruchnahme in Nord-
rhein-Westfalen bis 2020 auf 5 ha pro Tag und langfri-
stig auf "Netto-Null" zu reduzieren. 
 

 Zu 6.1-2 Leitbild "flächensparende Siedlungsent-
wicklung" 
 

 Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen unterstützt 
das Ziel der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie, den 
Flächenverbrauch bis zum Jahr 2020 bundesweit auf 
30 Hektar pro Tag zu senken, d.h. für NRW den Flä-
chenverbrauch entsprechend seinem Anteil an der 
bundesdeutschen Siedlungs- und Verkehrsfläche min-
destens auf fünf Hektar pro Tag zu senken. Längerfri-
stig verfolgt sie das Ziel des Netto-Null-
Flächenverbrauchs, d.h. die Gebäude- und Freiflä-
chen, Verkehrsflächen und Betriebsflächen sollen in 
der Flächenbilanz kein Wachstum mehr aufweisen. 
 

 Im Grundsatz des § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG wird u. a. 
ausgeführt: "Der Raum ist in seiner Bedeutung für die 
Funktionsfähigkeit der Böden, des Wasserhaushalts, 
der Tier- und Pflanzenwelt sowie des Klimas ein-
schließlich der jeweiligen Wechselwirkungen zu ent-
wickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, möglich 
und angemessen, wiederherzustellen. […] Die erstma-
lige Inanspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- 
und Verkehrszwecke ist zu vermindern, insbesondere 
durch die vorrangige Ausschöpfung der Potenziale für 
die Wiedernutzbarmachung von Flächen, für die 
Nachverdichtung und für andere Maßnahmen zur In-
nenentwicklung der Städte und Gemeinden sowie zur 
Entwicklung vorhandener Verkehrsflächen." 
Die Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme ist 
eine wichtige Aufgabe im Zusammenhang mit der 
weiteren Entwicklung von Nordrhein-Westfalen. Eine 
flächensparende und bedarfsgerechte Siedlungs- und 
Verkehrsflächenentwicklung trägt dazu bei, mögliche 
Konkurrenzen zwischen den Gemeinden mit daraus u. 
U. resultierenden steigenden Infrastrukturfolgekosten 
und wachsenden wirtschaftlichen Belastungen für die 
Gemeinden und deren Einwohnerinnen und Einwoh-
ner zu vermeiden. Sie ist als Chance einer Entwick-
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lung und nicht als Hemmnis zu sehen. 
 

Zu 6.1-1 Ausrichtung der Siedlungsentwicklung (4. 
Absatz) 
Der generell erwartete Rückgang der Bevölkerung 
kann die in der bundesweiten Nachhaltigkeitsstrategie 
verfolgte Verminderung der Flächeninanspruchnahme 
erleichtern. Die Reduzierung des Siedlungsflächen-
wachstums wird im Planungszeitraum des LEP aller-
dings nicht ohne eine ergänzende Steuerung durch die 
Raumordnung möglich sein.  
 

Der zumindest langfristig für Nordrhein-Westfalen er-
wartete Rückgang der Bevölkerung kann die in diesem 
Leitbild bzw. in der bundesweiten Nachhaltigkeitsstra-
tegie verfolgte Verminderung der Flächeninanspruch-
nahme erleichtern. Die Reduzierung des Siedlungsflä-
chenwachstums wird im Planungszeitraum des LEP 
allerdings nicht ohne eine ergänzende Steuerung 
durch die Raumordnung möglich sein.  
 
Eine wirtschaftlich effiziente Flächennutzung soll unter 
der Berücksichtigung der drei wesentlichen Strategien 
verfolgt werden: Vermeidung (Aktiver Flächenschutz 
und flächensparendes Bauen), Mobilisierung (Aktivie-
rung von Baulücken, Entsiegelung im Bestand) und 
Revitalisierung (Revitalisierung beziehungsweise Re-
kultivierung von Brachflächen und Stadtumbau). 
 

Zu 6.1-11 Flächensparende Siedlungsentwicklung (3. 
Absatz) 
Die Regionalplanung hat die Festlegung von Sied-
lungsbereichen an der Erreichung des dem Leitbildes 
auszurichten. Die Träger der Regionalplanung erfas-
sen dazu in den Erarbeitungsverfahren den Beitrag 
von Regionalplanänderungen zum täglichen 
Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsfläche für ihr 
Plangebiet und berichten der Landesplanungsbehörde 
gemäß § 4 Abs. 4 LPlG (Monitoring). Die Landespla-
nungsbehörde bewertet dies bereits im Rahmen ihrer 
Beratung der Regionalplanungsbehörden im laufenden 
Verfahren im Hinblick auf die landesweite Entwicklung 
der Siedlungs- und Verkehrsfläche. 
 

Die Regionalplanung soll den Grundsatz u. a. dadurch 
umsetzen, dass die Träger der Regionalplanung in 
den Erarbeitungsverfahren den Beitrag von Regional-
planänderungen zum täglichen Wachstum der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche für ihr Plangebiet erfassen 
und der Landesplanungsbehörde gemäß § 4 Abs. 4 
LPlG (Monitoring) berichten. Der Beitrag besteht dabei 
darin, dass durch die Neudarstellung von Siedlungs-
raum die Möglichkeit geschaffen wird, diese Flächen 
nach entsprechender bauleitplanerischer Umsetzung 
auch tatsächlich in Anspruch zu nehmen. Die Landes-
planungsbehörde bewertet dies bereits im Rahmen 
ihrer Beratung der Regionalplanungsbehörden im lau-
fenden Verfahren im Hinblick auf die landesweite Ent-
wicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche. Da sich 
das Leitbild, insbesondere die Reduzierung der Flä-
chenneuinanspruchnahme bis 2020 auf 5 ha/Tag, auf 
den Indikator "Zunahme der Siedlungs- und Verkehrs-
fläche (SuV)" bezieht, wird darüber hinaus vom Land 
laufend evaluiert, wie sich dieser Indikator verändert 
und zwar durch die Auswertung der entsprechenden 
Statistik. 
 

 Die Bauleitplanung soll den Grundsatz zum einen über 
ihre weitere Mitwirkung am Siedlungsflächenmonito-
ring umsetzen und damit zur Transparenz bezüglich 
der Inanspruchnahme von Flächenreserven beitragen. 
Zum anderen sollen insbesondere bei der Formulie-
rung von Festsetzungen in Bebauungsplänen die Mög-
lichkeiten genutzt werden, auf eine flächensparende 
Umsetzung der Planung hinzuwirken. 
 

Zu 6.1-3 Leitbild "dezentrale Konzentration" 
 

Zu 6.1-3 Leitbild "dezentrale Konzentration" 
 

Die großräumige Siedlungsstruktur in Nordrhein-
Westfalen soll die gewachsene Verteilung im System 
der zentralen Orte stabilisieren. Diese großräumig-
dezentrale Struktur ist auf regionaler und örtlicher 
Ebene mit einer Konzentration auf kompakte Sied-
lungsbereiche zu verknüpfen. Damit sollen u. a. flä-
chensparend die Voraussetzungen für die Tragfähig-
keit und Erreichbarkeit von Einrichtungen der Da-

Die großräumige Siedlungsstruktur in Nordrhein-
Westfalen soll die gewachsene Verteilung im System 
der zentralen Orte stabilisieren (vgl. dazu auch Ziel 2-1 
und Grundsatz 2-2). Diese großräumig-dezentrale 
Struktur ist auf regionaler und örtlicher Ebene mit einer 
Konzentration auf kompakte Siedlungsbereiche zu 
verknüpfen (vgl. dazu auch Grundsatz 6.2-1). Damit 
sollen u. a. flächensparend die Voraussetzungen für 
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seinsvorsorge in allen Teilen des Landes gewährleistet 
werden. 
 

die Tragfähigkeit und Erreichbarkeit von Einrichtungen 
der Daseinsvorsorge in allen Teilen des Landes ge-
währleistet werden. 
 

Zu 6.1-4 Keine bandartigen Entwicklungen und 
Splittersiedlungen 
 

Zu 6.1-4 Keine bandartigen Entwicklungen und 
Splittersiedlungen 
 

Bandartige Siedlungen entlang von Verkehrswegen 
und Splittersiedlungen sind mit der Zielsetzung einer 
kompakten, auf zentralörtlich bedeutsame Siedlungs-
bereiche ausgerichteten Siedlungsentwicklung nicht 
vereinbar. Sie können die Funktions- und Leistungsfä-
higkeit des Freiraumes und das Landschaftsbild beein-
trächtigen. Regional- und Bauleitplanung sind daher 
aufgefordert, den Freiraum zu schützen und kleinteili-
ge bauliche Entwicklungen im Außenbereich zu ver-
hindern. 
 

Bandartige Siedlungen entlang von Verkehrswegen 
und Splittersiedlungen sind mit der Zielsetzung einer 
kompakten, auf zentralörtlich bedeutsame Siedlungs-
bereiche ausgerichteten Siedlungsentwicklung nicht 
vereinbar. Sie können die Funktions- und Leistungsfä-
higkeit des Freiraumes und das Landschaftsbild beein-
trächtigen. Regional- und Bauleitplanung sind daher 
aufgefordert, den Freiraum zu schützen und kleinteili-
ge bauliche über die bestehenden Möglichkeiten des  
§ 34 Abs. 4 und § 35 BauGB hinausgehende Entwick-
lungen im Außenbereich sowie das Zusammenwach-
sen von Ortsteilen entlang von Verkehrswegen und die 
daraus resultierende bandartige Siedlungsentwicklung 
zu verhindern. Unbenommen davon bleibt die im Ein-
zelfall mögliche Festlegung von isoliert im Freiraum 
liegenden Bereichen für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen (GIB) unter den Ausnahmevoraussetzun-
gen von Ziel 6.3-3. Ebenfalls unbenommen bleibt die 
nach Ziel 10.2-4 ausnahmsweise mögliche Entwick-
lung von Freiflächen-Solarenergieanlagen entlang von 
Bundesfernstraßen oder Schienenwegen mit überre-
gionaler Bedeutung. 
 

Zu 6.1-5 Leitbild "nachhaltige europäische Stadt" 
 

Zu 6.1-5 Leitbild "nachhaltige europäische Stadt" 
 

Leitlinie der Siedlungsentwicklung ist die 2007 von den 
für Stadtentwicklung zuständigen Ministerinnen und 
Ministern der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
verabschiedete "Leipzig Charta zur nachhaltigen euro-
päischen Stadt". Die europäische Stadt zeichnet sich 
u. a. aus durch eine kompakte Struktur, ein Mit- und 
Nebeneinander unterschiedlicher Nutzungen sowie 
klar erkennbare und funktional wirksame Grenzen 
zwischen besiedeltem und unbesiedeltem Raum. Eine 
derartige Siedlungsstruktur ist flächen-, verkehrs-, 
energie- und kostensparend. Insbesondere die Infra-
strukturfolgekosten für die Ver- und Entsorgung liegen 
deutlich niedriger als bei einer dispersen Siedlungs-
struktur. 
 

Leitlinie der Siedlungsentwicklung ist die 2007 von den 
für Stadtentwicklung zuständigen Ministerinnen und 
Ministern der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
verabschiedete "Leipzig Charta zur nachhaltigen euro-
päischen Stadt". Die europäische Stadt zeichnet sich 
u. a. aus durch eine kompakte Struktur, ein Mit- und 
Nebeneinander unterschiedlicher Nutzungen sowie 
klar erkennbare und funktional wirksame Grenzen 
zwischen besiedeltem und unbesiedeltem Raum. Eine 
derartige Siedlungsstruktur ist flächen-, verkehrs-, 
energie- und kostensparend. Insbesondere die Infra-
strukturfolgekosten für die Ver- und Entsorgung liegen 
deutlich niedriger als bei einer dispersen Siedlungs-
struktur. Darüber hinaus kann eine derart kompakte 
Siedlungsstruktur sehr gut die unterschiedlichen Le-
bensrealitäten der Bevölkerung im Sinne des Gender 
Mainstreaming berücksichtigen und dazu beitragen, 
strukturelle Benachteiligungen zukünftig zu verhindern. 
 

Auch im Rahmen einer flächensparenden Entwicklung 
ist eine ausreichende Ausstattung mit innerstädtischen 
Grünflächen anzustreben. Mit zunehmender Größe 
der Siedlungsbereiche haben diese Freiflächen neben 
ihren bisherigen Funktionen zunehmend Bedeutung 
für die Anpassung an erwartete längere und häufigere 
Hitzeperioden. Sie sollten fußläufig erreichbar sein. 
 

Auch im Rahmen einer flächensparenden Entwicklung 
ist eine ausreichende Ausstattung mit innerstädtischen 
Grünflächen anzustreben. Mit zunehmender Größe 
der Siedlungsbereiche haben diese Freiflächen neben 
ihren bisherigen Funktionen zunehmend Bedeutung 
für die Anpassung an erwartete längere und häufigere 
Hitzeperioden. Sie sollten fußläufig erreichbar sein. 
Auch vorliegende Klimaschutzkonzepte und den Kli-
maschutz betreffende Fachbeiträge können zur Beur-
teilung herangezogen werden, in welchen Fällen ein 
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Siedlungsbereich so groß ist, dass sich eine entspre-
chende Gliederung bzw. Auflockerung empfiehlt. Letzt-
lich hängt es aber auch von der jeweiligen 
(Teil)Region ab, was als "großer" Siedlungsbereich zu 
verstehen ist. 
 

Ortsränder sollen in Abhängigkeit von den jeweiligen 
städtebaulichen Zielen und naturräumlichen Gege-
benheiten so kurz wie möglich gehalten und entspre-
chend den kulturlandschaftlichen Erfordernissen ge-
staltet werden. 
 

Ortsränder sollen in Abhängigkeit von den jeweiligen 
städtebaulichen Zielen und naturräumlichen Gege-
benheiten so kurz wie möglich gehalten und entspre-
chend den kulturlandschaftlichen Erfordernissen ge-
staltet werden. Topografisch bzw. naturräumlich er-
kennbare Grenzen können dabei einen Anhaltspunkt 
darstellen. 
 

Zu 6.1-6 Vorrang der Innenentwicklung 
 

Zu 6.1-6 Vorrang der Innenentwicklung 
 

Die Mobilisierung von Bauflächen obliegt den Ge-
meinden im Rahmen ihrer Selbstverwaltung. Hierzu 
stehen den Gemeinden die entsprechenden Instru-
mente des BauGB zur Verfügung. Die städtebauliche 
Innenentwicklung dient nicht nur dem Flächensparen, 
der Verkehrsvermeidung und der siedlungsräumlichen 
Nutzungs- und Gestaltqualität, sie ist auch hinsichtlich 
der Betriebs- und Unterhaltungskosten insbesondere 
der technischen Infrastruktur für die Gemeinden in der 
Regel kostengünstiger als die Inanspruchnahme von 
Freiflächen im Außenbereich. In der Summe dient die 
Innenentwicklung der Siedlungsbereiche der Erhaltung 
eines großräumig übergreifenden Freiraumverbundsy-
stems und ist insofern von überörtlicher Bedeutung.  
 

Die Mobilisierung von Bauflächen obliegt den Ge-
meinden im Rahmen ihrer Selbstverwaltung. Hierzu 
stehen den Gemeinden die entsprechenden Instru-
mente des BauGB zur Verfügung. Die städtebauliche 
Innenentwicklung dient nicht nur dem Flächensparen, 
der Verkehrsvermeidung und der siedlungsräumlichen 
Nutzungs- und Gestaltqualität, sie ist auch hinsichtlich 
der Betriebs- und Unterhaltungskosten insbesondere 
der technischen Infrastruktur für die Gemeinden in der 
Regel kostengünstiger als die Inanspruchnahme von 
Freiflächen im Außenbereich. In der Summe dient die 
Innenentwicklung der Erhaltung eines großräumig 
übergreifenden Freiraumverbundsystems und ist in-
sofern von überörtlicher Bedeutung.  
 

Zu den Maßnahmen der Innenentwicklung zählen die 
Möglichkeiten einer angemessenen Nachverdichtung 
ebenso wie die der Mobilisierung von ungenutzten 
oder absehbar brachfallenden Grundstücken im In-
nenbereich. Diesbezüglich ist auch auf § 4 Abs. 2 
LBodSchG hinzuweisen. Brachflächen von Industrie 
und Gewerbe, Militär und Bahn stellen ein erhebliches 
innerstädtisches Flächenpotential dar, das es vorran-
gig auszuschöpfen gilt. Deshalb sollen die bisherigen 
Bemühungen zur Mobilisierung von Flächenpotentia-
len im Rahmen der Innenentwicklung und zum Abbau 
von Mobilisierungshemmnissen auf kommunaler Ebe-
ne intensiviert werden, um eine weitergehende Aus-
schöpfung der Entwicklungsreserven zu erreichen.  
 

Zu den Maßnahmen der Innenentwicklung (Begriffsde-
finition in Anlehnung an das BauGB) zählen die Mög-
lichkeiten einer angemessenen Nachverdichtung 
ebenso wie die der Mobilisierung von ungenutzten 
oder absehbar brachfallenden Grundstücken im In-
nenbereich. Diesbezüglich ist auch auf § 4 Abs. 2 
LBodSchG hinzuweisen. Brachflächen von Industrie 
und Gewerbe, Militär und Bahn stellen ein erhebliches 
innerstädtisches Flächenpotential dar, das es vorran-
gig auszuschöpfen gilt. Deshalb sollen die bisherigen 
Bemühungen zur Mobilisierung von Flächenpotentia-
len im Rahmen der Innenentwicklung und zum Abbau 
von Mobilisierungshemmnissen auf kommunaler Ebe-
ne intensiviert werden, um eine weitergehende Aus-
schöpfung der Entwicklungsreserven zu erreichen.  
 

Von einer Bebauung soll allerdings dann abgesehen 
werden, wenn diese Flächen beispielsweise einen 
besonderen Wert für das Wohn- und Arbeitsumfeld, 
Naherholung, Sport, Freizeit, Stadtklima oder Biotop- 
und Artenschutz haben. Im Einzelfall können auch 
unverhältnismäßig hohe Kosten, z. B. für die Sanie-
rung von Altlasten, gegen eine erneute Bebauung von 
Brachflächen sprechen. Maßnahmen der Innenent-
wicklung setzen die Verfügbarkeit der jeweiligen Flä-
chen voraus. Ist diese auch längerfristig nicht gege-
ben, müssen ggf. Planungsalternativen aufgegriffen 
werden. 
 

Von einer Bebauung soll allerdings dann abgesehen 
werden, wenn diese Flächen beispielsweise einen 
besonderen Wert für das Wohn- und Arbeitsumfeld, 
Naherholung, Sport, Freizeit, Stadtklima oder Biotop- 
und Artenschutz haben. Im Einzelfall können auch 
unverhältnismäßig hohe Kosten, z. B. für die Sanie-
rung von Altlasten, gegen eine erneute Bebauung von 
Brachflächen sprechen. Maßnahmen der Innenent-
wicklung setzen die Verfügbarkeit der jeweiligen Flä-
chen voraus. Ist diese auch längerfristig nicht gege-
ben, müssen ggf. Planungsalternativen aufgegriffen 
werden. 
 

Die Wiedernutzung von Brachflächen im Außenbe- Die Wiedernutzung von Brachflächen im Außenbe-
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reich richtet sich nach Grundsatz 6.1-8 und – in Ab-
hängigkeit von der geplanten Nutzung – nach den für 
diese Nutzung vorhandenen Vorgaben von LEP und 
Regionalplan. 
 

reich richtet sich nach Grundsatz 6.1-8 und – in Ab-
hängigkeit von der geplanten Nutzung – nach den für 
diese Nutzung vorhandenen Vorgaben von LEP und 
Regionalplan. 
 

Zu 6.1-7 Energieeffiziente und klimagerechte Sied-
lungsentwicklung 
 

Zu 6.1-7 Energieeffiziente und klimagerechte Sied-
lungsentwicklung 
 

Das Potential zur Reduzierung des Wärmebedarfs neu 
geplanter Baugebiete durch energieeffiziente und so-
larenergetisch optimierte Siedlungsplanung beträgt 
(ohne zusätzliche Wärmedämmung oder Solartechnik) 
10 bis 20, teilweise bis zu 40 % gegenüber einer nicht 
optimierten Planung. Entsprechende Energieeinspa-
rungen sind langfristig wirksam, da Siedlungsstruktu-
ren eine Lebensdauer von mehr als 200 Jahren ha-
ben. 
 

Das Potential zur Reduzierung des Wärmebedarfs neu 
geplanter Baugebiete durch energieeffiziente und so-
larenergetisch optimierte Siedlungsplanung beträgt 
(ohne zusätzliche Wärmedämmung oder Solartechnik) 
10 bis 20, teilweise bis zu 40 % gegenüber einer nicht 
optimierten Planung. Entsprechende Energieeinspa-
rungen sind langfristig wirksam, da Siedlungsstruktu-
ren eine Lebensdauer von mehr als 200 Jahren ha-
ben. 
 

Deshalb ist es erforderlich, bei der Planung neuer 
Baugebiete von Beginn an auf eine energieeffiziente 
Siedlungsstruktur zu achten. Dazu gehört die Schaf-
fung geeigneter Bedingungen zur Nutzung der Kraft-
Wärme-Kopplung, eine enge Anbindung an zentrale 
Versorgungsbereiche, eine flächensparende Erschlie-
ßung, kompakte Bauweisen und eine solarenergeti-
sche Optimierung der Gebäudeausrichtungen, um die 
städtebaulichen Voraussetzungen für einen niedrigen 
Wärme- und Strombedarf zu schaffen.  
Dies macht die Siedlungsstrukturen gleichzeitig robu-
ster für die Anpassung an den Klimawandel. 
 

Deshalb ist es erforderlich, bei der Planung neuer 
Baugebiete von Beginn an auf eine energieeffiziente 
Siedlungsstruktur zu achten. Dazu gehört insbesonde-
re die Schaffung geeigneter Bedingungen zur Nutzung 
der Kraft-Wärme-Kopplung, eine enge Anbindung an 
zentrale Versorgungsbereiche, eine flächensparende 
Erschließung, kompakte Bauweisen und eine solar-
energetische Optimierung der Gebäudeausrichtungen, 
um die städtebaulichen Voraussetzungen für einen 
niedrigen Wärme- und Strombedarf zu schaffen.  
Dies macht die Siedlungsstrukturen gleichzeitig robu-
ster für die Anpassung an den Klimawandel. 
 

Bereiche städtischer Wärmeinseln, die sich durch eine 
dichte Bebauung und geringfügige Durchgrünung und 
Durchlüftung kennzeichnen, sind besonders anfällig 
gegenüber Hitzebelastungen. In Belastungsgebieten 
sollen insbesondere bei Umgestaltungs-, Sanierungs- 
und Neubaumaßnahmen die Durchgrünung (Dach-, 
Fassadenbegrünung, Straßenbegleitgrün, Parkanla-
gen, begrünte Innenhöfe) bzw. der Anteil offener Was-
serflächen erhöht werden. Wenn notwendig sind bei 
der Ausweisung von Neubauflächen Vorgaben zur 
Verschattung und zur Dämmung von Gebäuden vor-
zunehmen. 
 

Bereiche städtischer Wärmeinseln, die sich durch eine 
dichte Bebauung und geringfügige Durchgrünung und 
Durchlüftung kennzeichnen, sind besonders anfällig 
gegenüber Hitzebelastungen. In Belastungsgebieten 
sollen insbesondere bei Umgestaltungs-, Sanierungs- 
und Neubaumaßnahmen die Durchgrünung (Dach-, 
Fassadenbegrünung, Straßenbegleitgrün, Parkanla-
gen, begrünte Innenhöfe) bzw. der Anteil offener Was-
serflächen erhöht werden. Wenn notwendig sind bei 
der Ausweisung von Neubauflächen Vorgaben zur 
Verschattung und zur Dämmung von Gebäuden vor-
zunehmen. 
 

Hoch verdichtete Bereiche mit einem hohen Versiege-
lungsgrad, dichter Bebauung und sensibler Infrastruk-
tur sind besonders anfällig für Schäden durch Starkre-
genereignisse.  
In besonders gefährdeten Bereichen sollen insbeson-
dere bei Umgestaltungs-, Sanierungs- und Neubau-
maßnahmen die Ermöglichung der Versickerung ver-
bessert, Engstellen und Abflusshindernisse beseitigt 
und Niederschlagszwischenspeicher und Notwasser-
wege geschaffen werden. Wenn notwendig sind bei 
der Ausweisung von Neubauflächen Vorgaben zum 
Objektschutz vorzunehmen. 
 

Hoch verdichtete Bereiche mit einem hohen Versiege-
lungsgrad, dichter Bebauung und sensibler Infrastruk-
tur sind besonders anfällig für Schäden durch Starkre-
genereignisse.  
In besonders gefährdeten Bereichen sollen insbeson-
dere bei Umgestaltungs-, Sanierungs- und Neubau-
maßnahmen die Ermöglichung der dezentralen Re-
genwasserbewirtschaftung verbessert, Engstellen und 
Abflusshindernisse beseitigt und Niederschlagszwi-
schenspeicher und Notwasserwege geschaffen wer-
den. Wenn notwendig sind bei der Ausweisung von 
Neubauflächen Vorgaben zum Objektschutz vorzu-
nehmen. 
 

 Die frühzeitige Berücksichtigung von regionalen und 
kommunalen Klimaschutzkonzepten und die Umset-
zung von Maßnahmen zur Klimaanpassung in der 
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Regional- und Bauleitplanung (vgl. auch Kap. 4) kön-
nen dazu beitragen, die Vulnerabilität des Siedlungs-
raums gegenüber Klimafolgen nicht weiter zu ver-
schärfen, sondern dessen Widerstandsfähigkeit im 
Gegenteil sogar zu stärken. 
 

Zu 6.1-8 Wiedernutzung von Brachflächen 
 

Zu 6.1-8 Wiedernutzung von Brachflächen 
 

Die im Zusammenhang mit der Industriegeschichte 
Nordrhein-Westfalens in großer Zahl entstandenen 
Brachen (insbesondere Altstandorte der Industrie und 
ehemalige Bahnflächen) und die vom Militär nicht 
mehr beanspruchten Flächen (Konversionsflächen) 
sollen zur Schonung bisher unbebauter Freiflächen 
einer Sanierung und Wiedernutzung zugeführt werden. 
Dabei muss der Aufwand für die Wiedernutzung wirt-
schaftlich vertretbar sein. 
 

Die im Zusammenhang mit der Industriegeschichte 
Nordrhein-Westfalens in großer Zahl entstandenen 
Brachen (insbesondere Altstandorte der Industrie und 
ehemalige Bahnflächen) und die vom Militär nicht 
mehr beanspruchten Flächen (Konversionsflächen) 
sollen zur Schonung bisher unbebauter Freiflächen 
einer Sanierung und Wiedernutzung zugeführt werden. 
Dabei muss der Aufwand für die Wiedernutzung wirt-
schaftlich vertretbar sein.  

Die Nachfolgenutzung richtet sich insbesondere nach 
den umgebenden Raumnutzungen und -funktionen. 
Grenzen die Flächen an den Siedlungsraum, kann 
eine siedlungsräumliche Nachfolgenutzung in Betracht 
kommen. 
 

Die Nachfolgenutzung richtet sich insbesondere nach 
den umgebenden Raumnutzungen und -funktionen. 
Grenzen die Flächen an den Siedlungsraum, kann 
eine siedlungsräumliche Nachfolgenutzung in Betracht 
kommen. 
 

Für isoliert im Freiraum liegende Flächen ist eine re-
gionalplanerische Änderung in 'Allgemeinen Sied-
lungsbereich' entsprechend der Ziele in Kapitel 6.2 
ausgeschlossen. Eine Umwandlung in 'Gewerbe- und 
Industrieansiedlungsbereich' kann nur entsprechend 
der Festlegungen des Kapitels 6.3 erfolgen.  
 

Für isoliert im Freiraum liegende Flächen ist eine re-
gionalplanerische Änderung in 'Allgemeinen Sied-
lungsbereich' entsprechend der Festlegungen in Kapi-
tel 6.2 in der Regel ausgeschlossen. Die nach Ziel 6.6-
2 ausnahmsweise mögliche Nachnutzung einer Brach-
fläche für "andere raumbedeutsame, überwiegend 
durch bauliche Anlagen geprägte Erholungs-, Sport-, 
Freizeit- und Tourismuseinrichtungen" und eine sich 
daraus ergebende Festlegung als "Allgemeinen Sied-
lungsbereich mit Zweckbindung" bleibt unberührt. Eine 
Umwandlung in 'Gewerbe- und Industrieansiedlungs-
bereich' kann nur entsprechend der Festlegungen des 
Kapitels 6.3 erfolgen.  
 

Die Erarbeitung eines regionalen Konzeptes zu den 
Nachfolgenutzungen regionalbedeutsamer Brachflä-
chen ist insbesondere für die oft sehr großflächigen 
militärischen Konversionsflächen sinnvoll. Es soll als 
Grundlage für die Regionalplanung dienen. Aufgrund 
der oft gegebenen erheblichen Flächengröße ist in der 
Regel eine Orientierung an dem Planungsraum des 
Regionalplanes, ggf. an dessen Teilabschnitten, erfor-
derlich. Der Einstieg in die Vorarbeiten eines solchen 
Konzeptes kann entsprechend dem Erkenntnisstand 
über das voraussichtliche Ende der militärischen Nut-
zung erfolgen. Sofern sinnvoll, soll die federführende 
Regionalplanungsbehörde neben den betroffenen 
Kommunen weitere öffentliche und private Akteure der 
Region (regionale Entwicklungsgesellschaften etc.) in 
die Erarbeitung des Konzeptes einbeziehen. 
 

Die Erarbeitung eines regionalen Konzeptes zu den 
Nachfolgenutzungen regionalbedeutsamer Brachflä-
chen (Mindestgröße i. d. R. 10 ha, s. LPlG-DVO) ist 
insbesondere für die oft sehr großflächigen militäri-
schen Konversionsflächen sinnvoll. Es soll als Grund-
lage für die Regionalplanung dienen. Aufgrund der oft 
gegebenen erheblichen Flächengröße ist in der Regel 
eine Orientierung an dem Planungsraum des Regio-
nalplanes, ggf. an dessen Teilabschnitten, erforderlich. 
Der Einstieg in die Vorarbeiten eines solchen Konzep-
tes kann entsprechend dem Erkenntnisstand über das 
voraussichtliche Ende der militärischen Nutzung erfol-
gen. Sofern sinnvoll, soll die federführende Regional-
planungsbehörde neben den betroffenen Kommunen 
weitere öffentliche und private Akteure der Region 
(regionale Entwicklungsgesellschaften etc.) in die Er-
arbeitung des Konzeptes einbeziehen. 
 

Voraussetzung für die Umnutzung von Brachflächen 
ist oft eine fachgerechte Altlastenbehandlung und eine 
frühzeitige, der Planungsebene entsprechende Abklä-
rung des Altlastenverdachts in der Regional- und Bau-
leitplanung. 

Voraussetzung für die Umnutzung von Brachflächen 
ist oft eine fachgerechte Altlastenbehandlung und eine 
frühzeitige, der Planungsebene entsprechende Abklä-
rung des Altlastenverdachts in der Regional- und Bau-
leitplanung. 
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 Bei isoliert im Freiraum liegenden Konversionsflächen 
ist der Grundsatz 7.1-8 zu berücksichtigen. 
 

Zu 6.1-9 Vorausschauende Berücksichtigung von 
Infrastrukturfolgekosten 
 

Zu 6.1-9 Vorausschauende Berücksichtigung von 
Infrastrukturkosten und Infrastrukturfolgekosten 
 

Die Erschließung von Bauflächen ist neben den Pla-
nungs- und Erschließungskosten in der Regel mit er-
heblichen langfristigen Folgekosten verbunden (Auf-
wendungen für den Unterhalt der technischen Infra-
strukturen, Bau und Betrieb sozialer Einrichtungen wie 
Kindergärten, Schulen, etc.). Die Analyse dieser Ko-
sten und ihre Bewertung hinsichtlich möglicher Alter-
nativen eröffnet den Kommunen z. T. Einsparpotentia-
le für die Infrastrukturfolgekosten von ca. 30 bis 50 % 
bei den technischen und ca. 10 % bei den sozialen 
Infrastrukturen. 
 

Die Erschließung von Bauflächen ist neben den Pla-
nungs- und Erschließungskosten in der Regel mit er-
heblichen langfristigen Folgekosten verbunden (Auf-
wendungen für den Unterhalt der technischen Infra-
strukturen, Bau und Betrieb sozialer Einrichtungen wie 
Kindergärten, Schulen, etc.). Die Analyse der Infra-
strukturkosten und Infrastrukturfolgekosten und ihre 
Bewertung hinsichtlich möglicher Alternativen eröffnet 
den Kommunen Einsparpotentiale. Diese können bei 
den technischen Infrastrukturfolgekosten bis zu ca. 30 
bis 50 %, bei den sozialen Infrastrukturfolgekosten bis 
zu ca. 10 % betragen. 
 

 
6.2 Ergänzende Festlegungen für Allgemeine Sied-
lungsbereiche 
 

6.2 Ergänzende Festlegungen für Allgemeine Sied-
lungsbereiche 

 
Ziele und Grundsätze 
 

Ziele und Grundsätze 
 

6.2-1 Ziel Zentralörtlich bedeutsame Allgemeine 
Siedlungsbereiche 

6.2-1 Grundsatz Ausrichtung auf zentralörtlich 
bedeutsame Allgemeine Siedlungsbereiche 

Die Siedlungsentwicklung in den Gemeinden ist 
auf solche Allgemeine Siedlungsbereiche auszu-
richten, die über ein räumlich gebündeltes Ange-
bot an öffentlichen und privaten Dienstleistungs- 
und Versorgungseinrichtungen verfügen (zentral-
örtlich bedeutsame Allgemeine Siedlungsberei-
che).  
 

Die Siedlungsentwicklung in den Gemeinden soll 
auf solche Allgemeine Siedlungsbereiche ausge-
richtet werden, die über ein räumlich gebündeltes 
Angebot an öffentlichen und privaten Dienstlei-
stungs- und Versorgungseinrichtungen verfügen 
(zentralörtlich bedeutsame Allgemeine Siedlungs-
bereiche).  
 

6.2-4 Ziel Räumliche Anordnung neuer Allgemeiner 
Siedlungsbereiche 
Erforderliche neue Allgemeine Siedlungsbereiche 
sind in der Regel unmittelbar anschließend an 
vorhandenen zentralörtlich bedeutsamen Allge-
meine Siedlungsbereichen festzulegen. Stehen der 
Erweiterung zentralörtlich bedeutsamer Sied-
lungsbereiche topographische Gegebenheiten 
oder andere vorrangige Raumfunktionen entge-
gen, kann die Ausweisung im Zusammenhang mit 
einem anderen, bereits im Regionalplan dargestell-
ten Allgemeinen Siedlungsbereich erfolgen.  
 

Erforderliche neue Allgemeine Siedlungsbereiche 
sollen unmittelbar anschließend an vorhandenen 
zentralörtlich bedeutsamen Allgemeinen Sied-
lungsbereichen festgelegt werden. Stehen der Er-
weiterung zentralörtlich bedeutsamer Siedlungsbe-
reiche topographische Gegebenheiten oder andere 
vorrangige Raumfunktionen entgegen, kann die 
Ausweisung im Zusammenhang mit einem ande-
ren, bereits im Regionalplan dargestellten Allge-
meinen Siedlungsbereich erfolgen. 
 

6.2-2 Grundsatz Nutzung des schienengebunde-
nen öffentlichen Nahverkehrs  

6.2-2 Grundsatz Nutzung des schienengebunde-
nen öffentlichen Nahverkehrs  

Bei der Ausrichtung der Siedlungsentwicklung auf 
zentralörtlich bedeutsame Allgemeine Siedlungs-
bereiche sollen Haltepunkte des schienengebun-
denen öffentlichen Nahverkehrs besonders be-
rücksichtigt werden.  
 

Vorhandene Haltepunkte des schienengebundenen 
öffentlichen Nahverkehrs sollen bei der Ausrich-
tung der Siedlungsentwicklung besonders berück-
sichtigt werden. 
 

6.2-3 Grundsatz Eigenentwicklung untergeordneter 
Ortsteile  

 

Andere vorhandene Allgemeine Siedlungsbereiche 
und kleinere Ortsteile, die nicht über ein räumlich 
gebündeltes Angebot an öffentlichen und privaten 
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Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtungen 
verfügen, sollen auf eine Eigenentwicklung be-
schränkt bleiben. 
 
6.2-5 Grundsatz Steuernde Rücknahme nicht mehr 
erforderlicher Siedlungsflächenreserven  

6.2-3 Grundsatz Steuernde Rücknahme nicht mehr 
erforderlicher Siedlungsflächenreserven  

Eine bedarfsgerechte Rücknahme Allgemeiner 
Siedlungsbereiche im Regionalplan oder entspre-
chender Bauflächen im Flächennutzungsplan soll 
vorrangig außerhalb der zentralörtlich bedeutsa-
men Allgemeinen Siedlungsbereiche realisiert 
werden.  
 

Eine bedarfsgerechte Rücknahme Allgemeiner 
Siedlungsbereiche im Regionalplan oder entspre-
chender Bauflächen im Flächennutzungsplan soll 
vorrangig außerhalb der zentralörtlich bedeutsa-
men Allgemeinen Siedlungsbereiche realisiert 
werden.  
 

Erläuterungen  
 

Erläuterungen  
 

 Zur Begründung der Festlegungen in Kap. 6.2 wird auf 
die allgemeinen Erläuterungen in Kap. 6.1 sowie die 
folgenden Erläuterungen verwiesen. 
 

Zu 6.2-1 Zentralörtlich bedeutsame Allgemeine 
Siedlungsbereiche 
 

Zu 6.2-1 Zentralörtlich bedeutsame Allgemeine 
Siedlungsbereiche 
 

Die raumordnerische Steuerung der Entwicklung von 
Flächen für Wohnen, wohnverträgliches Gewerbe, 
Dienstleistungen und innerörtliche Freiflächen erfolgt 
durch die regionalplanerische Festlegung von Allge-
meinen Siedlungsbereichen (ASB). Der bedarfsge-
rechte Umfang der ASB-Darstellungen wird auf der 
Grundlage einer landeseinheitlichen Methode in Ver-
bindung mit dem Siedlungsflächenmonitoring ermittelt 
(vgl. auch Erläuterungen zu 6.1-1).  
 

Die raumordnerische Steuerung der Entwicklung von 
Flächen für Wohnen, Einzelhandel, Dienstleistungen, 
Gewerbe – sofern mit den umliegenden Nutzungen 
vereinbar – und innerörtlichen Freiflächen erfolgt durch 
die regionalplanerische Festlegung von Allgemeinen 
Siedlungsbereichen (ASB). Der bedarfsgerechte Um-
fang der ASB-Darstellungen wird auf der Grundlage 
einer landeseinheitlichen Methode in Verbindung mit 
dem Siedlungsflächenmonitoring ermittelt (vgl. auch 
Erläuterungen zu 6.1-1).  
 

Bestand und weitere Entwicklung der ASB bestimmen 
maßgeblich die Standortattraktivität der Gemeinden. 
Sie setzten die Rahmenbedingungen für die Ausla-
stung und Tragfähigkeit der vorhandenen und der neu 
zu planenden technischen und sozialen Infrastruktu-
ren. Erhebliche Bevölkerungsrückgänge und veränder-
tes Verhalten der Bürgerinnen und Bürger bei der Nut-
zung von Infrastruktureinrichtungen können zur deren 
Unterauslastung mit gravierenden Folgen für die Funk-
tionsfähigkeit, die Wirtschaftlichkeit und die Gebühren-
entwicklung führen. Daher ist es erforderlich, die ins-
gesamt geringer werdenden siedlungsräumlichen Ent-
wicklungsbedarfe auf zukunftsfähige Siedlungsberei-
che auszurichten, die über ein räumlich gebündeltes 
Angebot an öffentlichen und privaten Dienstleistungs- 
und Versorgungseinrichtungen verfügen (zentralörtlich 
bedeutsame ASB). 
 

Bestand und weitere Entwicklung der ASB bestimmen 
maßgeblich die Standortattraktivität der Gemeinden. 
Sie setzten die Rahmenbedingungen für die Ausla-
stung und Tragfähigkeit der vorhandenen und der neu 
zu planenden technischen und sozialen Infrastruktu-
ren. Bevölkerungsrückgänge und verändertes Verhal-
ten der Bürgerinnen und Bürger bei der Nutzung von 
Infrastruktureinrichtungen können zur deren Unteraus-
lastung mit gravierenden Folgen für die Funktionsfä-
higkeit, die Wirtschaftlichkeit und die Gebührenent-
wicklung führen. Daher ist es erforderlich, die sied-
lungsräumlichen Entwicklungsbedarfe auf zukunftsfä-
hige Siedlungsbereiche auszurichten, die über ein 
räumlich gebündeltes Angebot an öffentlichen und 
privaten Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtun-
gen verfügen (zentralörtlich bedeutsame ASB). 
 

Insbesondere im Vorfeld von Regionalplanfortschrei-
bungen muss die Regionalplanungsbehörde die zen-
tralörtlich bedeutsamen ASB in Abstimmung mit den 
Gemeinden feststellen, um die Steuerung der Sied-
lungsentwicklung hieran auszurichten. In den Regio-
nalplänen können diese zentralörtlich bedeutsamen 
ASB in einer Erläuterungskarte gekennzeichnet wer-
den. 
 

Insbesondere im Vorfeld von Regionalplanfortschrei-
bungen muss die Regionalplanungsbehörde die zen-
tralörtlich bedeutsamen ASB in Abstimmung mit den 
Gemeinden feststellen, um die Steuerung der Sied-
lungsentwicklung hieran auszurichten. In den Regio-
nalplänen können diese zentralörtlich bedeutsamen 
ASB in einer Erläuterungskarte gekennzeichnet wer-
den. 
 

Zur überörtlich-flächendeckenden Grundversorgung ist Zur überörtlich-flächendeckenden Grundversorgung ist 



6. Siedlungsraum    
 

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen   61 
geänderter Entwurf nach erstem Beteiligungsverfahren, Stand: 22.09.2015 
 
 

in jeder Gemeinde regionalplanerisch mindestens ein 
zentralörtlich bedeutsamer ASB festzulegen, an dem 
langfristig mindestens die Tragfähigkeit für Einrichtun-
gen der Grundversorgung gewährleistet sein sollte.  
 

in jeder Gemeinde regionalplanerisch mindestens ein 
zentralörtlich bedeutsamer ASB festzulegen, an dem 
langfristig mindestens die Tragfähigkeit für Einrichtun-
gen der Grundversorgung gewährleistet sein sollte.  
 

Die Ausrichtung der zukünftigen Siedlungsentwicklung 
auf Siedlungsbereiche, die bereits über ein vielfältiges 
und leistungsfähiges Angebot an öffentlichen und pri-
vaten Dienstleistungs- und Versorgungsreinrichtungen 
(wie z. B. der Bildung, der Kultur, der Verwaltung, der 
sozialen und medizinischen Betreuung und des Ein-
zelhandels) verfügen, deckt sich mit den Zielen einer 
nachhaltigen Raumentwicklung und trägt den ökono-
mischen Tragfähigkeitsvoraussetzungen für die Siche-
rung und die Weiterentwicklung der öffentlichen und 
privaten Infrastrukturen Rechnung. Sie entspricht auch 
den Anforderungen an einen effizienten Einsatz öffent-
licher Mittel und liegt daher im öffentlichen Interesse.  
 

Die Ausrichtung der zukünftigen Siedlungsentwicklung 
auf Siedlungsbereiche, die bereits über ein vielfältiges 
und leistungsfähiges Angebot an öffentlichen und pri-
vaten Dienstleistungs- und Versorgungsreinrichtungen 
(wie z. B. der Bildung, der Kultur, der Verwaltung, der 
sozialen und medizinischen Betreuung und des Ein-
zelhandels) verfügen, deckt sich mit den Zielen einer 
nachhaltigen Raumentwicklung und trägt den ökono-
mischen Tragfähigkeitsvoraussetzungen für die Siche-
rung und die Weiterentwicklung der öffentlichen und 
privaten Infrastrukturen Rechnung. Sie entspricht auch 
den Anforderungen an einen effizienten Einsatz öffent-
licher Mittel und liegt daher im öffentlichen Interesse.  
 

Im Sinne der Verkehrsverminderung ist es sinnvoll, in 
räumlicher Verbindung zu den zentralörtlich bedeut-
samen Siedlungsbereichen auch zugeordnete Berei-
che für gewerbliche und industrielle Nutzungen festzu-
legen. Da die Planung dieser Bereiche zudem beson-
dere immissionsschutzrechtliche und verkehrliche 
Aspekte beachten muss, finden sich die landesplane-
rischen Vorgaben in dem folgenden Kapitel 6.3 „Er-
gänzende Festlegungen für industrielle und gewerbli-
che Nutzungen“. 
 

Im Sinne der Verkehrsverminderung ist es sinnvoll, in 
räumlicher Verbindung zu den zentralörtlich bedeut-
samen Siedlungsbereichen auch zugeordnete Berei-
che für gewerbliche und industrielle Nutzungen festzu-
legen. Da die Planung dieser Bereiche zudem beson-
dere immissionsschutzrechtliche und verkehrliche 
Aspekte beachten muss, finden sich die landesplane-
rischen Vorgaben in dem folgenden Kapitel 6.3 „Er-
gänzende Festlegungen für industrielle und gewerbli-
che Nutzungen“. 
 

Zu 6.2-3 Grundsatz Eigenentwicklung untergeordneter 
Ortsteile, 1. Absatz  
Andere vorhandene Allgemeine Siedlungsbereiche, 
die nicht über die o. a. zentralörtlich bedeutsame Inf-
rastruktur verfügen, die aber aufgrund ihrer Größe und 
Einwohnerzahl (> 2000 Einwohner) raumbedeutsam 
sind, werden ebenfalls im Regionalplan dargestellt. Sie 
sollen aber bei der regionalplanerischen Verortung 
eines beschränkten Siedlungsflächenzuwachses in der 
Regel unberücksichtigt bleiben (vgl. Ziel 6.2-4). Ihre 
Entwicklung ist in der Regel auf Planungen und Maß-
nahmen zur Nutzung und Abrundung bereits baulich 
geprägter Flächen zu beschränken. Bei rückläufiger 
Bevölkerung würde die weitere Entwicklung dieser 
Siedlungsbereiche die langfristige Sicherung insge-
samt tragfähiger zentralörtlicher Siedlungsstrukturen 
gefährden. 
 

Andere vorhandene Allgemeine Siedlungsbereiche, 
die nicht über die o. a. zentralörtlich bedeutsame Inf-
rastruktur verfügen, die aber aufgrund ihrer Größe und 
Einwohnerzahl (> 2000 Einwohner) raumbedeutsam 
sind, werden ebenfalls im Regionalplan dargestellt. Sie 
sollen aber bei der regionalplanerischen Verortung 
eines beschränkten Siedlungsflächenzuwachses in der 
Regel unberücksichtigt bleiben. Ihre Entwicklung soll 
in der Regel auf Planungen und Maßnahmen zur Nut-
zung und Abrundung bereits baulich geprägter Flä-
chen beschränkt werden. Bei rückläufiger Bevölkerung 
würde die weitere Entwicklung dieser Siedlungsberei-
che die langfristige Sicherung insgesamt tragfähiger 
zentralörtlicher Siedlungsstrukturen gefährden. 
 

Zu 6.2-4 Räumliche Anordnung neuer Allgemeiner 
Siedlungsbereiche, 1. Absatz 
Angesichts des in weiten Teilen Nordrhein-Westfalens 
absehbaren Bevölkerungsrückgangs ist hierbei die 
zukünftige Siedlungsentwicklung auf die zentralörtlich 
bedeutsamen Siedlungsbereiche auszurichten, um die 
notwendigen Siedlungserweiterungen an die beste-
henden Netze der Infrastruktur und die vorhandenen 
sozialen Einrichtungen effizient anbinden zu können. 
Mit der Ausrichtung auf zentralörtlich bedeutsame 
Siedlungsbereiche soll zugleich auf eine kompakte 
Siedlungsstruktur hingewirkt werden, um die Inan-
spruchnahme von Freiraum und die Kosten für techni-

Angesichts des in weiten Teilen Nordrhein-Westfalens 
absehbaren Bevölkerungsrückgangs soll die zukünfti-
ge Siedlungsentwicklung auf die zentralörtlich bedeut-
samen Siedlungsbereiche ausgerichtet werden, um 
die notwendigen Siedlungserweiterungen an die be-
stehenden Netze der Infrastruktur und die vorhande-
nen sozialen Einrichtungen effizient anbinden zu kön-
nen. Mit der Ausrichtung auf zentralörtlich bedeutsame 
Siedlungsbereiche soll zugleich auf eine kompakte 
Siedlungsstruktur hingewirkt werden, um die Inan-
spruchnahme von Freiraum und die Kosten für techni-
sche Infrastruktur gering zu halten und günstigere 
Voraussetzungen für den Öffentlichen Personenver-
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sche Infrastruktur gering zu halten und günstigere 
Voraussetzungen für den Öffentlichen Personenver-
kehr zu schaffen. 
 

kehr zu schaffen. 
 

Zu 6.2-4 Räumliche Anordnung neuer Allgemeiner 
Siedlungsbereiche, 2. Absatz 
Ausnahmen von der vorrangigen Erweiterung zentral-
örtlich bedeutsamer Siedlungsbereiche sind erforder-
lich, wenn der unmittelbaren räumlichen Erweiterung 
eines zentralörtlich bedeutsamen Siedlungsbereichs 
topographische bzw. naturräumliche Gegebenheiten 
oder vorrangige Schutz- und Nutzfunktionen z. B. des 
Naturschutzes oder des Hochwasserschutzes entge-
genstehen. In diesen Fällen ist es möglich, auch einen 
anderen im Regionalplan festgelegten Allgemeinen 
Siedlungsbereich zu erweitern. 
 

Ausnahmen von der vorrangigen Erweiterung zentral-
örtlich bedeutsamer Siedlungsbereiche sind z.B. erfor-
derlich, wenn der unmittelbaren räumlichen Erweite-
rung eines zentralörtlich bedeutsamen Siedlungsbe-
reichs topographische bzw. naturräumliche Gegeben-
heiten oder vorrangige Schutz- und Nutzfunktionen z. 
B. des Naturschutzes oder des Hochwasserschutzes 
entgegenstehen, wenn neue Allgemeine Siedlungsbe-
reiche in der Hauptsache für gewerbliche Betriebe 
vorgesehen sind und insofern nicht an zentralörtlich 
bedeutsame Allgemeine Siedlungsbereiche angebun-
den sein müssen oder wenn regionalplanerisch Frei-
raum für zweckgebundene Allgemeine Siedlungsbe-
reiche in Anspruch genommen werden muss für Vor-
haben, die aus zwingenden Gründen des öffentlichen 
Interesses notwendig sind, die ihren Standort aber 
nicht in oder an vorhandenen Allgemeinen Siedlungs-
bereichen haben können (z. B. im Landesinteresse 
erforderliche Vorhaben mit besonderer Zweckbestim-
mung wie Justizvollzugsanstalten oder forensische 
Kliniken). 
 

 Außerdem kann von diesem Grundsatz abgewichen 
werden, wenn im Einzelfall regionalplanerisch bewusst 
ein zentralörtlich bedeutsamer Allgemeiner Siedlungs-
bereich entwickelt und dazu entsprechend im Regio-
nalplan festgelegt wird. Sofern vorhandene kleinere 
Ortsteile im Zuge ihrer Eigenentwicklung über die Dar-
stellungsschwelle von 2000 Einwohnern hinauswach-
sen, sollen diese dargestellt werden. 
 

Zu 6.2-2 Nutzung des schienengebundenen öffent-
lichen Nahverkehrs 
 

Zu 6.2-2 Nutzung des schienengebundenen öffent-
lichen Nahverkehrs 
 

Im Sinne einer umweltgerechten und klimaschützen-
den Siedlungsentwicklung sollen möglichst große Teile 
des Personenverkehrs auf die Schiene gelenkt wer-
den. Hierzu sollen Wohnsiedlungsflächen nach Mög-
lichkeit im Nahbereich von Haltepunkten des schie-
nengebundenen öffentlichen Nahverkehrs entwickelt 
werden. 
 

Im Sinne einer umweltgerechten und klimaschützen-
den Siedlungsentwicklung sollen möglichst große Teile 
des Personenverkehrs auf die Schiene gelenkt wer-
den. Hierzu sollen Wohnsiedlungsflächen nach Mög-
lichkeit im Nahbereich von Haltepunkten des schie-
nengebundenen öffentlichen Nahverkehrs entwickelt 
werden. In Gebieten ohne eine Anbindung an den 
schienengebundenen öffentlichen Nahverkehr sollte 
sich die Siedlungsentwicklung am übrigen ÖPNV aus-
richten. 
 

Zu 6.2-3 Eigenentwicklung untergeordneter Ortstei-
le 
 

 

Andere vorhandene Allgemeine Siedlungsbereiche, 
die nicht über die o. a. zentralörtlich bedeutsame Inf-
rastruktur verfügen, die aber aufgrund ihrer Größe und 
Einwohnerzahl (> 2000 Einwohner) raumbedeutsam 
sind, werden ebenfalls im Regionalplan dargestellt. Sie 
sollen aber bei der regionalplanerischen Verortung 
eines beschränkten Siedlungsflächenzuwachses in der 
Regel unberücksichtigt bleiben (vgl. Ziel 6.2-4). Ihre 
Entwicklung ist in der Regel auf Planungen und Maß-
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nahmen zur Nutzung und Abrundung bereits baulich 
geprägter Flächen zu beschränken. Bei rückläufiger 
Bevölkerung würde die weitere Entwicklung dieser 
Siedlungsbereiche die langfristige Sicherung insge-
samt tragfähiger zentralörtlicher Siedlungsstrukturen 
gefährden. 
 
In Ortsteilen, in denen weniger als 2000 Menschen 
leben, kann erfahrungsgemäß die Nahversorgung 
nicht gesichert werden. Solche kleineren Ortsteile, die 
nicht über ein räumlich gebündeltes Angebot an öffent-
lichen und privaten Dienstleistungs- und Versorgungs-
einrichtungen verfügen, werden im Regionalplan in der 
Regel dem Freiraum zugeordnet. Gleichwohl sind in 
ländlich strukturierten Räumen durch eine aktive, inte-
grierte Dorfentwicklung eine angemessene Daseins-
vorsorge und eine Attraktivierung der Dorfkerne anzu-
streben, um diese nachhaltig zu sichern. 
 

 

Der Ausweisung neuer Baugebiete stehen in den im 
Regionalplan nicht als ASB dargestellten Ortsteilen mit 
einer Aufnahmefähigkeit von weniger als 2000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern die Belange des Frei-
raumschutzes und die angestrebte Ausrichtung der 
weiteren Siedlungsentwicklung auf zentralörtlich be-
deutsame Siedlungsbereiche entgegen. Ihre Entwick-
lung soll strikt auf die Eigenentwicklung und die Trag-
fähigkeit der vorhandenen Infrastruktur beschränkt 
werden. Außerdem ist im Sinne von Ziel 6.2-1 sicher-
zustellen, dass das Wachstum von Ortsteilen mit einer 
Aufnahmefähigkeit von weniger als 2000 Einwohnern 
für sich betrachtet und in der Summe mit den anderen 
im Regionalplan nicht dargestellten Ortsteilen einer 
Gemeinde hinsichtlich der Inanspruchnahme von Frei-
flächen erheblich unter der Entwicklung der im Regio-
nalplan dargestellten Allgemeinen Siedlungsbereiche 
bleibt. 
 

 

Große, dünnbesiedelte Flächengemeinden beispiels-
weise in der Eifel oder im Sauerland haben z. T. eine 
Vielzahl von Ortsteilen mit einer Aufnahmefähigkeit 
von weniger als 2000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern. Einzelne dieser Ortsteile übernehmen Versor-
gungsfunktionen (z. B. Schule) für andere, noch klei-
nere Ortsteile. Zur Sicherung dieses vorhandenen 
Angebots an öffentlichen und privaten Dienstleistungs- 
und Versorgungseinrichtungen in möglichst kurzwegi-
ger Entfernung können bei der Anpassung der Bau-
leitplanung nach § 34 LPlG ausnahmsweise in diesen 
Ortsteilen einzelne Außenbereichsflächen als neue 
Bauflächen zugelassen werden. Sie müssen sich im 
Vergleich zur vorhandenen Bebauung deutlich unter-
ordnen.  
 

 

Zu 6.2-5 Steuernde Rücknahme nicht mehr erfor-
derlicher Siedlungsflächenreserven  
 

Zu 6.2-3 Steuernde Rücknahme nicht mehr erfor-
derlicher Siedlungsflächenreserven  
 

Der landesweit prognostizierte Bevölkerungsrückgang 
wird die Gemeinden in Nordrhein-Westfalen sehr un-
terschiedlich erfassen. In Gemeinden mit erheblichem 
Rückgang kann es notwendig werden, die Bevölke-

Die prognostizierte demographische Entwicklung wird 
die Gemeinden in Nordrhein-Westfalen sehr unter-
schiedlich erfassen. In Gemeinden mit erheblichem 
Rückgang kann es notwendig werden, die Bevölke-
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rung weitestmöglich in den zentralörtlich bedeutsamen 
Siedlungsbereichen zu halten, um dort – auch langfri-
stig – ein attraktives Angebot an öffentlichen und pri-
vaten Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtungen 
sicherstellen zu können.  
 

rung weitestmöglich in den zentralörtlich bedeutsamen 
Siedlungsbereichen zu halten, um dort – auch langfri-
stig – ein attraktives Angebot an öffentlichen und pri-
vaten Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtungen 
sicherstellen zu können.  
 

Planerische Baulandreserven sollen zurückgenommen 
werden, wenn die Regionalplanungsbehörde bei der 
Änderung oder Aufstellung eines Regionalplans oder 
eines Flächennutzungsplans feststellt, dass eine Ge-
meinde über mehr Reserven verfügt als sie für ihre 
absehbare bauliche Entwicklung benötigt. Regional-
planungsbehörde und Gemeinde bestimmen dann die 
Flächen, die wieder dem Freiraum beziehungsweise 
dem Außenbereich zugeführt werden sollen und ge-
ben bevorzugt Siedlungsflächen außerhalb zentralört-
lich bedeutsamer Siedlungsbereiche auf. Dabei kann 
auch das Instrument des Flächentauschs eingesetzt 
werden (s. a. Ziel 6.1-10).  
Nicht realisierbare Bebauungspläne sind darauf hin zu 
überprüfen, ob sie zurückgenommen werden können, 
ohne Entschädigungspflichten auszulösen. 
 

Planerische Baulandreserven sollen zurückgenommen 
werden, wenn die Regionalplanungsbehörde bei der 
Änderung oder Aufstellung eines Regionalplans oder 
eines Flächennutzungsplans feststellt, dass eine Ge-
meinde über mehr Reserven verfügt als sie für ihre 
absehbare bauliche Entwicklung benötigt. Regional-
planungsbehörde und Gemeinde bestimmen dann die 
Flächen, die wieder dem Freiraum beziehungsweise 
dem Außenbereich zugeführt werden sollen und ge-
ben bevorzugt Siedlungsflächen außerhalb zentralört-
lich bedeutsamer Siedlungsbereiche auf. Dabei kann 
auch das Instrument des Flächentauschs eingesetzt 
werden (s. a. Ziel 6.1-1).  
 

 
6.3 Ergänzende Festlegungen für Bereiche für ge-
werbliche und industrielle Nutzungen 
 

6.3 Ergänzende Festlegungen für Bereiche für ge-
werbliche und industrielle Nutzungen 

 
Ziele und Grundsätze 
 

Ziele und Grundsätze 
 

6.3-1 Ziel Flächenangebot  6.3-1 Ziel Flächenangebot  
Für emittierende Gewerbe- und Industriebetriebe 
ist in Regionalplänen auf der Basis regionaler Ab-
stimmungen (regionale Gewerbe- und Industrieflä-
chenkonzepte) und in Bauleitplänen ein geeignetes 
Flächenangebot zu sichern. 
 

Für emittierende Gewerbe- und Industriebetriebe 
ist in Regionalplänen auf der Basis regionaler Ab-
stimmungen (regionale Gewerbe- und Industrieflä-
chenkonzepte) und in Bauleitplänen ein geeignetes 
Flächenangebot zu sichern. 
 

6.3-2 Grundsatz Umgebungsschutz  6.3-2 Grundsatz Umgebungsschutz  
Regional- und Bauleitplanung sollen dafür Sorge 
tragen, dass durch das Heranrücken anderer Nut-
zungen die Entwicklungsmöglichkeiten für emittie-
rende Gewerbe- und Industriebetriebe innerhalb 
bestehender Bereiche für gewerbliche und indu-
strielle Nutzungen nicht beeinträchtigt werden.  
 

Regional- und Bauleitplanung sollen dafür Sorge 
tragen, dass durch das Heranrücken anderer Nut-
zungen die Entwicklungsmöglichkeiten für emittie-
rende Gewerbe- und Industriebetriebe innerhalb 
bestehender Bereiche für gewerbliche und indu-
strielle Nutzungen nicht beeinträchtigt werden.  
 

6.3-3 Ziel Neue Bereiche für gewerbliche und indu-
strielle Nutzungen  

6.3-3 Ziel Neue Bereiche für gewerbliche und indu-
strielle Nutzungen  

Neue Bereiche für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen sind unmittelbar anschließend an die 
vorhandenen Allgemeinen Siedlungsbereiche oder 
Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzun-
gen festzulegen. 
 

Neue Bereiche für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen sind unmittelbar anschließend an die 
vorhandenen Allgemeinen Siedlungsbereiche oder 
Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzun-
gen festzulegen. 
 

 Davon abweichend kann eine im Freiraum liegende 
Brachfläche als Bereich für gewerbliche und indu-
strielle Nutzungen festgelegt werden, wenn über 
eine ergänzende Zweckbindung sichergestellt 
wird, dass nur eine Nachnutzung bereits versiegel-
ter Flächen einschließlich vorhandener Infrastruk-
tur erfolgt und die auf dieser Brachfläche vorhan-
denen naturschutzwürdigen Teilflächen von der 
Nachnutzung ausgenommen werden und eine 
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kurzwegige verkehrliche Anbindung gegeben ist. 
Eine Erweiterung solcher Bereiche für gewerbliche 
und industrielle Nutzungen mit Zweckbindung ist 
nicht möglich. 
 

Ausnahmsweise kann ein anderer im Freiraum 
gelegener Bereich für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen festgelegt werden, wenn eine Festle-
gung unmittelbar anschließend an die vorhande-
nen Allgemeinen Siedlungsbereiche oder Bereiche 
für gewerbliche und industrielle Nutzungen aus 
folgenden Gründen nicht möglich ist: 

Weiterhin kann ausnahmsweise ein anderer im 
Freiraum gelegener Bereich für gewerbliche und 
industrielle Nutzungen festgelegt werden, wenn 
eine Festlegung unmittelbar anschließend an die 
vorhandenen Allgemeinen Siedlungsbereiche oder 
Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzun-
gen aus folgenden Gründen nicht möglich ist: 

− vorrangige topographische und naturräumliche 
Gegebenheiten oder 

− topographische und naturräumliche Gegeben-
heiten oder 

− andere entgegenstehende Schutz- oder Nut-
zungsbindungen, z. B. solche des Naturschut-
zes oder des Hochwasserschutzes oder  

− andere entgegenstehende Schutz- oder Nut-
zungsbindungen oder  

− das Fehlen bzw. die fehlende Herstellbarkeit 
einer leistungsfähigen Anbindung an das 
überörtliche Verkehrsnetzt, möglichst ohne 
Ortsdurchfahrten, oder  

− die Herstellbarkeit einer leistungsfähigen An-
bindung an das überörtliche Verkehrsnetz 
nicht möglich ist 

− die Notwendigkeit betriebsgebundener Erwei-
terungen 

 

und keine raumordnerischen Festlegungen entge-
genstehen.  

und keine raumordnerischen Festlegungen entge-
genstehen. Dabei sind vorrangig geeignete Brach-
flächen mit kurzwegiger Anbindung an das 
überörtliche Straßenverkehrsnetz und an Verkehrs-
träger mit hoher Transportkapazität (insbesondere 
Bahn, Schiff, Öffentlicher Personennahverkehr) 
vorrangig zu nutzen. 
 

Dabei sind vorrangig Flächenpotentiale zu nutzen, 
die folgende Bedingungen erfüllen: 

 

− Wiedernutzung von Brachflächen – sofern die-
se für eine gewerbliche Nachfolgenutzung ge-
eignet sind, 

 

− kurzwegige Anbindung (vorhanden oder bis 
zur Inanspruchnahme des Bereiches für ge-
werbliche und industrielle Nutzungen umge-
setzt) an das überörtliche Straßenverkehrsnetz 
und an Verkehrsträger mit hoher Transportka-
pazität (insbesondere Bahn, Schiff, Öffentlicher 
Personennahverkehr). 

 

 

6.3-4 Grundsatz Interkommunale Zusammenarbeit 6.3-4 Grundsatz Interkommunale Zusammenarbeit 
Bevor ein anderer im Freiraum gelegener Bereich 
für gewerbliche und industrielle Nutzungen festge-
legt wird, ist eine interkommunale Zusammenarbeit 
an Standorten in anderen Gemeinden, die unmit-
telbar an vorhandene Allgemeine Siedlungsberei-
che oder Bereiche für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen anschließen, anzustreben. 
 

Bevor ein anderer im Freiraum gelegener Bereich 
für gewerbliche und industrielle Nutzungen festge-
legt wird, ist eine interkommunale Zusammenarbeit 
an Standorten in anderen Gemeinden, die unmit-
telbar an vorhandene Allgemeine Siedlungsberei-
che oder Bereiche für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen anschließen, anzustreben. 
 

Auch bei der Umsetzung von unmittelbar an vor-
handene Allgemeine Siedlungsbereiche oder Be-
reiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen 
anschließenden Bereichen für gewerbliche und 
industrielle Nutzungen sollen die Chancen inter-
kommunaler Zusammenarbeit genutzt werden. 
 

Auch bei der Umsetzung von unmittelbar an vor-
handene Allgemeine Siedlungsbereiche oder Be-
reiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen 
anschließenden Bereichen für gewerbliche und 
industrielle Nutzungen sollen die Chancen inter-
kommunaler Zusammenarbeit genutzt werden. 
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6.3-5 Grundsatz Anbindung neuer Bereiche für 
gewerbliche und industrielle Nutzungen 

6.3-5 Grundsatz Anbindung neuer Bereiche für 
gewerbliche und industrielle Nutzungen 

Auch neue Bereiche für gewerbliche und industri-
elle Nutzungen, die nicht isoliert im Freiraum lie-
gen, sollen dort festgelegt werden, wo eine kurz-
wegige Anbindung an das überörtliche Straßen-
verkehrsnetz und an Verkehrsträger mit hoher 
Transportkapazität (insbesondere Bahn, Schiff, 
Öffentlicher Personennahverkehr) vorhanden oder 
geplant ist. Multimodale Schnittstellen sollen dabei 
von der Regionalplanung vorrangig für eine be-
darfsgerechte Festlegung von Flächen für Logi-
stikstandorte genutzt werden. 
 

Auch neue Bereiche für gewerbliche und industri-
elle Nutzungen, die nicht isoliert im Freiraum lie-
gen, sollen dort festgelegt werden, wo eine kurz-
wegige Anbindung an das überörtliche Straßen-
verkehrsnetz und an Verkehrsträger mit hoher 
Transportkapazität (insbesondere Bahn, Schiff, 
Öffentlicher Personennahverkehr) vorhanden oder 
geplant ist. Multimodale Schnittstellen sollen dabei 
von der Regionalplanung vorrangig für eine be-
darfsgerechte Festlegung von Flächen für Logi-
stikstandorte genutzt werden. 
 

Darüber hinaus sollen neue Bereiche für gewerbli-
che und industrielle Nutzungen dort festgelegt 
werden, wo die Nutzung vorhandener Wärmepo-
tenziale oder erneuerbarer Energien möglich ist.  
 

Darüber hinaus sollen neue Bereiche für gewerbli-
che und industrielle Nutzungen dort festgelegt 
werden, wo die Nutzung vorhandener Wärmepo-
tenziale oder erneuerbarer Energien möglich ist.  
 

Erläuterungen 
 

Erläuterungen 
 

 Zur Begründung der Festlegungen in Kap. 6.3 wird auf 
die allgemeinen Erläuterungen in Kap. 6.1 sowie die 
folgenden Erläuterungen verwiesen. 
 

Zu 6.3-1 Flächenangebot Zu 6.3-1 Flächenangebot 
Zur Grundausstattung des Wirtschaftsstandorts Nord-
rhein-Westfalen gehört eine bedarfsgerechte und flä-
chensparende (vgl. auch Ziel 6.1-1) Flächenvorsorge 
für Gewerbe- und Industriebetriebe, die erhebliche 
Emissionen erzeugen, deshalb in der Regel einer im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigung bedürfen und 
insbesondere auf Grund von Abstandserfordernissen 
(vgl. auch Abstandserlass des Landes Nordrhein-
Westfalen in der jeweils gültigen Fassung) Einschrän-
kungen bei der Standortwahl unterliegen. Für die An-
siedlung und Erweiterung solcher Betriebe kommen 
nur Standorte in Betracht, die in den Regionalplänen 
als Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzun-
gen (GIB) und in den Bauleitplänen als Industriegebie-
te gemäß § 9 BauNVO gesichert sind. Betriebe, die 
keiner immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 
bedürfen, sind dagegen in der Regel in allgemeinen 
Siedlungsbereichen anzusiedeln. Die Sicherung ge-
eigneter Standorte in den Regional- und Bauleitplänen 
ist daher für die wirtschaftliche Entwicklung des Lan-
des von großer Bedeutung. 
 

Zur Grundausstattung des Wirtschaftsstandorts Nord-
rhein-Westfalen gehört eine bedarfsgerechte und flä-
chensparende (vgl. auch Ziel 6.1-1 sowie Grundsatz 
6.1-2 einschließlich der jeweiligen Erläuterungen) Flä-
chenvorsorge für Gewerbe- und Industriebetriebe, die 
Emissionen erzeugen, deshalb in der Regel einer im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigung bedürfen und 
insbesondere auf Grund von Abstandserfordernissen 
(z. B. Abstandserlass des Landes Nordrhein-Westfalen 
in der jeweils gültigen Fassung und Achtungsabstand 
nach KAS 18, Leitfaden der Kommission für Anlagen-
sicherheit) Einschränkungen bei der Standortwahl 
unterliegen. Für die Ansiedlung und Erweiterung sol-
cher Betriebe kommen nur Standorte in Betracht, die in 
den Regionalplänen als Bereiche für gewerbliche und 
industrielle Nutzungen (GIB) und in den Bauleitplänen 
als Industriegebiete gemäß § 9 BauNVO oder Gewer-
begebiete nach §8 BauNVO gesichert sind. Die Siche-
rung geeigneter Standorte in den Regional- und Bau-
leitplänen ist daher für die wirtschaftliche Entwicklung 
des Landes von großer Bedeutung. 
 

Der überwiegende Anteil des Bedarfs resultiert aus der 
Verlagerung und Erweiterung vorhandener Betriebe 
oder der Auslagerung und Ausgründung von Betriebs-
teilen. Erforderlich sind darüber hinaus Angebote für 
die Neuansiedlung von Unternehmen. 
 

Der überwiegende Anteil des Bedarfs resultiert aus der 
Verlagerung und Erweiterung vorhandener Betriebe 
oder der Auslagerung und Ausgründung von Betriebs-
teilen. Erforderlich sind darüber hinaus Angebote für 
die Neuansiedlung von Unternehmen. 
 

Der Bezugsrahmen für die Gewerbe- und Industrieflä-
chenentwicklung geht dabei oft über die einzelnen 
Gemeindegrenzen hinaus und Gewerbe-
/Industrieflächenangebot sowie Flächennachfrage 
werden durch die Entwicklung in den jeweils benach-
barten und z. T. auch weiter entfernt liegenden Stand-
orten beeinflusst. Durch eine mit den Nachbarge-

Der Bezugsrahmen für die Gewerbe- und Industrieflä-
chenentwicklung geht dabei oft über die einzelnen 
Gemeindegrenzen hinaus und Gewerbe-
/Industrieflächenangebot sowie Flächennachfrage 
werden durch die Entwicklung in den jeweils benach-
barten und z. T. auch weiter entfernt liegenden Stand-
orten beeinflusst. Durch eine mit den Nachbarge-
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meinden abgestimmte Gewerbe- und Industrieflä-
chenpolitik können Infrastrukturkosten reduziert wer-
den. Die Entwicklung eines regionalen Profils, das sich 
auf regionale Stärken konzentriert, verbessert die 
Standortvermarktung. 
 

meinden abgestimmte Gewerbe- und Industrieflä-
chenpolitik können Infrastrukturkosten reduziert wer-
den. Die Entwicklung eines regionalen Profils, das sich 
auf regionale Stärken konzentriert, verbessert die 
Standortvermarktung. 
 

Unter einem geeigneten Flächenangebot wird vor die-
sem Hintergrund ein Flächenangebot verstanden, das: 

Unter einem geeigneten Flächenangebot wird vor die-
sem Hintergrund ein Flächenangebot verstanden, das: 

- quantitativ ausreichend und qualitativ differenziert 
– und damit bedarfsgerecht - und gleichzeitig flä-
chensparend ist, 

- quantitativ ausreichend und qualitativ differenziert 
– und damit bedarfsgerecht - und gleichzeitig flä-
chensparend ist, 

- Abstandserfordernisse erfüllt und  - Abstandserfordernisse erfüllt und  
- unter Beachtung der Ziele der Raumordnung und 

Berücksichtigung der Grundsätze und sonstigen 
Erfordernisse der Raumordung entwickelt worden 
ist. 

 

- unter Beachtung der Ziele der Raumordnung und 
Berücksichtigung der Grundsätze und sonstigen 
Erfordernisse der Raumordnung entwickelt worden 
ist. 

 
Um dies zu erreichen, ist die zukünftige Gewerbe- und 
Industrieflächenentwicklung – mindestens sofern sie in 
die Festlegung neuer oder die Erweiterung vorhande-
ner GIB mündet – regional abzustimmen.  
 

Um dies zu erreichen, ist die zukünftige Gewerbe- und 
Industrieflächenentwicklung – mindestens sofern sie in 
die Festlegung neuer oder die Erweiterung vorhande-
ner GIB mündet – regional abzustimmen.  
 

Die endgültige regionale Abstimmung erfolgt dabei im 
Rahmen des Regionalplanverfahrens.  
 

Die endgültige regionale Abstimmung erfolgt dabei im 
Rahmen des Regionalplanverfahrens.  
 

Im Rahmen der Vorarbeiten einer Fortschreibung ei-
nes Regionalplanes bzw. Regionalplanteilabschnittes 
bereitet die Regionalplanungsbehörde diese regionale 
Abstimmung dadurch vor, dass sie den Bedarf für GIB 
auf der Basis einer landeseinheitlichen Methode (vgl. 
Erläuterungen zu Ziel 6.1-1) ermittelt und gemeinsam 
mit den Gemeinden und ggf. weiteren Beteiligten:  

Im Rahmen der Vorarbeiten einer Fortschreibung ei-
nes Regionalplanes bzw. Regionalplanteilabschnittes 
bereitet die Regionalplanungsbehörde diese regionale 
Abstimmung dadurch vor, dass sie den Bedarf für GIB 
auf der Basis einer landeseinheitlichen Methode (vgl. 
Erläuterungen zu Ziel 6.1-1) ermittelt und gemeinsam 
mit den Gemeinden und ggf. weiteren Beteiligten:  

− die in den Gemeinden vorhandenen GIB-Reserven 
ermittelt; 

− die in den Gemeinden vorhandenen GIB-Reserven 
ermittelt; 

− potentielle neue GIB-Standorte ermittelt und dabei 
Flächenpotentiale mit einbezieht, die sich abseh-
bar durch die Aufgabe von Nutzungen (Gewerbe 
und Industrie, Bahn, Militär) ergeben, sofern sie 
sich für eine gewerblich-industrielle Nachfolgenut-
zung eignen (vgl. dazu Erläuterungen zu Grund-
satz 6.1-7). 

− potentielle neue GIB-Standorte ermittelt und dabei 
Flächenpotentiale mit einbezieht, die sich abseh-
bar durch die Aufgabe von Nutzungen (Gewerbe 
und Industrie, Bahn, Militär) ergeben, sofern sie 
sich für eine gewerblich-industrielle Nachfolgenut-
zung eignen (vgl. dazu Erläuterungen zu Grund-
satz 6.1-7). 

− die GIB-Reserven – auch hinsichtlich der Möglich-
keiten einer intensiveren Nutzung bereits erschlos-
sener GIB – sowie die potentiellen neuen GIB-
Standorte bewertet;  

− die GIB-Reserven – auch hinsichtlich der Möglich-
keiten einer intensiveren Nutzung bereits erschlos-
sener GIB – sowie die potentiellen neuen GIB-
Standorte bewertet;  

− Empfehlungen zur weiteren Entwicklung der GIB-
Reserven und potentieller neuer GIB-Standorte 
(qualitativ differenzierte Standortprofile) erarbeitet 
(regionales Gewerbe- und Industrieflächenkon-
zept).  

− Empfehlungen zur weiteren Entwicklung der GIB-
Reserven und potentieller neuer GIB-Standorte 
(qualitativ differenzierte Standortprofile) erarbeitet 
(regionales Gewerbe- und Industrieflächenkon-
zept).  

Dabei sind teilregionale Industrie- und Gewerbeflä-
chenkonzepte von Gemeinden und anderen öffentli-
chen Stellen zu berücksichtigen. Das regionale Ge-
werbe- und Industrieflächenkonzept ist für etwaige 
Fördermaßnahmen nicht verbindlich. 
 

Dabei sind teilregionale Industrie- und Gewerbeflä-
chenkonzepte von Gemeinden und anderen öffentli-
chen Stellen zu berücksichtigen. Das regionale Ge-
werbe- und Industrieflächenkonzept ist für etwaige 
Fördermaßnahmen nicht verbindlich. 
 

Im Rahmen der Vorarbeiten einer Regionalplanände-
rung bereitet die Regionalplanungsbehörde die regio-
nale Abstimmung dadurch vor, dass sie – bei Vorhan-
densein eines wie oben beschriebenen regionalen 

Im Rahmen der Vorarbeiten einer Regionalplanände-
rung bereitet die Regionalplanungsbehörde die regio-
nale Abstimmung dadurch vor, dass sie – bei Vorhan-
densein eines wie oben beschriebenen regionalen 
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Gewerbe- und Industrieflächenkonzeptes – prüft, ob 
die angeregte Neudarstellung eines GIB in dieses 
Konzept integriert werden kann. Sofern noch kein wie 
oben beschriebenes regionales Gewerbe- und Indu-
strieflächenkonzept vorliegt, bereitet die Regionalpla-
nungsbehörde die regionale Abstimmung dadurch vor, 
dass die regional betroffenen Gemeinden in die Vorar-
beiten der Regionalplanänderung einbezogen werden. 
 

Gewerbe- und Industrieflächenkonzeptes – prüft, ob 
die angeregte Neudarstellung eines GIB in dieses 
Konzept integriert werden kann. Sofern noch kein wie 
oben beschriebenes regionales Gewerbe- und Indu-
strieflächenkonzept vorliegt, bereitet die Regionalpla-
nungsbehörde die regionale Abstimmung dadurch vor, 
dass die regional betroffenen Gemeinden in die Vorar-
beiten der Regionalplanänderung einbezogen werden. 
 

Die Bauleitplanung setzt das Ziel um, indem sie:   
− die GIB zukünftig in wesentlichen Teilen bauleit-

planerisch als Industriegebiete umsetzt. Dabei 
kann es aufgrund von Erfordernissen des Immissi-
onsschutzes allerdings sinnvoll sein, den an einen 
Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) angrenzen-
den Teil des GIB bauleitplanerisch als Gewerbe-
gebiet umzusetzen (Konfliktbewältigung durch ge-
eignete Zonierung).  

 

− auf eine nachhaltige Entwicklung von Gewerbe- 
und Industriegebieten, die den Schutz von Klima 
und Umwelt sowie des ressourcenschonenden 
Wirtschaftens berücksichtigt, hinwirkt.  

 

Eine Festsetzung von Kerngebieten und Sondergebie-
ten für Vorhaben i. S. des § 11 Abs. 3 Baunutzungs-
verordnung ist in GIB nicht möglich (s. auch Kap. 6.5).  
 

Eine Festsetzung von Kerngebieten und Sondergebie-
ten für Vorhaben i. S. des § 11 Abs. 3 Baunutzungs-
verordnung ist in GIB nicht möglich (s. auch Kap. 6.5).  
 

Zu 6.3-2 Umgebungsschutz 
 

Zu 6.3-2 Umgebungsschutz 
 

Entwicklungsperspektiven für emittierende Gewerbe- 
und Industriebetriebe können durch heranrückende 
Nutzungen eingeschränkt werden. Dem soll über die-
sen Grundsatz entgegengewirkt werden. 
 

Entwicklungsperspektiven für emittierende Gewerbe- 
und Industriebetriebe können durch heranrückende 
Nutzungen eingeschränkt werden. Dem soll über die-
sen Grundsatz entgegengewirkt werden. 
 

Nicht nur die Regionalplanänderungen der letzten Jah-
re, in denen GIB in ASB umgewandelt wurden, um den 
Strukturwandel nachzuvollziehen (oder vorzubereiten), 
zeigen, dass innerstädtische Flächen, die vormals 
industriell genutzt wurden, zunehmend anderen, oft 
Mischnutzungen zugeführt werden. Dies hat in der 
Vergangenheit oft dazu geführt, dass entsprechende 
Neudarstellungen von GIB im Freiraum folgten. 
 

Nicht nur die Regionalplanänderungen der letzten Jah-
re, in denen GIB in ASB umgewandelt wurden, um den 
Strukturwandel nachzuvollziehen (oder vorzubereiten), 
zeigen, dass innerstädtische Flächen, die vormals 
industriell genutzt wurden, zunehmend anderen, oft 
Mischnutzungen zugeführt werden. Dies hat in der 
Vergangenheit oft dazu geführt, dass entsprechende 
Neudarstellungen von GIB im Freiraum folgten. 
 

Die Umsetzung des § 50 BImSchG und der entspre-
chenden Leitlinien und Grundsätze der Raumordnung 
(§ 1 und § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG) erfolgt in der Regional-
planung durch räumliche Trennung unterschiedlicher 
Nutzungen und Funktionen in spezifischen Raumnut-
zungskategorien wie ASB und GIB. Dabei gleicht die 
Regionalplanung die ebenenspezifischen Konflikte – d. 
h. regelmäßig die großräumigen Konflikte - aus. Die 
kleinräumigen Konflikte dagegen kann die Regional-
planung den nachgeordneten Planungsebenen wie z. 
B. der Bauleitplanung überlassen. 
 

Die Umsetzung des § 50 BImSchG einschließlich des 
dort umgesetzten Abstandsgebotes nach Art. 12 der 
Seveso II Richtlinie bzw. nach In-Kraft-Treten der Se-
veso III Richtlinie nach Artikel 13 der Seveso III Richt-
linie und der entsprechenden Leitlinien und Grundsät-
ze der Raumordnung (§ 1 und § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG) 
erfolgt in der Regionalplanung durch räumliche Tren-
nung unterschiedlicher Nutzungen und Funktionen in 
spezifischen Raumnutzungskategorien wie ASB und 
GIB. Dabei gleicht die Regionalplanung die ebenen-
spezifischen Konflikte – d. h. regelmäßig die großräu-
migen Konflikte - aus. Die kleinräumigen Konflikte da-
gegen kann die Regionalplanung den nachgeordneten 
Planungsebenen wie z. B. der Bauleitplanung überlas-
sen. Bezüglich des o. g. Abstandgebotes wird dabei 
auf den Leitfaden der Kommission für Anlagensicher-
heit „KAS 18“ in der jeweils aktuellen Fassung verwie-
sen. 
 



6. Siedlungsraum    
 

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen   69 
geänderter Entwurf nach erstem Beteiligungsverfahren, Stand: 22.09.2015 
 
 

Da, wo emittierende Gewerbe- und Industriebetriebe 
im vorhandenen Siedlungsraum bestehen, sollten 
diese Betriebe vor dem Heranrücken von Nutzungen, 
die ihre Entwicklungsmöglichkeiten einschränken 
könnten, geschützt werden. Dies trägt auch dazu bei, 
die Inanspruchnahme von Freiraum für Neudarstellun-
gen von Bereichen für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen auf das notwendige Maß zu begrenzen 
und damit Flächen zu sparen. 
 

Da, wo emittierende Gewerbe- und Industriebetriebe 
im vorhandenen Siedlungsraum bestehen, sollten 
diese Betriebe vor dem Heranrücken von Nutzungen, 
die ihre Entwicklungsmöglichkeiten einschränken 
könnten, geschützt werden. Dies trägt auch dazu bei, 
die Inanspruchnahme von Freiraum für Neudarstellun-
gen von Bereichen für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen auf das notwendige Maß zu begrenzen 
und damit Flächen zu sparen. 
 

Zu 6.3-3 Neue Bereiche für gewerbliche und indu-
strielle Nutzungen 
 

Zu 6.3-3 Neue Bereiche für gewerbliche und indu-
strielle Nutzungen 
 

Die Planung neuer GIB (einschließlich der Erweiterun-
gen bestehender GIB) erfolgt bedarfsgerecht und flä-
chensparend (vgl. auch Ziel 6.3-1). 
 

Die Planung neuer GIB (einschließlich der Erweiterun-
gen bestehender GIB) erfolgt bedarfsgerecht und flä-
chensparend (vgl. auch Ziel 6.3-1 bzw. Ziel 6.1-1 so-
wie Grundsatz 6.1-2 einschließlich der jeweiligen Er-
läuterungen). 
 

Dem Freiraumschutz und der kosteneffizienten Nut-
zung vorhandener technischer Infrastrukturen sowie 
der angesichts des demographischen Wandels not-
wendigen Konzentration der Siedlungsentwicklung 
wird am besten durch die Festlegung neuer GIB unmit-
telbar anschließend an die vorhandenen Allgemeinen 
Siedlungsbereiche oder Bereiche für gewerbliche und 
industrielle Nutzungen Rechnung getragen. 
 

Dem Freiraumschutz und der kosteneffizienten Nut-
zung vorhandener technischer Infrastrukturen sowie 
der angesichts des demographischen Wandels not-
wendigen Konzentration der Siedlungsentwicklung 
wird am besten durch die Festlegung neuer GIB unmit-
telbar anschließend an die vorhandenen Allgemeinen 
Siedlungsbereiche oder Bereiche für gewerbliche und 
industrielle Nutzungen Rechnung getragen. Inwieweit 
der "unmittelbare Anschluss" im Sinne dieser Festle-
gung dabei auch gewährleistet ist, wenn Bandinfra-
strukturen den bestehenden Siedlungsraum begren-
zen, ist im Einzelfall zu beurteilen. 
 

Die Festlegung eines anderen im Freiraum liegenden 
GIB leistet der Zersiedlung der Landschaft Vorschub 
und steht dem Anliegen des LEP entgegen, die weitere 
Siedlungsentwicklung u. a. an den vorhandenen Infra-
strukturen auszurichten. 
 

Die Festlegung eines isoliert im Freiraum liegenden 
GIB leistet der Zersiedlung der Landschaft Vorschub 
und steht dem Anliegen des LEP entgegen, die weitere 
Siedlungsentwicklung u. a. an den vorhandenen Infra-
strukturen auszurichten. 
 

 Vor diesem Hintergrund ist in den Grundsätzen 6.1-2 
und 6.1-8 auch festgehalten, dass isoliert im Freiraum 
liegende Brachflächen (Definition Brachflächen s. Er-
läuterung zu 6.1-1) einer Freiraumnutzung zugeführt 
werden sollen. Unter bestimmten Voraussetzungen 
kann es allerdings sinnvoll sein, auch isoliert im Frei-
raum liegende Brachflächen einer gewerblichen / indu-
striellen Nachfolgenutzung zuzuführen. Diesem Um-
stand trägt Absatz bzw. Satz 2 von Ziel 6.3-3 Rech-
nung: unter den dort genannten Voraussetzungen wird 
der gewerblichen / industriellen Nachnutzung isoliert 
im Freiraum liegender Brach(teil)flächen der Vorrang 
vor einer Nachfolgenutzung der gesamten Brachfläche 
als Freiraum eingeräumt. Dabei ist die im Ziel genann-
te "Nachnutzung bereits versiegelter Flächen ein-
schließlich vorhandener Infrastruktur" nicht so zu ver-
stehen, dass dort nicht geringfügige Anpassungen an 
aktuelle Anforderungen der Wirtschaft (wie z. B. Breit-
bandausbau) durchgeführt werden können. 
 

Sie darf daher nur ausnahmsweise erfolgen, wenn die 
Gemeinde gegenüber der Regionalplanung nachweist, 
dass der Festlegung eines neuen GIB unmittelbar an-

Weiterhin darf eine Festlegung eines isoliert im Frei-
raum liegenden GIB ausnahmsweise erfolgen, wenn 
die Gemeinde gegenüber der Regionalplanung nach-
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schließend an die vorhandenen Allgemeinen Sied-
lungsbereiche oder Bereiche für gewerbliche und indu-
strielle Nutzungen die im Ziel genannten Gründe ent-
gegenstehen – selbstverständlich nur insoweit, als 
dieser Festlegung keine anderen raumordnerischen 
Festlegungen entgegenstehen. Bei der Festlegung des 
GIB sind dann vorrangig die im Ziel genannten Flä-
chenpotentiale zu nutzen.  
 

weist, dass der Festlegung eines neuen GIB unmittel-
bar anschließend an die vorhandenen Allgemeinen 
Siedlungsbereiche oder Bereiche für gewerbliche und 
industrielle Nutzungen die in Absatz 3 des Ziels ge-
nannten Gründe entgegenstehen – selbstverständlich 
nur insoweit, als dieser Festlegung keine anderen 
raumordnerischen Festlegungen entgegenstehen. Bei 
der Festlegung des GIB sind dann vorrangig die im 
Ziel genannten Flächenpotentiale zu nutzen. Geeignet 
im Sinne dieser Festlegung ist eine Brachfläche dann, 
wenn eine gewerbliche / industrielle Nachfolgenutzung 
möglich ist.  
 

 Die Bauleitplanung unterstützt dieses Ziel - insbeson-
dere die vorrangige Verstandortung neuer Bereiche für 
gewerbliche und industrielle Nutzungen unmittelbar 
anschließend an den vorhandenen Siedlungsraum – 
dadurch, dass sie mögliche Konflikte mit benachbarten 
Nutzungen durch eine geeignete Zonierung der anein-
ander angrenzenden Allgemeinen Siedlungsbereiche / 
Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen 
löst. Außerdem wirkt sie auf eine nachhaltige Entwick-
lung von Gewerbe- und Industriegebieten, die den 
Schutz von Klima und Umwelt sowie des ressourcen-
schonenden Wirtschaftens berücksichtigt, hin.  
 

Zu 6.3-4 Interkommunale Zusammenarbeit 
 

Zu 6.3-4 Interkommunale Zusammenarbeit 
 

Wie schon in den Erläuterungen zu 6.3-3 erwähnt, 
sprechen viele Gründe dafür, neue GIB unmittelbar 
anschließend an die vorhandenen Allgemeinen Sied-
lungsbereiche oder Bereiche für gewerbliche und in-
dustrielle Nutzungen festzulegen. Ist dies nicht mög-
lich, ist vorrangig zu prüfen, ob eine interkommunale 
Zusammenarbeit an solchen Standorten in anderen 
Gemeinden möglich ist. 
 

Wie schon in den Erläuterungen zu 6.3-3 erwähnt, 
sprechen viele Gründe dafür, neue GIB unmittelbar 
anschließend an die vorhandenen Allgemeinen Sied-
lungsbereiche oder Bereiche für gewerbliche und in-
dustrielle Nutzungen festzulegen. Ist dies nicht mög-
lich, ist vorrangig zu prüfen, ob eine interkommunale 
Zusammenarbeit an solchen Standorten in anderen 
Gemeinden möglich ist. 
 

Auch angesichts der angespannten Haushaltslage 
vieler Gemeinden in Nordrhein-Westfalen gewinnt die 
regionale und interkommunale Zusammenarbeit zu-
nehmend an Bedeutung.  
 

Auch angesichts der angespannten Haushaltslage 
vieler Gemeinden in Nordrhein-Westfalen gewinnt die 
regionale und interkommunale Zusammenarbeit zu-
nehmend an Bedeutung.  
 

Nur durch Bündelung kommunaler Finanz- und Ver-
waltungskraft lassen sich die gewachsenen Ansprüche 
von Unternehmen an Gewerbe- und Industrieflächen 
(vgl. auch Erläuterungen zu 6.3-1) befriedigen und 
Qualitätsstandards verwirklichen, die im Standortwett-
bewerb der Regionen in einem offenen europäischen 
Markt die Wettbewerbsfähigkeit des Landes, seiner 
Regionen und Gemeinden stärken. 
 

Nur durch Bündelung kommunaler Finanz- und Ver-
waltungskraft lassen sich die gewachsenen Ansprüche 
von Unternehmen an Gewerbe- und Industrieflächen 
(vgl. auch Erläuterungen zu 6.3-1) befriedigen und 
Qualitätsstandards verwirklichen, die im Standortwett-
bewerb der Regionen in einem offenen europäischen 
Markt die Wettbewerbsfähigkeit des Landes, seiner 
Regionen und Gemeinden stärken. 
 

Chancen der interkommunalen Zusammenarbeit sind 
dabei z. B. die Risikominimierung bei Vorlauf- und 
Erschließungskosten, Chancen auf Clusterbildung. 
 

Chancen der interkommunalen Zusammenarbeit sind 
dabei z. B. die Risikominimierung bei Vorlauf- und 
Erschließungskosten, Chancen auf Clusterbildung. 
 

Zu 6.3-5 Anbindung neuer Bereiche für gewerbli-
che und industrielle Nutzungen 
 

Zu 6.3-5 Anbindung neuer Bereiche für gewerbli-
che und industrielle Nutzungen 
 

Insbesondere Standorte, die für die Ansiedlung und 
Erweiterung von emittierenden Gewerbe- und Indu-
striebetrieben gesichert werden, sollen über eine lei-

Insbesondere Standorte, die für die Ansiedlung und 
Erweiterung von emittierenden Gewerbe- und Indu-
striebetrieben gesichert werden, sollen über eine lei-
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stungsfähige, möglichst ortsdurchfahrtfreie Anbindung 
an das überörtliche Verkehrsnetz und einen Anschluss 
an den ÖPNV verfügen. Standorte mit vorhandenem 
oder zu erwartendem hohen Aufkommen an Schwer-
lastverkehr sollen auch an Verkehrsträger mit hoher 
Transportkapazität (Bahn, Schiff) angeschlossen sein. 
Sofern notwendig sind entsprechende Flächen für die 
Anbindung zu sichern. 
 

stungsfähige, möglichst ortsdurchfahrtfreie Anbindung 
an das überörtliche Verkehrsnetz und einen Anschluss 
an den ÖPNV verfügen. Standorte mit vorhandenem 
oder zu erwartendem hohen Aufkommen an Schwer-
lastverkehr sollen auch an Verkehrsträger mit hoher 
Transportkapazität (Bahn, Schiff) angeschlossen sein. 
Sofern notwendig sind entsprechende Flächen für die 
Anbindung zu sichern. 
 

Umweltverträgliche Logistikstandorte sind auf multi-
modale Schnittstellen angewiesen. Dem soll die Re-
gionalplanung durch entsprechende Verortung der 
Logistikflächen Rechung tragen. 
 

Umweltverträgliche Logistikstandorte sind auf multi-
modale Schnittstellen angewiesen. Dem soll die Re-
gionalplanung durch entsprechende Verortung der 
gemäß der Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 als Teil der 
Wirtschaftsflächen ermittelten Bedarfe für Logistikflä-
chen Rechnung tragen.  
 

Zu einer nachhaltigen Planung neuer GIB bzw. Erwei-
terung vorhandener GIB (vgl. Erläuterungen zu 6.3-3) 
gehört auch, dass die Nutzung vorhandener Wärme-
potentiale oder erneuerbarer Energien möglich ist. 
 

Zu einer nachhaltigen Planung neuer GIB bzw. Erwei-
terung vorhandener GIB (vgl. Erläuterungen zu 6.3-3) 
gehört auch, dass die Nutzung vorhandener Wärme-
potentiale oder erneuerbarer Energien möglich ist. 
 

 
6.4 Standorte für landesbedeutsame flächeninten-
sive Großvorhaben 
 

6.4 Standorte für landesbedeutsame flächeninten-
sive Großvorhaben 

 
Ziele und Grundsätze 
 

Ziele und Grundsätze 
 

6.4-1 Ziel Standorte für landesbedeutsame flächen-
intensive Großvorhaben  

6.4-1 Ziel Standorte für landesbedeutsame flächen-
intensive Großvorhaben  

Als Standorte für landesbedeutsame flächeninten-
sive Großvorhaben werden festgelegt: 
1. Datteln/Waltrop, 
2. Euskirchen/Weilerswist, 
3. Geilenkirchen-Lindern, 
4. Grevenbroich-Neurath. 
Standorte für landesbedeutsame flächenintensive 
Großvorhaben sind zu sichern. 
 

Als Standorte für landesbedeutsame flächeninten-
sive Großvorhaben werden festgelegt: 
1. Datteln/Waltrop, 
2. Euskirchen/Weilerswist, 
3. Geilenkirchen-Lindern, 
4. Grevenbroich-Neurath. 
Standorte für landesbedeutsame flächenintensive 
Großvorhaben sind in dem in den Erläuterungen 
genannten Flächenumfang zu sichern. 
 

6.4-2 Ziel Inanspruchnahme von Standorten für 
landesbedeutsame flächenintensive Großvorhaben  

6.4-2 Ziel Inanspruchnahme von Standorten für 
landesbedeutsame flächenintensive Großvorhaben  

Die landesbedeutsamen Standorte für flächenin-
tensive Großvorhaben sind für raumbedeutsame 
Vorhaben mit besonderer Bedeutung für die wirt-
schaftliche Entwicklung des Landes Nordrhein-
Westfalen vorbehalten, die industriell geprägt sind 
und einen Flächenbedarf von mindestens 80 ha 
haben. Diese Größenordnung bezieht sich auf die 
geplante Endausbaustufe eines Vorhabens. 
 

Die landesbedeutsamen Standorte für flächenin-
tensive Großvorhaben sind für raumbedeutsame 
Vorhaben mit besonderer Bedeutung für die wirt-
schaftliche Entwicklung des Landes Nordrhein-
Westfalen vorbehalten, die industriell geprägt sind 
und einen Flächenbedarf von mindestens 80 ha 
haben. Diese Größenordnung bezieht sich auf die 
geplante Endausbaustufe eines Vorhabens. 
 

Ausnahmsweise kann für Vorhabenverbünde meh-
rerer Betriebe ein Standort in Anspruch genommen 
werden. Erforderlich ist eine Einzelfallentschei-
dung der Landesregierung. 
 

Ausnahmsweise kann für Vorhabenverbünde meh-
rerer Betriebe ein Standort in Anspruch genommen 
werden, wenn sichergestellt ist, dass: 
− die einzelnen Teilvorhaben funktionell mitein-

ander verbunden sind und  
− die erste Ansiedlung eines Vorhabenverbundes 

durch ein Produktionsunternehmen mit einem 
Flächenbedarf von mind. 10 ha erfolgt. 

 
6.4-3 Grundsatz Entwicklung der Standorte für 6.4-3 Grundsatz Entwicklung der Standorte für 
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landesbedeutsame flächenintensive Großvorhaben  landesbedeutsame flächenintensive Großvorhaben  
Die Standorte für landesbedeutsame flächeninten-
sive Großvorhaben sollen von Land und Kommu-
nen in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit der 
Wirtschaft geplant, entwickelt und vermarktet wer-
den.  
 

Die Standorte für landesbedeutsame flächeninten-
sive Großvorhaben sollen von Land und Kommu-
nen in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit der 
Wirtschaft geplant, entwickelt und vermarktet wer-
den.  
 

Erläuterungen Erläuterungen 
 

 Zur Begründung der Festlegungen in Kap. 6.4 wird auf 
die allgemeinen Erläuterungen in Kap. 6.1 sowie die 
folgenden Erläuterungen verwiesen. 
 

Zu 6.4-1 Standorte für landesbedeutsame flächen-
intensive Großvorhaben 
 

Zu 6.4-1 Standorte für landesbedeutsame flächen-
intensive Großvorhaben 
 

In Nordrhein-Westfalen wird seit Jahrzehnten eine 
Flächenvorsorge für landesbedeutsame flächeninten-
sive Großvorhaben betrieben. Das produzierende 
Gewerbe in Nordrhein-Westfalen stellt weiterhin eine 
tragende Säule für die Wirtschaft Nordrhein-
Westfalens dar. Rund ein Viertel der Wertschöpfung 
wird direkt oder indirekt vom produzierenden Gewerbe 
erbracht. 
 

In Nordrhein-Westfalen wird seit Jahrzehnten eine 
Flächenvorsorge für landesbedeutsame flächeninten-
sive Großvorhaben betrieben. Das produzierende 
Gewerbe in Nordrhein-Westfalen stellt weiterhin eine 
tragende Säule für die Wirtschaft Nordrhein-
Westfalens dar. Rund ein Viertel der Wertschöpfung 
wird direkt oder indirekt vom produzierenden Gewerbe 
erbracht. 
 

Damit sich Nordrhein-Westfalen im internationalen 
Standortwettbewerb auch zukünftig erfolgreich positio-
nieren kann, werden – neben der Flächenvorsorge 
durch Regional- und Bauleitplanung (vgl. Kap. 6.3) – 
auch weiterhin eine ausgewählte Anzahl von Standor-
ten für landesbedeutsame flächenintensive Großvor-
haben mit besonderer Bedeutung für die wirtschaftli-
che Entwicklung des Landes Nordrhein-Westfalen 
gesichert. Dies bietet folgende Vorteile: 
 

Damit sich Nordrhein-Westfalen im internationalen 
Standortwettbewerb auch zukünftig erfolgreich positio-
nieren kann, werden – neben der Flächenvorsorge 
durch Regional- und Bauleitplanung (vgl. Kap. 6.3) – 
auch weiterhin eine ausgewählte Anzahl von Standor-
ten für landesbedeutsame flächenintensive Großvor-
haben mit besonderer Bedeutung für die wirtschaftli-
che Entwicklung des Landes Nordrhein-Westfalen 
gesichert. Dies bietet folgende Vorteile: 
 

− die Neuansiedlung von Großvorhaben wäre von 
besonderer Bedeutung für das industriepolitische 
Image des Landes; 

− die Neuansiedlung von Großvorhaben wäre von 
besonderer Bedeutung für das industriepolitische 
Image des Landes; 

− Neuansiedlungen dieser Größenordnung können 
als industrielle Kerne vielfältige Chancen und An-
knüpfungspunkte für kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU) und unternehmensorientierte 
Dienstleistungen bieten; 

− Neuansiedlungen dieser Größenordnung können 
als industrielle Kerne vielfältige Chancen und An-
knüpfungspunkte für kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU) und unternehmensorientierte 
Dienstleistungen bieten; 

− ohne Sicherung würde die Zahl der geeigneten 
Flächen durch Nutzungskonkurrenzen tendenziell 
weiter abnehmen. 
 

− ohne Sicherung würde die Zahl der geeigneten 
Flächen durch Nutzungskonkurrenzen tendenziell 
weiter abnehmen. 
 

Grundlage der Auswahl ist eine Untersuchung der 
überwiegend bereits seit 1978 im LEP gesicherten 
Standorte für landesbedeutsame flächenintensive 
Großvorhaben und der aktuellen und zukünftigen Kon-
versionsflächen ab einer Größe von rd. 200 ha. Für die 
Untersuchung wurde auf die bereits in einer Untersu-
chung des ILS von 2001 verwendeten Kriterien zur 
Überprüfung der Gebiete für flächenintensive Groß-
vorhaben im LEP von 1995 zurückgegriffen, die dazu 
nach wie vor als geeignet betrachtet werden. Im Ein-
zelnen waren dies: die Erschließung bzw. Erschließ-
barkeit, die Verfügbarkeit (Eigentümerstruktur), natur-
schutzfachliche Restriktionen, Restriktionen bezüglich 
der Verfügbarkeit von Arbeitskräften ("großräumige 

Grundlage der Auswahl ist eine Untersuchung der 
überwiegend bereits seit 1978 im LEP gesicherten 
Standorte für landesbedeutsame flächenintensive 
Großvorhaben und der aktuellen und zukünftigen Kon-
versionsflächen ab einer Größe von rd. 200 ha (vgl. 
dazu ausführlicher Anlage 1, Teil A, des Umweltbe-
richtes). Für die Untersuchung wurde auf die bereits in 
einer Untersuchung des ILS von 2001 verwendeten 
Kriterien zur Überprüfung der Gebiete für flächenin-
tensive Großvorhaben im LEP von 1995 zurückgegrif-
fen, die dazu nach wie vor als geeignet betrachtet 
werden. Im Einzelnen waren dies: die Erschließung 
bzw. Erschließbarkeit, die Verfügbarkeit (Eigentü-
merstruktur), naturschutzfachliche Restriktionen, Re-
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Lage") und weitere Restriktionen wie z. B. die Nähe zu 
Wohngebieten. Die vorliegende Auswahl ergibt sich 
dadurch, dass im Rahmen der Abwägung bereits ge-
nutzte Standorte und Standorte, für die in der Region 
hinreichend konkretisierte entgegenstehende Planvor-
stellungen bestehen, ausgenommen wurden.  
 

striktionen bezüglich der Verfügbarkeit von Arbeitskräf-
ten ("großräumige Lage") und weitere Restriktionen 
wie z. B. die Nähe zu Wohngebieten. Die vorliegende 
Auswahl ergibt sich dadurch, dass im Rahmen der 
Abwägung bereits genutzte Standorte und Standorte, 
für die in der Region hinreichend konkretisierte entge-
genstehende Planvorstellungen bestehen, ausge-
nommen wurden.  
 

Die vier Standorte sind im Landesentwicklungsplan 
durch ein entsprechendes Symbol verortet und in den 
Regionalplänen räumlich konkret festgelegt: 
1. Datteln/Waltrop mit rd. 330 ha, 
2. Euskirchen/Weilerswist mit rd. 220 ha, 
3. Geilenkirchen-Lindern mit rd. 240 ha, 
4. Grevenbroich-Neurath mit rd. 300 ha. 
Sie sind auch weiterhin in dem genannten Flächenum-
fang zu sichern. 
 

Die vier Standorte sind im Landesentwicklungsplan 
durch ein entsprechendes Symbol verortet und in den 
Regionalplänen räumlich konkret festgelegt: 
1. Datteln/Waltrop mit rd. 330 ha, 
2. Euskirchen/Weilerswist mit rd. 220 ha, 
3. Geilenkirchen-Lindern mit rd. 240 ha, 
4. Grevenbroich-Neurath mit rd. 300 ha. 
Sie sind auch weiterhin in dem genannten Flächenum-
fang zu sichern. 
 

Für die drei Standorte Datteln/Waltrop, Euskir-
chen/Weilerswist und Geilenkirchen-Lindern gibt es 
bereits Entwicklungsinitiativen. Für diese Standorte 
wird eine mittelfristige Verfügbarkeit angestrebt. Das 
schließt die Anbindung an das überregionale Ver-
kehrsnetz (insbesondere Straße und Schiene) ein. 
 

Für die drei Standorte Datteln/Waltrop, Euskir-
chen/Weilerswist und Geilenkirchen-Lindern gibt es 
bereits Entwicklungsinitiativen. Für diese Standorte 
wird eine mittelfristige Verfügbarkeit angestrebt. Das 
schließt die Anbindung an das überregionale Ver-
kehrsnetz (insbesondere Straße und Schiene) ein. 
 

Die vier Standorte sind vor heranrückenden Nutzun-
gen zu schützen, die eine zielkonforme Nutzung er-
schweren oder unmöglich machen. Um die angestreb-
te gewerblich-industrielle Nutzung an diesen Standor-
ten zu verwirklichen, müssen daher z. B. benachbarte 
Allgemeine Siedlungsbereiche ausreichende Schutz-
abstände einhalten. Bestehende Baurechte bleiben 
unberührt. 
 

Die vier Standorte sind vor heranrückenden Nutzun-
gen zu schützen, die eine zielkonforme Nutzung er-
schweren oder unmöglich machen. Um die angestreb-
te gewerblich-industrielle Nutzung an diesen Standor-
ten zu verwirklichen, müssen daher z. B. benachbarte 
Allgemeine Siedlungsbereiche ausreichende Schutz-
abstände einhalten. Bestehende Baurechte bleiben 
unberührt. 
 

Zu 6.4-2 Inanspruchnahme von Standorten für lan-
desbedeutsame flächenintensive Großvorhaben 
 

Zu 6.4-2 Inanspruchnahme von Standorten für lan-
desbedeutsame flächenintensive Großvorhaben 
 

Standorte für landesbedeutsame flächenintensive 
Großvorhaben sind der Ansiedlung von Vorhaben mit 
besonderer Bedeutung für die wirtschaftliche Entwick-
lung des Landes Nordrhein-Westfalen vorbehalten. Für 
die wirtschaftliche Entwicklung des Landes besonders 
bedeutsam sind Vorhaben, die 
 

Standorte für landesbedeutsame flächenintensive 
Großvorhaben sind der Ansiedlung von Vorhaben mit 
besonderer Bedeutung für die wirtschaftliche Entwick-
lung des Landes Nordrhein-Westfalen vorbehalten. Für 
die wirtschaftliche Entwicklung des Landes besonders 
bedeutsam sind Vorhaben, die 
 

− maßgeblich zur Schaffung und Sicherung von 
Arbeitsplätzen beitragen (arbeitsintensive Betrie-
be) oder  

− maßgeblich zur Schaffung und Sicherung von 
Arbeitsplätzen beitragen (arbeitsintensive Betrie-
be) oder  

− für die im Land vorhandene zuliefernde und wei-
terverarbeitende Industrie von Bedeutung sind 
(wichtiges Glied in einer Wertschöpfungskette) 
oder  

− für die im Land vorhandene zuliefernde und wei-
terverarbeitende Industrie von Bedeutung sind 
(wichtiges Glied in einer Wertschöpfungskette) 
oder  

− zur Stärkung der Innovationskraft des Landes bei-
tragen (Betriebe oder Betriebsverbünde mit neuen, 
zukunftsweisenden Produkten oder Produktions-
verfahren).  
 

− zur Stärkung der Innovationskraft des Landes bei-
tragen (Betriebe oder Betriebsverbünde mit neuen, 
zukunftsweisenden Produkten oder Produktions-
verfahren).  
 

Die Inanspruchnahme durch Unternehmen, die sich 
lediglich verlagern möchten, wird grundsätzlich ausge-
schlossen. Folgende Ausnahmen sind jedoch möglich: 

Die Inanspruchnahme der Standorte durch Vorhaben, 
die weder landesbedeutsam noch flächenintensiv sind, 
wie z.B. reine Unternehmensverlagerungen, wird 
grundsätzlich ausgeschlossen. Folgende Ausnahmen 
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sind jedoch möglich: 
− Verlagerungen, bei denen Betriebserweiterungen 

am bisherigen Betriebsstandort nicht mehr möglich 
sind; 

− Verlagerungen, bei denen Betriebserweiterungen 
am bisherigen Betriebsstandort nicht mehr möglich 
sind; 

− Entstehen eines zusätzlichen neuen Unterneh-
mensstandortes, wobei der bisherige erhalten 
bleibt; 

− Entstehen eines zusätzlichen neuen Unterneh-
mensstandortes, wobei der bisherige erhalten 
bleibt; 

− Entwicklung neuer Geschäftsfelder eines Unter-
nehmens. 

 

− Entwicklung neuer Geschäftsfelder eines Unter-
nehmens. 

 
Die Standorte sind überwiegend für Nutzungen vorge-
sehen, die industriell geprägt oder für die Industrie von 
besonderer Bedeutung sind. Dazu zählen beispiels-
weise Unternehmen des Automobil-, Maschinen- und 
Anlagenbaus, der pharmazeutischen, chemischen und 
Kunststoffindustrie, der Energie- und Regelungstech-
nik oder arbeitsintensive Veredelungsbetriebe des 
Logistikgewerbes. 
 

Die Standorte sind überwiegend für Nutzungen vorge-
sehen, die industriell geprägt oder für die Industrie von 
besonderer Bedeutung sind. Dazu zählen beispiels-
weise Unternehmen des Automobil-, Maschinen- und 
Anlagenbaus, der pharmazeutischen, chemischen und 
Kunststoffindustrie, der Energie- und Regelungstech-
nik oder arbeitsintensive Veredelungsbetriebe des 
Logistikgewerbes. 
 

Die Standorte dienen nicht der regionalen Versorgung 
mit Flächen für emittierende Gewerbe- und Industrie-
betriebe und gehen daher auch nicht in die Ermittlung 
des regionalen Gewerbeflächenbedarfs ein (s. Kap. 
6.3). Die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandels-, 
Freizeit-, Sport- oder Erholungseinrichtungen kommt 
nicht in Betracht (s. Kap. 6.5 und 6.6).  
 

Die Standorte dienen nicht der regionalen Versorgung 
mit Flächen für emittierende Gewerbe- und Industrie-
betriebe und gehen daher auch nicht in die Ermittlung 
des regionalen Gewerbeflächenbedarfs ein (s. Kap. 
6.3). Die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandels-, 
Freizeit-, Sport- oder Erholungseinrichtungen kommt 
nicht in Betracht (s. Kap. 6.5 und 6.6).  
 

Der Mindestflächenbedarf für Großvorhaben wird ent-
sprechend der Praxis der Wirtschaftsförderung auf 80 
ha festgelegt. 
 

Der Mindestflächenbedarf für Großvorhaben wird ent-
sprechend der Praxis der Wirtschaftsförderung auf 80 
ha festgelegt. 
 

Als „flächenintensives Großvorhaben“ kann in einem 
begründeten Einzelfall ein Vorhabenverbund mehrerer 
Betriebe als Ausnahme durch die Landesregierung im 
Rahmen einer Einzelfallentscheidung anerkannt wer-
den. Bei einem solchen Vorhabenverbund hat zwar 
jedes einzelne Teilvorhaben für sich genommen einen 
geringeren Flächenbedarf als 80 Hektar, die Teilvor-
haben sind aber funktionell so miteinander verbunden, 
dass sie in ihrer Gesamtheit einen Raumanspruch von 
mindestens 80 Hektar aufweisen.  
 

Als „flächenintensives Großvorhaben“ kann in einem 
begründeten Einzelfall ein Vorhabenverbund mehrerer 
Betriebe unter den im Ziel genannten und im Folgen-
den weiter ausgeführten Voraussetzungen anerkannt 
werden. Bei einem solchen Vorhabenverbund hat zwar 
jedes einzelne Teilvorhaben für sich genommen einen 
geringeren Flächenbedarf als 80 Hektar, die Teilvor-
haben sind aber funktionell so miteinander verbunden, 
dass sie in ihrer Gesamtheit einen Raumanspruch von 
mindestens 80 Hektar aufweisen.  
 

Die erste Ansiedlung eines Vorhabenverbundes hat 
durch ein Unternehmen mit einem Flächenbedarf von 
mindestens 10 ha zu erfolgen. 
 

Die erste Ansiedlung eines Vorhabenverbundes hat 
durch ein Unternehmen mit einem Flächenbedarf von 
mindestens 10 ha zu erfolgen. 
 

Entscheidend ist der aus der funktionellen Verbindung 
resultierende besondere Raumbedarf der Vorhaben in 
ihrer Gesamtheit. Im Gegensatz zu einer lediglich or-
ganisatorischen oder rechtlichen Verbindung besteht 
ein funktioneller Verbund etwa im Verhältnis Zuliefer-
betrieb/technischer Endfertigung oder bei Herstellern 
eines Produktes aus mehreren chemischen Rohstof-
fen. Als funktionell verbundene Vorhaben in diesem 
Sinne wären etwa integrierte chemische Anlagen nach 
4. BImSchV bzw. UVPG zu werten (also etwa ein Ver-
bund zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen 
durch chemische Umwandlung im industriellen Um-
fang, bei dem sich mehrere Einheiten nebeneinander 
befinden und in funktioneller Hinsicht miteinander ver-
bunden sind). Die gemeinsame Platzierung funktionell 

Entscheidend ist der aus der funktionellen Verbindung 
resultierende besondere Raumbedarf der Vorhaben in 
ihrer Gesamtheit. Im Gegensatz zu einer lediglich or-
ganisatorischen oder rechtlichen Verbindung besteht 
ein funktioneller Verbund beispielsweise im Verhältnis 
Zulieferbetrieb/technischer Endfertigung oder bei Her-
stellern eines Produktes aus mehreren chemischen 
Rohstoffen. Als funktionell verbundene Vorhaben in 
diesem Sinne wären etwa integrierte chemische Anla-
gen nach 4. BImSchV bzw. UVPG zu werten (also 
etwa ein Verbund zur Herstellung von Stoffen oder 
Stoffgruppen durch chemische Umwandlung im indu-
striellen Umfang, bei dem sich mehrere Einheiten ne-
beneinander befinden und in funktioneller Hinsicht 
miteinander verbunden sind). Die gemeinsame Platzie-
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verbundener Vorhaben an einem einzigen Standort 
vermeidet ein Verkehrsaufkommen zwischen den Ein-
zelvorhaben bzw. ermöglicht überhaupt erst derartige 
aufeinander angewiesene Nutzungen.  
 

rung funktionell verbundener Vorhaben an einem ein-
zigen Standort vermeidet ein Verkehrsaufkommen 
zwischen den Einzelvorhaben bzw. ermöglicht über-
haupt erst derartige aufeinander angewiesene Nutzun-
gen.  
 

Ein raumordnerischer Vertrag, der auch private Vorha-
benträger bindet, ist insbesondere bei Inanspruch-
nahme des Standortes durch einen funktionellen Vor-
habenverbund zu empfehlen.  
 

Ein raumordnerischer Vertrag, der auch private Vorha-
benträger bindet, ist insbesondere bei Inanspruch-
nahme des Standortes durch einen funktionellen Vor-
habenverbund zu empfehlen. 
 

Zu 6.4-3 Entwicklung der Standorte für landesbe-
deutsame flächenintensive Großvorhaben  
 

Zu 6.4-3 Entwicklung der Standorte für landesbe-
deutsame flächenintensive Großvorhaben  
 

Wenn die Entwicklung eines Standortes für landesbe-
deutsame flächenintensive Großvorhaben ansteht, so 
soll dieses in enger Zusammenarbeit von Land, Re-
gionen und Kommunen mit der Wirtschaft erfolgen, 
weil damit erhebliche Koordinierungs- und Finanzie-
rungsleistungen verbunden sind. Das betrifft insbeson-
dere die Optimierung der Verkehrsanbindung und den 
Erwerb der Grundstücke. 
 

Wenn die Entwicklung eines Standortes für landesbe-
deutsame flächenintensive Großvorhaben ansteht, so 
soll dieses in enger Zusammenarbeit von Land, Re-
gionen und Kommunen mit der Wirtschaft erfolgen, 
weil damit erhebliche Koordinierungs- und Finanzie-
rungsleistungen verbunden sind. Das betrifft insbeson-
dere die Optimierung der Verkehrsanbindung und den 
Erwerb der Grundstücke. 
 

Es soll eine gezielte Vermarktung durch die landesei-
gene Wirtschaftsförderungsgesellschaft unter Beteili-
gung der kommunalen Kooperationspartner erfolgen. 
 

Es soll eine gezielte Vermarktung durch die landesei-
gene Wirtschaftsförderungsgesellschaft unter Beteili-
gung der kommunalen Kooperationspartner erfolgen. 
 

 
6.5 Großflächiger Einzelhandel 
 

6.5 Großflächiger Einzelhandel 

 
Ziele und Grundsätze 
 

Ziele und Grundsätze 
 

6.5-1. Ziel Standorte des großflächigen Einzelhan-
dels nur in Allgemeinen Siedlungsbereichen  

6.5-1. Ziel Standorte des großflächigen Einzelhan-
dels nur in Allgemeinen Siedlungsbereichen  

Kerngebiete und Sondergebiete für Vorhaben im 
Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung 
dürfen nur in regionalplanerisch festgelegten All-
gemeinen Siedlungsbereichen dargestellt und 
festgesetzt werden. 
 

Kerngebiete und Sondergebiete für Vorhaben im 
Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung 
dürfen nur in regionalplanerisch festgelegten All-
gemeinen Siedlungsbereichen dargestellt und 
festgesetzt werden. 
 

6.5-2 Ziel Standorte des großflächigen Einzelhan-
dels mit zentrenrelevanten Kernsortimenten nur in 
zentralen Versorgungsbereichen  

6.5-2 Ziel Standorte des großflächigen Einzelhan-
dels mit zentrenrelevanten Kernsortimenten nur in 
zentralen Versorgungsbereichen  

Dabei dürfen Kerngebiete und Sondergebiete für 
Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunut-
zungsverordnung mit zentrenrelevanten Kernsor-
timenten nur: 

Dabei dürfen Kerngebiete und Sondergebiete für 
Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunut-
zungsverordnung mit zentrenrelevanten Kernsor-
timenten nur: 

- in bestehenden zentralen Versorgungsberei-
chen sowie 

- in bestehenden zentralen Versorgungsberei-
chen sowie 

- in neu geplanten zentralen Versorgungsberei-
chen in städtebaulich integrierten Lagen, die 
aufgrund ihrer räumlichen Zuordnung sowie 
verkehrsmäßigen Anbindung für die Versor-
gung der Bevölkerung zentrale Funktionen des 
kurz-, mittel- oder langfristigen Bedarfs erfüllen 
sollen, dargestellt und festgesetzt werden. 

 

- in neu geplanten zentralen Versorgungsberei-
chen in städtebaulich integrierten Lagen, die 
aufgrund ihrer räumlichen Zuordnung sowie 
verkehrsmäßigen Anbindung für die Versor-
gung der Bevölkerung zentrale Funktionen des 
kurz-, mittel- oder langfristigen Bedarfs erfüllen 
sollen, dargestellt und festgesetzt werden. 

 
Zentrenrelevant sind 

- die Sortimente gemäß Anlage 1 und 
- weitere von der jeweiligen Gemeinde als zen-

Zentrenrelevant sind 
- die Sortimente gemäß Anlage 1 und 
- weitere von der jeweiligen Gemeinde als zen-
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trenrelevant festgelegte Sortimente (ortstypi-
sche Sortimentsliste). 

 

trenrelevant festgelegte Sortimente (ortstypi-
sche Sortimentsliste). 

 
Ausnahmsweise dürfen Sondergebiete für Vorha-
ben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsver-
ordnung mit nahversorgungsrelevanten Kernsor-
timenten auch außerhalb zentraler Versorgungsbe-
reiche dargestellt und festgesetzt werden, wenn 
nachweislich:  

Ausnahmsweise dürfen Sondergebiete für Vorha-
ben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsver-
ordnung mit nahversorgungsrelevanten Kernsor-
timenten auch außerhalb zentraler Versorgungsbe-
reiche dargestellt und festgesetzt werden, wenn 
nachweislich:  

-  eine Lage in den zentralen Versorgungsberei-
chen aus städtebaulichen oder siedlungs-
strukturellen Gründen, insbesondere der Er-
haltung gewachsener baulicher Strukturen 
oder der Rücksichtnahme auf ein historisch 
wertvolles Ortsbild, nicht möglich ist und  

-  eine Lage in den zentralen Versorgungsberei-
chen aus städtebaulichen oder siedlungs-
strukturellen Gründen, insbesondere der Er-
haltung gewachsener baulicher Strukturen 
oder der Rücksichtnahme auf ein historisch 
wertvolles Ortsbild, nicht möglich ist und  

-  die Bauleitplanung der Gewährleistung einer 
wohnortnahen Versorgung mit nahversor-
gungsrelevanten Sortimenten dient und  

-  die Bauleitplanung der Gewährleistung einer 
wohnortnahen Versorgung mit nahversor-
gungsrelevanten Sortimenten dient und  

-  zentrale Versorgungsbereiche von Gemeinden 
nicht wesentlich beeinträchtigt werden.  

 

-  zentrale Versorgungsbereiche von Gemeinden 
nicht wesentlich beeinträchtigt werden.  

 
6.5-3 Ziel Beeinträchtigungsverbot  6.5-3 Ziel Beeinträchtigungsverbot  
Durch die Darstellung und Festsetzung von Kern-
gebieten und Sondergebieten für Vorhaben im 
Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung 
mit zentrenrelevanten Sortimenten dürfen zentrale 
Versorgungsbereiche von Gemeinden nicht we-
sentlich beeinträchtigt werden. 
 

Durch die Darstellung und Festsetzung von Kern-
gebieten und Sondergebieten für Vorhaben im 
Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung 
mit zentrenrelevanten Sortimenten dürfen zentrale 
Versorgungsbereiche von Gemeinden nicht we-
sentlich beeinträchtigt werden. 
 

6.5-4 Grundsatz Nicht zentrenrelevante Kernsorti-
mente: Verkaufsfläche  

6.5-4 Grundsatz Nicht zentrenrelevante Kernsorti-
mente: Verkaufsfläche  

Bei der Darstellung und Festsetzung von Sonder-
gebieten für Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 
Baunutzungsverordnung mit nicht zentrenrelevan-
ten Kernsortimenten soll der zu erwartende Ge-
samtumsatz der durch die jeweilige Festsetzung 
ermöglichten Einzelhandelsnutzungen die Kauf-
kraft der Einwohner der jeweiligen Gemeinde für 
die geplanten Sortimentsgruppen nicht überschrei-
ten. 
 

Bei der Darstellung und Festsetzung von Sonder-
gebieten für Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 
Baunutzungsverordnung mit nicht zentrenrelevan-
ten Kernsortimenten soll der zu erwartende Ge-
samtumsatz der durch die jeweilige Festsetzung 
ermöglichten Einzelhandelsnutzungen die Kauf-
kraft der Einwohner der jeweiligen Gemeinde für 
die geplanten Sortimentsgruppen nicht überschrei-
ten. 
 

6.5-5 Ziel Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: 
Standort, relativer Anteil zentrenrelevanter Rand-
sortimente 

6.5-5 Ziel Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: 
Standort, relativer Anteil zentrenrelevanter Rand-
sortimente 

Sondergebiete für Vorhaben im Sinne des § 11 
Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit nicht zen-
trenrelevanten Kernsortimenten dürfen nur dann 
auch außerhalb von zentralen Versorgungsberei-
chen dargestellt und festgesetzt werden, wenn der 
Umfang der zentrenrelevanten Sortimente maximal 
10 % der Verkaufsfläche beträgt und es sich bei 
diesen Sortimenten um Randsortimente handelt.  
 

Sondergebiete für Vorhaben im Sinne des § 11 
Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit nicht zen-
trenrelevanten Kernsortimenten dürfen nur dann 
auch außerhalb von zentralen Versorgungsberei-
chen dargestellt und festgesetzt werden, wenn der 
Umfang der zentrenrelevanten Sortimente maximal 
10 % der Verkaufsfläche beträgt und es sich bei 
diesen Sortimenten um Randsortimente handelt.  
 

6.5-6 Grundsatz Nicht zentrenrelevante Kernsorti-
mente: Verkaufsfläche zentrenrelevanter Randsor-
timente  

6.5-6 Grundsatz Nicht zentrenrelevante Kernsorti-
mente: Verkaufsfläche zentrenrelevanter Randsor-
timente  

Der Umfang der zentrenrelevanten Randsortimente 
eines Sondergebietes für Vorhaben im Sinne des 
§ 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit nicht 
zentrenrelevanten Kernsortimenten soll außerhalb 
von zentralen Versorgungsbereichen 2.500 m2 Ver-

Der Umfang der zentrenrelevanten Randsortimente 
eines Sondergebietes für Vorhaben im Sinne des 
§ 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit nicht 
zentrenrelevanten Kernsortimenten soll außerhalb 
von zentralen Versorgungsbereichen 2.500 m2 Ver-
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kaufsfläche nicht überschreiten. 
 

kaufsfläche nicht überschreiten. 
 

6.5-7 Ziel Überplanung von vorhandenen Standor-
ten mit großflächigem Einzelhandel 

6.5-7 Ziel Überplanung von vorhandenen Standor-
ten mit großflächigem Einzelhandel 

Abweichend von den Festlegungen 1 bis 6 dürfen 
vorhandene Standorte von Vorhaben im Sinne des 
§ 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung außerhalb 
von zentralen Versorgungsbereichen als Sonder-
gebiete gemäß § 11 Absatz 3 Baunutzungsverord-
nung dargestellt und festgesetzt werden. Dabei 
sind die Sortimente und deren Verkaufsflächen in 
der Regel auf die Verkaufsflächen, die baurechtli-
chen Bestandsschutz genießen, zu begrenzen. 
Wird durch diese Begrenzung die zulässige Nut-
zung innerhalb einer Frist von sieben Jahren ab 
Zulässigkeit aufgehoben oder geändert, sind die 
Sortimente und deren Verkaufsflächen auf die zu-
lässigen Verkaufsflächenobergrenzen zu begren-
zen. Ein Ersatz zentrenrelevanter durch nicht zen-
trenrelevante Sortimente ist möglich. 
 

Abweichend von den Festlegungen 6.5-1 bis 6.5-6 
dürfen vorhandene Standorte von Vorhaben im 
Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung 
außerhalb von zentralen Versorgungsbereichen als 
Sondergebiete gemäß § 11 Absatz 3 Baunutzungs-
verordnung dargestellt und festgesetzt werden. 
Dabei sind die Sortimente und deren Verkaufsflä-
chen in der Regel auf die Verkaufsflächen, die bau-
rechtlichen Bestandsschutz genießen, zu begren-
zen. Wird durch diese Begrenzung die zulässige 
Nutzung innerhalb einer Frist von sieben Jahren ab 
Zulässigkeit aufgehoben oder geändert, sind die 
Sortimente und deren Verkaufsflächen auf die zu-
lässigen Verkaufsflächenobergrenzen zu begren-
zen. Ein Ersatz zentrenrelevanter durch nicht zen-
trenrelevante Sortimente ist möglich. 
 

Ausnahmsweise kommen auch geringfügige Er-
weiterungen in Betracht, wenn dadurch keine we-
sentliche Beeinträchtigung zentraler Versorgungs-
bereiche von Gemeinden erfolgt. 
 

Ausnahmsweise kommen auch geringfügige Er-
weiterungen in Betracht, wenn dadurch keine we-
sentliche Beeinträchtigung zentraler Versorgungs-
bereiche von Gemeinden erfolgt. 
 

6.5-8 Ziel Einzelhandelsagglomerationen 6.5-8 Ziel Einzelhandelsagglomerationen 
Die Gemeinden haben dem Entstehen neuer sowie 
der Verfestigung und Erweiterung bestehender 
Einzelhandelsagglomerationen außerhalb Allge-
meiner Siedlungsbereiche entgegenzuwirken. Dar-
über hinaus haben sie dem Entstehen neuer sowie 
der Verfestigung und Erweiterung bestehender 
Einzelhandelsagglomerationen mit zentrenrelevan-
ten Sortimenten außerhalb zentraler Versorgungs-
bereiche entgegenzuwirken. Sie haben sicherzu-
stellen, dass eine wesentliche Beeinträchtigung 
zentraler Versorgungsbereiche von Gemeinden 
durch Einzelhandelsagglomerationen vermieden 
wird. 
 

Die Gemeinden haben dem Entstehen neuer sowie 
der Verfestigung und Erweiterung bestehender 
Einzelhandelsagglomerationen außerhalb Allge-
meiner Siedlungsbereiche entgegenzuwirken. Dar-
über hinaus haben sie dem Entstehen neuer sowie 
der Verfestigung und Erweiterung bestehender 
Einzelhandelsagglomerationen mit zentrenrelevan-
ten Sortimenten außerhalb zentraler Versorgungs-
bereiche entgegenzuwirken. Sie haben sicherzu-
stellen, dass eine wesentliche Beeinträchtigung 
zentraler Versorgungsbereiche von Gemeinden 
durch Einzelhandelsagglomerationen vermieden 
wird. 
 

6.5-9 Grundsatz Regionale Einzelhandelskonzepte 6.5-9 Grundsatz Regionale Einzelhandelskonzepte 
Regionale Einzelhandelskonzepte sind bei der 
Aufstellung und Änderung von Regionalplänen in 
die Abwägung einzustellen. 
 

Regionale Einzelhandelskonzepte sind bei der 
Aufstellung und Änderung von Regionalplänen in 
die Abwägung einzustellen. 
 

6.5-10 Ziel Vorhabenbezogene Bebauungspläne für 
Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunut-
zungsverordnung 

6.5-10 Ziel Vorhabenbezogene Bebauungspläne für 
Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunut-
zungsverordnung 

Vorhabenbezogene Bebauungspläne für Vorhaben 
im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverord-
nung sind, soweit von § 12 Absatz 3a Satz 1 Bau-
gesetzbuch kein Gebrauch gemacht wird, nur zu-
lässig, wenn sie den Anforderungen der Festle-
gungen 1, 7 und 8 entsprechen; im Falle von zen-
trenrelevanten Kernsortimenten haben sie zudem 
den Festlegungen 2 und 3, im Falle von nicht zen-
trenrelevanten Kernsortimenten den Festlegungen 
4, 5 und 6 zu entsprechen. 
 
 

Vorhabenbezogene Bebauungspläne für Vorhaben 
im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverord-
nung sind, soweit von § 12 Absatz 3a Satz 1 Bau-
gesetzbuch kein Gebrauch gemacht wird, nur zu-
lässig, wenn sie den Anforderungen der Festle-
gungen 6.5-1, 6.5-7 und 6.5-8 entsprechen; im Falle 
von zentrenrelevanten Kernsortimenten haben sie 
zudem den Festlegungen 6.5-2 und 6.5-3, im Falle 
von nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten den 
Festlegungen 6.5-3, 6.5-4, 6.5-5 und 6.5-6 zu ent-
sprechen. 
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Anlage 1 zu Ziel 6.5-2 
 
- Papier/Bürobedarf/Schreibwaren 
- Bücher 
- Bekleidung, Wäsche 
- Schuhe, Lederwaren 
- medizinische, orthopädische, pharmazeuti-

sche Artikel 
- Haushaltswaren, Glas/Porzellan/Keramik 
- Spielwaren 
- Sportbekleidung, Sportschuhe, Sportartikel 

(ohne Teilsortimente Angelartikel, Campingar-
tikel, Fahrräder und Zubehör, Jagdartikel, 
Reitartikel und Sportgroßgeräte) 

- Elektrogeräte, Medien (=Unterhaltungs- und 
Kommunikationselektronik, Computer, Foto – 
ohne Elektrogroßgeräte, Leuchten) 

- Uhren, Schmuck 
und 
- Nahrungs- und Genussmittel (gleichzeitig 

nahversorgungsrelevant) 
- Gesundheits- und Körperpflegeartikel (gleich-

zeitig nahversorgungsrelevant) 

Anlage 1 
 
- Papier/Bürobedarf/Schreibwaren 
- Bücher 
- Bekleidung, Wäsche 
- Schuhe, Lederwaren 
- medizinische, orthopädische, pharmazeuti-

sche Artikel 
- Haushaltswaren, Glas/Porzellan/Keramik 
- Spielwaren 
- Sportbekleidung, Sportschuhe, Sportartikel 

(ohne Teilsortimente Angelartikel, Campingar-
tikel, Fahrräder und Zubehör, Jagdartikel, 
Reitartikel und Sportgroßgeräte) 

- Elektrogeräte, Medien (=Unterhaltungs- und 
Kommunikationselektronik, Computer, Foto – 
ohne Elektrogroßgeräte, Leuchten) 

- Uhren, Schmuck 
und 
- Nahrungs- und Genussmittel (gleichzeitig 

nahversorgungsrelevant) 
- Gesundheits- und Körperpflegeartikel (gleich-

zeitig nahversorgungsrelevant) 
-  

  
Erläuterungen 
 

Erläuterungen 
 

 Zur Begründung der Festlegungen in Kap. 6.5 wird auf 
die allgemeinen Erläuterungen in Kap. 6.1 sowie die 
folgenden Erläuterungen verwiesen. 
 

Zu 6.5-1 Standorte des großflächigen Einzelhan-
dels nur in Allgemeinen Siedlungsbereichen  
 

Zu 6.5-1 Standorte des großflächigen Einzelhan-
dels nur in Allgemeinen Siedlungsbereichen  
 

Die regionalplanerisch dargestellten Allgemeinen Sied-
lungsbereiche sind Gebiete, die vorrangig Siedlungs-
funktionen erfüllen oder erfüllen sollen und aus denen 
– im Sinne der "Stadt der kurzen Wege" – Flächen 
unterschiedlichster Nutzungen entwickelt wurden oder 
werden sollen. Dies beinhaltet auch die Flächen für 
Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO. Die Integration 
dieser Flächen in die Allgemeinen Siedlungsbereiche 
unterstützt die Verringerung der räumlichen Distanzen 
zwischen Wohnen, Arbeiten, (Nah)Versorgung, Dienst-
leistungen, Freizeit- und Bildungsangeboten etc. und 
damit auch die gleichberechtigte gesellschaftliche Teil-
habe der gesamten Bevölkerung an solchen Angebo-
ten. Eine derart kompakte Siedlungsstruktur kann dar-
über hinaus zur Vermeidung von Verkehr mit den da-
mit verbundenen Emissionen und einer reduzierten 
Freirauminanspruchnahme bzw. –zerschneidung füh-
ren. 
 

Die regionalplanerisch dargestellten Allgemeinen Sied-
lungsbereiche sind Gebiete, die vorrangig Siedlungs-
funktionen erfüllen oder erfüllen sollen und aus denen 
– im Sinne der "Stadt der kurzen Wege" – Flächen 
unterschiedlichster Nutzungen entwickelt wurden oder 
werden sollen. Dies beinhaltet auch die Flächen für 
Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO. Die Integration 
dieser Flächen in die Allgemeinen Siedlungsbereiche 
unterstützt die Verringerung der räumlichen Distanzen 
zwischen Wohnen, Arbeiten, (Nah)Versorgung, Dienst-
leistungen, Freizeit- und Bildungsangeboten etc. und 
damit auch die gleichberechtigte gesellschaftliche Teil-
habe der gesamten Bevölkerung an solchen Angebo-
ten. Eine derart kompakte Siedlungsstruktur kann dar-
über hinaus zur Vermeidung von Verkehr mit den da-
mit verbundenen Emissionen und einer reduzierten 
Freirauminanspruchnahme bzw. –zerschneidung füh-
ren. 
 

Ergänzend kommt hinzu, dass Gewerbe- und Indu-
striebetriebe, die erhebliche Emissionen erzeugen, 
Einschränkungen bei der Standortwahl unterliegen, u. 
a. weil sie Abstandserfordernisse beachten müssen. 
Daher sind die von der Regionalplanung insbesondere 
für diese Betriebe zu sichernden Bereiche für gewerb-
liche und industrielle Nutzungen (GIB) von anderen 

Ergänzend kommt hinzu, dass Gewerbe- und Indu-
striebetriebe, die erhebliche Emissionen erzeugen, 
Einschränkungen bei der Standortwahl unterliegen, u. 
a. weil sie Abstandserfordernisse beachten müssen. 
Daher sind die von der Regionalplanung insbesondere 
für diese Betriebe zu sichernden Bereiche für gewerb-
liche und industrielle Nutzungen (GIB) von anderen 
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Nutzungen, wie z. B. der Einzelhandelsnutzung, frei-
zuhalten, die diesen Einschränkungen der Standort-
wahl nicht unterliegen. 
 

Nutzungen, wie z. B. der Einzelhandelsnutzung, frei-
zuhalten, die diesen Einschränkungen der Standort-
wahl nicht unterliegen. 
 

Zu 6.5-2 Standorte des großflächigen Einzelhan-
dels mit zentrenrelevanten Kernsortimenten nur in 
zentralen Versorgungsbereichen 
 

Zu 6.5-2 Standorte des großflächigen Einzelhan-
dels mit zentrenrelevanten Kernsortimenten nur in 
zentralen Versorgungsbereichen 
 

Das Ziel greift das raumordnerische Integrationsgebot 
auf und konkretisiert insbesondere den raumordneri-
schen Grundsatz des § 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 3 ROG 
durch die raumordnerischen Vorgaben für die Bauleit-
planung. Bauleitplanung für die Errichtung oder Erwei-
terung von Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit 
zentrenrelevantem Kernsortiment ist damit nur noch in 
zentralen Versorgungsbereichen der Gemeinden mög-
lich, sofern nicht die in den Festlegungen enthaltenen 
Ausnahmen greifen. Das Ziel gilt nicht für die Teile von 
Kerngebieten, in denen nach § 7 Abs. 4 BauNVO Vor-
haben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevan-
tem Kernsortiment ausgeschlossen sind. 
 

Das Ziel greift das raumordnerische Integrationsgebot 
auf und konkretisiert insbesondere den raumordneri-
schen Grundsatz des § 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 3 ROG 
durch die raumordnerischen Vorgaben für die Bauleit-
planung. Bauleitplanung für die Errichtung oder Erwei-
terung von Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit 
zentrenrelevantem Kernsortiment ist damit nur noch in 
zentralen Versorgungsbereichen der Gemeinden mög-
lich, sofern nicht die in den Festlegungen enthaltenen 
Ausnahmen greifen. Das Ziel gilt nicht für die Teile von 
Kerngebieten, in denen nach § 7 Abs. 4 BauNVO Vor-
haben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevan-
tem Kernsortiment ausgeschlossen sind. 
 

Das Kernsortiment eines Einzelhandelsbetriebes be-
zeichnet – in Abgrenzung zum Randsortiment (vgl. 
Erläuterungen zu Ziel 5) – den Hauptteil des Waren-
angebotes, der nach herrschender fachlicher Meinung 
einem bestimmten Sortimentsbereich zuzuordnen bzw. 
entsprechend zu klassifizieren ist und zudem hinrei-
chend scharf konturiert werden kann. Das Kernsorti-
ment bestimmt somit in der Regel auch die Art eines 
Einzelhandelsbetriebes. 
 

Das Kernsortiment eines Einzelhandelsbetriebes be-
zeichnet – in Abgrenzung zum Randsortiment (vgl. 
Erläuterungen zu Ziel 6.5-5) – den Hauptteil des Wa-
renangebotes, der nach herrschender fachlicher Mei-
nung einem bestimmten Sortimentsbereich zuzuord-
nen bzw. entsprechend zu klassifizieren ist und zudem 
hinreichend scharf konturiert werden kann. Das Kern-
sortiment bestimmt somit in der Regel auch die Art 
eines Einzelhandelsbetriebes. 
 

Die Zentrenrelevanz eines Sortiments bestimmt sich 
gemäß Ziel 2 anhand zweier Kriterien: Den in Anlage 1 
genannten Sortimenten als festem verbindlichen Kern 
von zentrenrelevanten Sortimenten und den in den 
ortstypischen Sortimentslisten als zentrenrelevant 
festgelegten Sortimenten. 
 

Die Zentrenrelevanz eines Sortiments bestimmt sich 
gemäß Ziel 6.5-2 anhand zweier Kriterien: Den in An-
lage 1 genannten Sortimenten als festem verbindlichen 
Kern von zentrenrelevanten Sortimenten und den in 
den ortstypischen Sortimentslisten als zentrenrelevant 
festgelegten Sortimenten. 
 

Stets zentrenrelevant in Nordrhein-Westfalen sind 
zunächst die in Anlage 1 genannten Sortimente. Diese 
Sortimente prägen in besonderem Maße die Ange-
botsstruktur nordrhein-westfälischer Innenstädte, wie 
auch der Innenstädte bundesweit. In ihrem Zusam-
menspiel leisten sie einen wichtigen Beitrag zur Vielfalt 
des innerstädtischen Einzelhandelsangebotes. Nicht 
zuletzt aufgrund ihrer Magnetfunktion tragen sie sehr 
wesentlich zur Belebung (Passantenfrequenz) sowie 
Attraktivität der Innenstädte bei. Die Sortimente gemäß 
Anlage 1 wurden auf der Grundlage einer Analyse der 
Verteilung der sortimentsspezifischen Verkaufsflächen 
nach Lagen innerhalb und außerhalb der nordrhein-
westfälischen Innenstädte, der Sortimentsstruktur in 
den untersuchten nordrhein-westfälischen Gemeinden 
sowie der Auswertung vorliegender ortstypischer Sor-
timentslisten gutachterlich ermittelt (vgl. "Grundlagen 
für die Erarbeitung einer neuen landesplanerischen 
Regelung zur Steuerung des großflächigen Einzelhan-
dels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 2011). Bei 
den Sortimenten gemäß Anlage 1 wurden die Teilsor-
timente ausgenommen, bei denen die Untersuchung 

Stets zentrenrelevant in Nordrhein-Westfalen sind 
zunächst die in Anlage 1 genannten Sortimente. Diese 
Sortimente prägen in besonderem Maße die Ange-
botsstruktur nordrhein-westfälischer Innenstädte, wie 
auch der Innenstädte bundesweit. In ihrem Zusam-
menspiel leisten sie einen wichtigen Beitrag zur Vielfalt 
des innerstädtischen Einzelhandelsangebotes. Nicht 
zuletzt aufgrund ihrer Magnetfunktion tragen sie sehr 
wesentlich zur Belebung (Passantenfrequenz) sowie 
Attraktivität der Innenstädte bei. Die Sortimente gemäß 
Anlage 1 wurden auf der Grundlage einer Analyse der 
Verteilung der sortimentsspezifischen Verkaufsflächen 
nach Lagen innerhalb und außerhalb der nordrhein-
westfälischen Innenstädte, der Sortimentsstruktur in 
den untersuchten nordrhein-westfälischen Gemeinden 
sowie der Auswertung vorliegender ortstypischer Sor-
timentslisten gutachterlich ermittelt (vgl. "Grundlagen 
für die Erarbeitung einer neuen landesplanerischen 
Regelung zur Steuerung des großflächigen Einzelhan-
dels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 2011). Bei 
den Sortimenten gemäß Anlage 1 wurden die Teilsor-
timente ausgenommen, bei denen die Untersuchung 
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von Junker und Kruse ergeben hatte, dass eine ortsty-
pische Differenzierung sinnvoll sein könnte. Bei den 
Sortimenten gemäß Anlage 1 handelt es sich damit um 
den verbindlichen Kern an Sortimenten, der stets als 
zentrenrelevant anzusehen ist und hinter den die Ge-
meinden bei der Konkretisierung der Zielvorgabe nicht 
zurückfallen können. Diese Sortimente geben damit 
einen landesplanerischen Mindeststandard zum 
Schutz der zentralen Versorgungsbereiche vor.  
 

von Junker und Kruse ergeben hatte, dass eine ortsty-
pische Differenzierung sinnvoll sein könnte. Bei den 
Sortimenten gemäß Anlage 1 handelt es sich damit um 
den verbindlichen Kern an Sortimenten, der stets als 
zentrenrelevant anzusehen ist und hinter den die Ge-
meinden bei der Konkretisierung der Zielvorgabe nicht 
zurückfallen können. Diese Sortimente geben damit 
einen landesplanerischen Mindeststandard zum 
Schutz der zentralen Versorgungsbereiche vor.  
 

Daneben wird zur Konkretisierung der Zentrenrelevanz 
der Sortimente aber auch auf die örtlichen Verhältnisse 
Bezug genommen – und zwar insofern, als neben den 
für ganz Nordrhein-Westfalen geltenden Sortimenten 
gemäß Anlage 1 auf die vor Ort als zentrenrelevant 
festgelegten Sortimente (ortstypische Sortimentslisten) 
zurückgegriffen wird. Über die in Anlage 1 genannten 
Sortimente hinaus, die lediglich den gemeinsamen 
Kern an zentrenrelevanten Sortimenten in Nordrhein-
Westfalen bezeichnen, kann es in den Gemeinden in 
Nordrhein-Westfalen weitere Sortimente mit Zentrenre-
levanz geben. Um auch insoweit einen angemesse-
nen, auf die örtlichen Verhältnisse bezogenen Schutz 
zu gewährleisten, können die Gemeinden diese Sorti-
mente in ortstypische Sortimentslisten aufnehmen. 
 

Daneben wird zur Konkretisierung der Zentrenrelevanz 
der Sortimente aber auch auf die örtlichen Verhältnisse 
Bezug genommen – und zwar insofern, als neben den 
für ganz Nordrhein-Westfalen geltenden Sortimenten 
gemäß Anlage 1 auf die vor Ort als zentrenrelevant 
festgelegten Sortimente (ortstypische Sortimentslisten) 
zurückgegriffen wird. Über die in Anlage 1 genannten 
Sortimente hinaus, die lediglich den gemeinsamen 
Kern an zentrenrelevanten Sortimenten in Nordrhein-
Westfalen bezeichnen, kann es in den Gemeinden in 
Nordrhein-Westfalen weitere Sortimente mit Zentrenre-
levanz geben. Um auch insoweit einen angemesse-
nen, auf die örtlichen Verhältnisse bezogenen Schutz 
zu gewährleisten, können die Gemeinden diese Sorti-
mente in ortstypische Sortimentslisten aufnehmen. 
 

Den Gemeinden wird damit ermöglicht, das Schutzni-
veau auf die jeweiligen örtlichen zentralen Versor-
gungsbereiche zuzuschneiden. Über die ortstypischen 
Sortimentslisten verbleibt den Gemeinden jenseits des 
für alle Gemeinden verbindlichen Kerns der Sortimente 
gemäß Anlage 1 ein gestaltbarer Rahmen, in dem das 
Integrationsgebot einer Konkretisierung zugänglich ist.  
 

Den Gemeinden wird damit ermöglicht, das Schutzni-
veau auf die jeweiligen örtlichen zentralen Versor-
gungsbereiche zuzuschneiden. Über die ortstypischen 
Sortimentslisten verbleibt den Gemeinden jenseits des 
für alle Gemeinden verbindlichen Kerns der Sortimente 
gemäß Anlage 1 ein gestaltbarer Rahmen, in dem das 
Integrationsgebot einer Konkretisierung zugänglich ist.  
 

Bezüglich der Festlegung ortstypischer Sortimentsli-
sten wird auf den Einzelhandelserlass des Landes 
Nordrhein-Westfalen in der jeweils gültigen Fassung 
verwiesen.  

Bezüglich der Festlegung ortstypischer Sortimentsli-
sten wird auf den Einzelhandelserlass des Landes 
Nordrhein-Westfalen in der jeweils gültigen Fassung 
verwiesen. 
  

Räumlich bezieht sich das Integrationsgebot auf "zen-
trale Versorgungsbereiche". Dieser Begriff wird nicht 
nur im Baugesetzbuch und in der Baunutzungsverord-
nung an vielen Stellen genannt, sondern ist auch zen-
traler Bestandteil des Raumordnungsrechts (so etwa § 
2 Abs. 2 Nr. 2 ROG). 
 

Räumlich bezieht sich das Integrationsgebot auf "zen-
trale Versorgungsbereiche". Dieser Begriff wird nicht 
nur im Baugesetzbuch und in der Baunutzungsverord-
nung an vielen Stellen genannt, sondern ist auch zen-
traler Bestandteil des Raumordnungsrechts (so etwa § 
2 Abs. 2 Nr. 2 ROG). 
 

Zentrale Versorgungsbereiche können sich sowohl aus 
den tatsächlichen Verhältnissen (so im Rahmen des § 
34 Abs. 3 BauGB) als auch aus planerischen Festset-
zungen und Darstellungen ergeben (vgl. § 9 Abs. 2a 
BauGB). Daran knüpft Ziel 2 an. 
 

Zentrale Versorgungsbereiche können sich sowohl aus 
den tatsächlichen Verhältnissen (so im Rahmen des § 
34 Abs. 3 BauGB) als auch aus planerischen Festset-
zungen und Darstellungen ergeben (vgl. § 9 Abs. 2a 
BauGB). Daran knüpft Ziel 6.5-2 an. 
 

Soweit der Begriff der zentralen Versorgungsbereiche 
auf die tatsächlichen Gegebenheiten Bezug nimmt, 
kann er aufgrund der zu den oben genannten Vor-
schriften ergangenen Rechtsprechung, insbesondere 
zu § 34 Abs. 3 BauGB, bestimmt werden.  
 

Soweit der Begriff der zentralen Versorgungsbereiche 
auf die tatsächlichen Gegebenheiten Bezug nimmt, 
kann er aufgrund der zu den oben genannten Vor-
schriften ergangenen Rechtsprechung, insbesondere 
zu § 34 Abs. 3 BauGB, bestimmt werden.  
 

Zentrale Versorgungsbereiche sind danach räumlich 
abgrenzbare Bereiche einer Gemeinde, denen auf-
grund vorhandener Einzelhandelsnutzungen – häufig 

Zentrale Versorgungsbereiche sind danach räumlich 
abgrenzbare Bereiche einer Gemeinde, denen auf-
grund vorhandener Einzelhandelsnutzungen – häufig 
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ergänzt durch diverse Dienstleistungen und gastrono-
mische Angebote – eine Versorgungsfunktion über den 
unmittelbaren Nahbereich hinaus zukommt. Innenstäd-
te sind, in der Regel als Versorgungsbereiche zentral, 
weil sie nach Lage, Art und Zweckbestimmung nicht 
nur der Versorgung ihrer Bewohner dienen, sondern 
auf einen Kundenkreis aus einem größeren Einzugs-
bereich ausgerichtet sind. Für Innenstädte ist typisch, 
dass in ihnen ein breites Spektrum von Waren für den 
lang-, mittel- und kurzfristigen Bedarf angeboten wird 
(BVerwG, Urt. v. 11.10.2007, 4 C 7.07 = BVerwGE 
129, 307). Versorgungsbereiche sind jedoch nicht nur 
dann "zentral", wenn sie nach Lage, Art und Zweckbe-
stimmung der gemeindeweiten bzw. übergemeindli-
chen Versorgung dienen, sondern auch Bereiche für 
die Grund- oder Nahversorgung können zentrale Ver-
sorgungsbereiche i. S. d. § 34 Abs. 3 BauGB sein 
(OVG NRW, Urt. v. 11.12.2006, 7 A 964.05 = BauR 
2007, 845). 
 

ergänzt durch diverse Dienstleistungen und gastrono-
mische Angebote – eine Versorgungsfunktion über den 
unmittelbaren Nahbereich hinaus zukommt. Innenstäd-
te sind, in der Regel als Versorgungsbereiche zentral, 
weil sie nach Lage, Art und Zweckbestimmung nicht 
nur der Versorgung ihrer Bewohner dienen, sondern 
auf einen Kundenkreis aus einem größeren Einzugs-
bereich ausgerichtet sind. Für Innenstädte ist typisch, 
dass in ihnen ein breites Spektrum von Waren für den 
lang-, mittel- und kurzfristigen Bedarf angeboten wird 
(BVerwG, Urt. v. 11.10.2007, 4 C 7.07 = BVerwGE 
129, 307). Versorgungsbereiche sind jedoch nicht nur 
dann "zentral", wenn sie nach Lage, Art und Zweckbe-
stimmung der gemeindeweiten bzw. übergemeindli-
chen Versorgung dienen, sondern auch Bereiche für 
die Grund- oder Nahversorgung können zentrale Ver-
sorgungsbereiche i. S. d. § 34 Abs. 3 BauGB sein 
(OVG NRW, Urt. v. 11.12.2006, 7 A 964.05 = BauR 
2007, 845). 
 

Zentrale Versorgungsbereiche können sich nicht nur 
aus den tatsächlichen örtlichen Verhältnissen, sondern 
auch aus entsprechenden gemeindlichen Planungen 
ergeben. Gemäß Ziel 2 wird die Ansiedlung von Vor-
haben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentren-
relevanten Kernsortimenten auch in solchen zentralen 
Versorgungsbereichen erlaubt, die von den Gemein-
den als zentrale Versorgungsbereiche festgelegt wur-
den. 
 

Zentrale Versorgungsbereiche können sich nicht nur 
aus den tatsächlichen örtlichen Verhältnissen, sondern 
auch aus entsprechenden gemeindlichen Planungen 
ergeben. Gemäß Ziel 6.5-2 wird die Ansiedlung von 
Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO mit zen-
trenrelevanten Kernsortimenten auch in solchen zen-
tralen Versorgungsbereichen erlaubt, die von den Ge-
meinden als zentrale Versorgungsbereiche festgelegt 
wurden. 
 

Intention des Landes ist es ausweislich der Begrün-
dung zum LEP NRW – Sachlicher Teilplan Großflächi-
ger Einzelhandel –, eine nachhaltige Raumentwicklung 
gemäß § 1 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) zu 
unterstützen – und zwar durch die Stärkung der Zen-
tren, eine kompakte Siedlungsentwicklung und eine 
Reduzierung der Freirauminanspruchnahmen. Die in 
Ziel 2 vorgegebenen landesplanerischen Kriterien stel-
len sicher, dass dieser auch mit dem Integrationsgebot 
verfolgte Zweck nicht durch Gemeinden unterlaufen 
werden kann, indem sie an städtebaulich nicht inte-
grierten Standorten neue zentrale Versorgungsberei-
che planen. Bauleitplanung für Vorhaben im Sinne des 
§ 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevanten Kernsorti-
menten ist damit nur dort möglich, wo aufgrund der 
vorhandenen örtlichen Gegebenheiten wesentliche 
Bedarfsfunktionen erfüllt werden können. Auch hierbei 
geht es um eine Vorgabe für die Verortung von Bau-
leitplanung für Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO 
mit zentrenrelevanten Kernsortimenten. Es geht in-
sofern nicht um die Vorgabe allgemeiner Kriterien für 
neue zentrale Versorgungbereiche.  
 

Intention des Landes ist es ausweislich der Begrün-
dung zum LEP NRW – Sachlicher Teilplan Großflächi-
ger Einzelhandel –, eine nachhaltige Raumentwicklung 
gemäß § 1 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) zu 
unterstützen – und zwar durch die Stärkung der Zen-
tren, eine kompakte Siedlungsentwicklung und eine 
Reduzierung der Freirauminanspruchnahmen. Die in 
Ziel 6.5-2 vorgegebenen landesplanerischen Kriterien 
stellen sicher, dass dieser auch mit dem Integrations-
gebot verfolgte Zweck nicht durch Gemeinden unter-
laufen werden kann, indem sie an städtebaulich nicht 
integrierten Standorten neue zentrale Versorgungsbe-
reiche planen. Bauleitplanung für Vorhaben im Sinne 
des § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevanten Kern-
sortimenten ist damit nur dort möglich, wo aufgrund 
der vorhandenen örtlichen Gegebenheiten wesentliche 
Bedarfsfunktionen erfüllt werden können. Auch hierbei 
geht es um eine Vorgabe für die Verortung von Bau-
leitplanung für Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO 
mit zentrenrelevanten Kernsortimenten. Es geht in-
sofern nicht um die Vorgabe allgemeiner Kriterien für 
neue zentrale Versorgungbereiche.  
 

Die Planung zentraler Versorgungsbereiche durch die 
Gemeinden ist mit erheblichen Rechtswirkungen ins-
besondere im Hinblick auf die Zulässigkeit von Einzel-
handelsgroßvorhaben verbunden. Deshalb scheint 
eine verfahrensmäßige Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie eine Abwägung i. S. v. § 1 
Abs. 7 BauGB und ein Beschluss durch den Rat der 

Die Planung zentraler Versorgungsbereiche durch die 
Gemeinden ist mit erheblichen Rechtswirkungen ins-
besondere im Hinblick auf die Zulässigkeit von Einzel-
handelsgroßvorhaben verbunden. Deshalb scheint 
eine verfahrensmäßige Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie eine Abwägung i. S. v. § 1 
Abs. 7 BauGB und ein Beschluss durch den Rat der 
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Gemeinde für die Planung neuer zentraler Versor-
gungsbereiche erforderlich. Es bietet sich in diesem 
Zusammenhang an, entsprechend den Verfahren nach 
§§ 3 ff. BauGB Beteiligungen auch bei der Aufstellung 
eines gemeindlichen Einzelhandelskonzepts durchzu-
führen. Die Ergebnisse eines von der Gemeinde be-
schlossenen gemeindlichen Einzelhandelskonzepts i. 
S. v. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB sind bei der Aufstellung 
der Bauleitpläne zu berücksichtigen. Zentrale Versor-
gungsbereiche können zur verfahrensmäßigen Absi-
cherung der damit verbundenen Rechtswirkungen 
auch im Flächennutzungsplan dargestellt werden. Nä-
heres zur Abgrenzung zentraler Versorgungsbereiche 
findet sich im Einzelhandelserlass des Landes Nord-
rhein-Westfalen in der jeweils gültigen Fassung.  
 

Gemeinde für die Planung neuer zentraler Versor-
gungsbereiche erforderlich. Es bietet sich in diesem 
Zusammenhang an, entsprechend den Verfahren nach 
§§ 3 ff. BauGB Beteiligungen auch bei der Aufstellung 
eines gemeindlichen Einzelhandelskonzepts durchzu-
führen. Die Ergebnisse eines von der Gemeinde be-
schlossenen gemeindlichen Einzelhandelskonzepts i. 
S. v. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB sind bei der Aufstellung 
der Bauleitpläne zu berücksichtigen. Zentrale Versor-
gungsbereiche können zur verfahrensmäßigen Absi-
cherung der damit verbundenen Rechtswirkungen 
auch im Flächennutzungsplan dargestellt werden. Nä-
heres zur Abgrenzung zentraler Versorgungsbereiche 
findet sich im Einzelhandelserlass des Landes Nord-
rhein-Westfalen in der jeweils gültigen Fassung.  
 

Der Nachweis, dass die in Ziel 2 vorgegebenen lan-
desplanerischen Kriterien erfüllt sind, muss sich aus 
der Begründung zum Flächennutzungsplan bzw. zum 
Bebauungsplan ergeben. 
 

Der Nachweis, dass die in Ziel 6.5-2 vorgegebenen 
landesplanerischen Kriterien erfüllt sind, muss sich aus 
der Begründung zum Flächennutzungsplan bzw. zum 
Bebauungsplan ergeben. 
 

Die stetig rückläufige Zahl von flächenmäßig kleineren 
Lebensmittelgeschäften ist eine Entwicklung, die mit 
dem demographischen Wandel noch fortschreiten 
wird; insbesondere Lebensmittelsupermärkte mit Voll-
sortiment übernehmen zunehmend die Aufgabe der 
wohnortnahen Versorgung mit Gütern des täglichen 
Bedarfs, den nahversorgungsrelevanten Sortimenten.  
 

Die stetig rückläufige Zahl von flächenmäßig kleineren 
Lebensmittelgeschäften ist eine Entwicklung, die mit 
dem demographischen Wandel noch fortschreiten 
wird; insbesondere Lebensmittelsupermärkte mit Voll-
sortiment übernehmen zunehmend die Aufgabe der 
wohnortnahen Versorgung mit Gütern des täglichen 
Bedarfs, den nahversorgungsrelevanten Sortimenten.  
 

Diesem Bedürfnis der wohnortnahen Versorgung mit 
Gütern des täglichen Bedarfs trägt die Regelung zum 
einen bereits insofern Rechnung, als lediglich "Vorha-
ben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO" in die zentra-
len Versorgungsbereiche verwiesen werden. Denn die 
Inbezugnahme auf § 11 Abs. 3 BauNVO stellt sicher, 
dass lediglich solche großflächigen Vorhaben, die 
nachteilige Auswirkungen auf (u. a.) zentrale Versor-
gungsbereiche haben können, von der Festlegung in 
Ziel 2 erfasst werden.  
 

Diesem Bedürfnis der wohnortnahen Versorgung mit 
Gütern des täglichen Bedarfs trägt die Regelung zum 
einen bereits insofern Rechnung, als lediglich "Vorha-
ben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO" in die zentra-
len Versorgungsbereiche verwiesen werden. Denn die 
Inbezugnahme auf § 11 Abs. 3 BauNVO stellt sicher, 
dass lediglich solche großflächigen Vorhaben, die 
nachteilige Auswirkungen auf (u. a.) zentrale Versor-
gungsbereiche haben können, von der Festlegung in 
Ziel 6.5-2 erfasst werden.  
 

Gemäß Einzelhandelserlass des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 22.09.2008 (Nr. 2.8) bzw. Bericht der 
Arbeitsgruppe "Strukturwandel im Lebensmitteleinzel-
handel und § 11 Abs. 3 BauNVO" vom 30. April 2002 
(ZfBR 2002, S. 598) „reicht die in § 11 Abs. 3 BauNVO 
angelegte Flexibilität grundsätzlich aus, um unter Be-
rücksichtigung des Einzelfalls sachgerechte Standor-
tentscheidungen für Betriebe des Lebensmitteleinzel-
handels zu treffen. Auch bei Erreichen der Großflä-
chigkeitsschwelle von 800 m² Verkaufsfläche […] und 
oberhalb des Regelvermutungswertes von 1.200 m² 
Geschossfläche können Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass die in § 11 Abs. 3 Satz 2 BauNVO bezeich-
neten Auswirkungen (z. B. auf Verkehr, Umwelt, Ent-
wicklung zentraler Versorgungsbereiche und die ver-
brauchernahe Versorgung) nicht vorliegen." Gehen 
von einem Vorhaben nicht die in § 11 Abs. 3 Satz 2 
BauNVO bezeichneten Auswirkungen aus, unterliegt 
eine dieses Vorhaben zulassende Bauleitplanung auch 
nicht den Vorgaben des Integrationsgebots. 
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Westfalen vom 22.09.2008 (Nr. 2.8) bzw. Bericht der 
Arbeitsgruppe "Strukturwandel im Lebensmitteleinzel-
handel und § 11 Abs. 3 BauNVO" vom 30. April 2002 
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tentscheidungen für Betriebe des Lebensmitteleinzel-
handels zu treffen. Auch bei Erreichen der Großflä-
chigkeitsschwelle von 800 m² Verkaufsfläche […] und 
oberhalb des Regelvermutungswertes von 1.200 m² 
Geschossfläche können Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass die in § 11 Abs. 3 Satz 2 BauNVO bezeich-
neten Auswirkungen (z. B. auf Verkehr, Umwelt, Ent-
wicklung zentraler Versorgungsbereiche und die ver-
brauchernahe Versorgung) nicht vorliegen." Gehen 
von einem Vorhaben nicht die in § 11 Abs. 3 Satz 2 
BauNVO bezeichneten Auswirkungen aus, unterliegt 
eine dieses Vorhaben zulassende Bauleitplanung auch 
nicht den Vorgaben des Integrationsgebots. 
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Die in Ziel 2 formulierte Ausnahmeregelung trägt der 
Tatsache Rechnung, dass die Neuansiedlung oder 
Erweiterung eines solchen Betriebes des Lebensmitte-
leinzelhandels unter Umständen die Darstellung und 
Festsetzung eines Sondergebietes für Vorhaben i. S. 
d. § 11 Abs. 3 BauNVO erfordern kann. Zur Sicherung 
einer wohnortnahen Versorgung vor allem mit Le-
bensmitteln kann es ausnahmsweise geboten sein, 
von der sonst geltenden Bindung des zentrenrelevan-
ten Einzelhandels an die zentralen Versorgungsberei-
che abzuweichen.  
 

Die in Ziel 6.5-2 formulierte Ausnahmeregelung trägt 
der Tatsache Rechnung, dass die Neuansiedlung oder 
Erweiterung eines solchen Betriebes des Lebensmitte-
leinzelhandels unter Umständen die Darstellung und 
Festsetzung eines Sondergebietes für Vorhaben i. S. 
d. § 11 Abs. 3 BauNVO erfordern kann. Zur Sicherung 
einer wohnortnahen Versorgung vor allem mit Le-
bensmitteln kann es ausnahmsweise geboten sein, 
von der sonst geltenden Bindung des zentrenrelevan-
ten Einzelhandels an die zentralen Versorgungsberei-
che abzuweichen.  
 

Während eine solche Ausnahme der Sicherung der 
Nahversorgung dient, dürfen die Innenstädte und örtli-
chen Zentren durch die Ansiedlung solcher Vorhaben 
nicht geschwächt werden. Auch nach der Untersu-
chung von Junker und Kruse "stellen die Warengrup-
pen aus dem Bereich der täglichen Bedarfsdeckung 
wichtige Frequenzbringer dar" – und zwar in den zen-
tralen Versorgungsbereichen aller Hierarchiestufen, 
mit Ausnahme der Hauptgeschäftszentren der Ober-
zentren (vgl. "Grundlagen für die Erarbeitung einer 
neuen landesplanerischen Regelung zur Steuerung 
des großflächigen Einzelhandels", Junker und Kruse, 
Dortmund, Juni 2011, S. 28). Der LEP NRW – Sachli-
cher Teilplan Großflächiger Einzelhandel bindet die 
Ausnahme daher an enge und abschließende Voraus-
setzungen. Diese stellen sicher, dass die Ausnahme 
nur in sachlich begründeten Fällen greift und das mit 
dem Integrationsverbot verbundene Ziel nicht unterlau-
fen wird. 
 

Während eine solche Ausnahme der Sicherung der 
Nahversorgung dient, dürfen die Innenstädte und örtli-
chen Zentren durch die Ansiedlung solcher Vorhaben 
nicht geschwächt werden. Auch nach der Untersu-
chung von Junker und Kruse "stellen die Warengrup-
pen aus dem Bereich der täglichen Bedarfsdeckung 
wichtige Frequenzbringer dar" – und zwar in den zen-
tralen Versorgungsbereichen aller Hierarchiestufen, 
mit Ausnahme der Hauptgeschäftszentren der Ober-
zentren (vgl. "Grundlagen für die Erarbeitung einer 
neuen landesplanerischen Regelung zur Steuerung 
des großflächigen Einzelhandels", Junker und Kruse, 
Dortmund, Juni 2011, S. 28). Der LEP NRW – Sachli-
cher Teilplan Großflächiger Einzelhandel bindet die 
Ausnahme daher an enge und abschließende Voraus-
setzungen. Diese stellen sicher, dass die Ausnahme 
nur in sachlich begründeten Fällen greift und das mit 
dem Integrationsverbot verbundene Ziel nicht unterlau-
fen wird. 
 

So kann die Voraussetzung gemäß dem ersten Spie-
gelstrich, d. h. eine Lage ist in den zentralen Versor-
gungsbereichen aus städtebaulichen oder siedlungs-
strukturellen Gründen nicht möglich, bei sehr kleinteilig 
parzellierten zentralen Versorgungsbereichen im länd-
lichen Raum erfüllt sein. 
 

So kann die Voraussetzung gemäß dem ersten Spie-
gelstrich, d. h. eine Lage ist in den zentralen Versor-
gungsbereichen aus städtebaulichen oder siedlungs-
strukturellen Gründen nicht möglich, bei sehr kleinteilig 
parzellierten zentralen Versorgungsbereichen im länd-
lichen Raum erfüllt sein. 
 

Nach dem zweiten Spiegelstrich kommt eine solche 
Bauleitplanung zur Ansiedlung eines Vorhabens im 
Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevantem 
Kernsortiment nur zur Gewährleistung einer "woh-
nortnahen" Versorgung in Betracht. Diese Vorausset-
zung ist von den jeweiligen siedlungsstrukturellen Ge-
gebenheiten abhängig. Sie setzt in der Regel die fuß-
läufige Erreichbarkeit voraus, mindestens aber die 
Erreichbarkeit mit dem Öffentlichen Personennahver-
kehr. 
 

Nach dem zweiten Spiegelstrich kommt eine solche 
Bauleitplanung zur Ansiedlung eines Vorhabens im 
Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevantem 
Kernsortiment nur zur Gewährleistung einer "woh-
nortnahen" Versorgung in Betracht. Diese Vorausset-
zung ist von den jeweiligen siedlungsstrukturellen Ge-
gebenheiten abhängig. Sie setzt in der Regel die fuß-
läufige Erreichbarkeit voraus, mindestens aber die 
Erreichbarkeit mit dem Öffentlichen Personennahver-
kehr. 
 

Zu der Bestimmung einer wesentlichen Beeinträchti-
gung zentraler Versorgungsbereiche – dritter Spiegel-
strich – wird auf die entsprechenden Erläuterungen zu 
Ziel 3 verwiesen. 
 

Zu der Bestimmung einer wesentlichen Beeinträchti-
gung zentraler Versorgungsbereiche – dritter Spiegel-
strich – wird auf die entsprechenden Erläuterungen zu 
Ziel 6.5-3 verwiesen. 
 

Die Voraussetzungen für die Ausnahme sind im Ziel 
abschließend aufgeführt; der Nachweis für das Vorlie-
gen der Ausnahmevoraussetzungen ist durch die Ge-
meinde zu führen. 
 

Die Voraussetzungen für die Ausnahme sind im Ziel 
abschließend aufgeführt; der Nachweis für das Vorlie-
gen der Ausnahmevoraussetzungen ist durch die Ge-
meinde zu führen. 
 

Zu 6.5-3 Beeinträchtigungsverbot Zu 6.5-3 Beeinträchtigungsverbot 
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Die Zentrenverträglichkeit der durch die Darstellung 
und Festsetzung von Kerngebieten und Sondergebie-
ten für Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO ermög-
lichten Einzelhandelsnutzungen hängt sowohl vom 
Standort als auch von Art und Umfang des möglichen 
Warenangebotes ab. Aus diesem Grund stellt Ziel 3 
auf die wesentliche Beeinträchtigung zentraler Versor-
gungsbereiche durch zentrenrelevante Sortimente ab. 
Das raumordnerische Beeinträchtigungsverbot belässt 
der Gemeinde einen gegenüber dem allgemeinen 
Kongruenzgebot größeren Spielraum, stellt jedoch 
gleichzeitig sicher, dass zentrale Versorgungsbereiche 
der Standortgemeinde und der benachbarten Gemein-
den nicht wesentlich beeinträchtigt werden.  
 

Die Zentrenverträglichkeit der durch die Darstellung 
und Festsetzung von Kerngebieten und Sondergebie-
ten für Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO ermög-
lichten Einzelhandelsnutzungen hängt sowohl vom 
Standort als auch von Art und Umfang des möglichen 
Warenangebotes ab. Aus diesem Grund stellt Ziel 6.5-
3 auf die wesentliche Beeinträchtigung zentraler Ver-
sorgungsbereiche durch zentrenrelevante Sortimente 
ab. Das raumordnerische Beeinträchtigungsverbot 
belässt der Gemeinde einen gegenüber dem allgemei-
nen Kongruenzgebot größeren Spielraum, stellt jedoch 
gleichzeitig sicher, dass zentrale Versorgungsbereiche 
der Standortgemeinde und der benachbarten Gemein-
den nicht wesentlich beeinträchtigt werden.  
 

Das Beeinträchtigungsverbot wird durch überörtliche 
Interessen getragen. Zwar hat das Beeinträchtigungs-
verbot auch städtebauliche Bedeutung für die jeweilige 
örtliche kommunale Planung, wie sich aus § 2 Abs. 2 
und § 34 Abs. 3 BauGB ergibt. Das schließt allerdings 
eine Raumbedeutsamkeit nicht aus. Soweit die Ver-
sorgungsbereiche eine überörtliche Versorgungsfunk-
tion erfüllen (in der Regel Mittel- und Oberzentren), ist 
mit dem Beeinträchtigungsverbot zugleich die zentral-
örtliche Versorgungsfunktion der jeweiligen Gemeinde 
im Hinblick auf den Einzelhandel geschützt. Überörtli-
che Interessen rechtfertigen die Festlegung aber auch 
dann, wenn die jeweiligen zentralen Versorgungsbe-
reiche keine überörtliche Versorgungsfunktion haben. 
Aufgabe der Raumordnung ist es u. a., die Versorgung 
mit Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseins-
vorsorge, insbesondere die Erreichbarkeit von Einrich-
tungen und Angeboten der Grundversorgung für alle 
Bevölkerungsgruppen in angemessener Weise zu 
gewährleisten (§ 3 Abs. 2 Nr. 3 ROG). Diese Aufgabe 
stellt das Gesetz in einen Zusammenhang mit dem 
Zentrale-Orte-Konzept. Dieses soll eine ausreichende 
Versorgung auch wenig mobiler Bevölkerungsgruppen 
sichern. Hierbei handelt es sich um überörtliche In-
teressen, die das Beeinträchtigungsverbot unterstüt-
zen soll. 
 

Das Beeinträchtigungsverbot wird durch überörtliche 
Interessen getragen. Zwar hat das Beeinträchtigungs-
verbot auch städtebauliche Bedeutung für die jeweilige 
örtliche kommunale Planung, wie sich aus § 2 Abs. 2 
und § 34 Abs. 3 BauGB ergibt. Das schließt allerdings 
eine Raumbedeutsamkeit nicht aus. Soweit die Ver-
sorgungsbereiche eine überörtliche Versorgungsfunk-
tion erfüllen (in der Regel Mittel- und Oberzentren), ist 
mit dem Beeinträchtigungsverbot zugleich die zentral-
örtliche Versorgungsfunktion der jeweiligen Gemeinde 
im Hinblick auf den Einzelhandel geschützt. Überörtli-
che Interessen rechtfertigen die Festlegung aber auch 
dann, wenn die jeweiligen zentralen Versorgungsbe-
reiche keine überörtliche Versorgungsfunktion haben. 
Aufgabe der Raumordnung ist es u. a., die Versorgung 
mit Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseins-
vorsorge, insbesondere die Erreichbarkeit von Einrich-
tungen und Angeboten der Grundversorgung für alle 
Bevölkerungsgruppen in angemessener Weise zu 
gewährleisten (§ 3 Abs. 2 Nr. 3 ROG). Diese Aufgabe 
stellt das Gesetz in einen Zusammenhang mit dem 
Zentrale-Orte-Konzept. Dieses soll eine ausreichende 
Versorgung auch wenig mobiler Bevölkerungsgruppen 
sichern. Hierbei handelt es sich um überörtliche In-
teressen, die das Beeinträchtigungsverbot unterstüt-
zen soll. 
 

Dass der Begriff der "wesentlichen Beeinträchtigung" 
eines Versorgungsbereichs justitiabel ist, hat grundle-
gend die Rechtsprechung zu § 34 Abs. 3 BauGB ge-
zeigt (BVerwG, Urt. v. 11.10.2007, 4 C 7/07 = 
BVerwGE 129, 307). Auf diese Rechtsprechung kann 
daher auch zur Auslegung des Beeinträchtigungsver-
bots des LEP NRW – Sachlicher Teilplan Großflächi-
ger Einzelhandel – zurückgegriffen werden.  
 

Dass der Begriff der "wesentlichen Beeinträchtigung" 
eines Versorgungsbereichs justitiabel ist, hat grundle-
gend die Rechtsprechung zu § 34 Abs. 3 BauGB ge-
zeigt (BVerwG, Urt. v. 11.10.2007, 4 C 7/07 = 
BVerwGE 129, 307). Auf diese Rechtsprechung kann 
daher auch zur Auslegung des Beeinträchtigungsver-
bots des LEP NRW – Sachlicher Teilplan Großflächi-
ger Einzelhandel – zurückgegriffen werden.  
 

Danach ist eine wesentliche Beeinträchtigung eines 
zentralen Versorgungsbereichs in jedem Fall anzu-
nehmen, wenn die Funktionsfähigkeit des betroffenen 
zentralen Versorgungsbereichs in beachtlichem Aus-
maß beeinträchtigt und damit gestört wird. Eine solche 
Funktionsstörung liegt vor, wenn der zentrale Versor-
gungsbereich seinen Versorgungsauftrag generell oder 
hinsichtlich einzelner Branchen nicht mehr in substan-
tieller Weise wahrnehmen kann. 

Danach ist eine wesentliche Beeinträchtigung eines 
zentralen Versorgungsbereichs in jedem Fall anzu-
nehmen, wenn die Funktionsfähigkeit des betroffenen 
zentralen Versorgungsbereichs in beachtlichem Aus-
maß beeinträchtigt und damit gestört wird. Eine solche 
Funktionsstörung liegt vor, wenn der zentrale Versor-
gungsbereich seinen Versorgungsauftrag generell oder 
hinsichtlich einzelner Branchen nicht mehr in substan-
tieller Weise wahrnehmen kann. 
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Bei allgemeinen Kerngebietsausweisungen ohne kon-
kret anstehende Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauN-
VO sind die Auswirkungen dieser Bauleitplanung durch 
eine "Worst-Case-Betrachtung" zu ermitteln. 
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Zu 6.5-4 Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: 
Verkaufsfläche 
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Die im Rahmen der bereits erwähnten Untersuchung 
("Grundlagen für die Erarbeitung einer neuen landes-
planerischen Regelung zur Steuerung des großflächi-
gen Einzelhandels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 
2011) durchgeführte prognostische Modellrechnung 
zur Erweiterung und Ansiedlung von drei Möbelfach-
märkten in der Region Südwestfalen verdeutlicht ex-
emplarisch das komplexe Wirkungsgeflecht regionaler 
Auswirkungen entsprechender Vorhaben. Neben mög-
lichen negativen Auswirkungen auf zentrale Versor-
gungsbereiche (eher bei Neuansiedlungen als bei Er-
weiterungsvorhaben) konnten insbesondere negative 
Auswirkungen auf die verbrauchernahe Versorgung 
sowie weitere negative Folgewirkungen, z. B. im ver-
kehrlichen Bereich (deutlich verkehrsinduzierende 
Wirkung), nachgewiesen werden. In der Untersuchung 
wurde dabei festgestellt, dass das Ausmaß negativer 
Auswirkungen in der Region neben der Gesamtdimen-
sionierung eines Ansiedlungsvorhabens vor allem 
auch von der Relation abhängt, in der der Vorha-
bensumsatz, unter Berücksichtigung des vorhandenen 
Einzelhandelsbestandes, zur lokalen einzelhandelsre-
levanten Kaufkraft einer Gemeinde steht. Bei bereits 
sehr hohen Zentralitäten einer Standortgemeinde kön-
nen auch vergleichsweise geringe Zuwächse in be-
sonderem Maße schädliche Auswirkungen in der Re-
gion hervorrufen. 
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levanten Kaufkraft einer Gemeinde steht. Bei bereits 
sehr hohen Zentralitäten einer Standortgemeinde kön-
nen auch vergleichsweise geringe Zuwächse in be-
sonderem Maße schädliche Auswirkungen in der Re-
gion hervorrufen. 
 

Vor diesem Hintergrund und unter Berücksichtigung 
der Tatsache, dass das System der zentralen Orte im 
LEP NRW vor allem auf der Bevölkerungsverteilung in 
Nordrhein-Westfalen basiert, ist eine Orientierung auch 
des nicht zentrenrelevanten Einzelhandels am lokalen, 
einzelhandelsrelevanten Kaufkraftpotential angebracht 
und zielführend, um eine möglichst verbrauchernahe 
und verkehrsmindernde Versorgung im Sinne der oben 
genannten Grundsätze der Raumordnung zu gewähr-
leisten. Soweit es sich um die Erweiterung eines vor-
handenen Betriebes handelt, ist der vorhandene Be-
stand dieses Betriebes in die Bewertung einzubezie-
hen. Eine darüber hinausgehende Berücksichtigung 
des vorhandenen Einzelhandelsbestandes scheidet 
aus wettbewerbsrechtlichen Gründen aus. 
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Standort, relativer Anteil zentrenrelevanter Rand-
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Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit nicht zen-
trenrelevanten Kernsortimenten (z. B. Garten-, Möbel-, 
Bau- oder Heimwerkerfachmärkte) sind für die Funkti-
onsfähigkeit von zentralen Versorgungsbereichen nicht 
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zwingend erforderlich und lassen sich dort häufig auch 
nicht verträglich unterbringen. Sie beschränken sich 
auf die Versorgung der Bevölkerung mit langfristigen 
Gütern, besitzen einen hohen Flächenbedarf für die 
Präsentation und Lagerung der Waren und erzeugen 
erheblichen Verkehr.  
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Neben dem nicht zentrenrelevanten Kernsortiment 
weisen Fachmärkte in der Regel auch zentren- und 
nicht zentrenrelevante Randsortimente auf.  
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Die vorliegende Regelung ermöglicht es, Bauleitpla-
nung für die o. g. Vorhaben unter den im Ziel genann-
ten Voraussetzungen auch außerhalb der zentralen 
Versorgungsbereiche, aber innerhalb der Allgemeinen 
Siedlungsbereiche zu betreiben. Zugleich soll mit Ziel 
5 aber auch vermieden werden, dass das raumordne-
rische Integrationsgebot (in Ziel 2) unterlaufen wird. 
Zentrenrelevante Sortimente von Vorhaben im Sinne 
des § 11 Abs. 3 BauNVO außerhalb zentraler Versor-
gungsbereiche werden durch Ziel 5 daher in zweifa-
cher Hinsicht begrenzt. Zum einen darf der Anteil zen-
trenrelevanter Sortimente 10% der Verkaufsfläche 
nicht übersteigen; zum anderen muss es sich bei vor-
handenen zentrenrelevanten Sortimenten um "Rand-
sortimente" handeln. Sobald diese Voraussetzungen 
nicht vorliegen, handelt es sich bei dem Vorhaben um 
ein solches mit zentrenrelevantem Kernsortiment, das 
gemäß Ziel 2 nur in zentralen Versorgungsbereichen 
verwirklicht werden darf. Diese Begrenzung stellt si-
cher, dass der Schutz der zentralen Versorgungsbe-
reiche durch Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 
BauNVO außerhalb zentraler Versorgungsbereiche 
nicht wieder in Frage gestellt wird. 
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ten Voraussetzungen auch außerhalb der zentralen 
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Siedlungsbereiche zu betreiben. Zugleich soll mit Ziel 
6.5-5 aber auch vermieden werden, dass das raum-
ordnerische Integrationsgebot (in Ziel 6.5-2) unterlau-
fen wird. Zentrenrelevante Sortimente von Vorhaben 
im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO außerhalb zentraler 
Versorgungsbereiche werden durch Ziel 6.5-5 daher in 
zweifacher Hinsicht begrenzt. Zum einen darf der An-
teil zentrenrelevanter Sortimente 10% der Verkaufsflä-
che nicht übersteigen; zum anderen muss es sich bei 
vorhandenen zentrenrelevanten Sortimenten um 
"Randsortimente" handeln. Sobald diese Vorausset-
zungen nicht vorliegen, handelt es sich bei dem Vor-
haben um ein solches mit zentrenrelevantem Kernsor-
timent, das gemäß Ziel 6.5-2 nur in zentralen Versor-
gungsbereichen verwirklicht werden darf. Diese Be-
grenzung stellt sicher, dass der Schutz der zentralen 
Versorgungsbereiche durch Vorhaben im Sinne des § 
11 Abs. 3 BauNVO außerhalb zentraler Versorgungs-
bereiche nicht wieder in Frage gestellt wird. 
 

Zur Auslegung des Begriffs der "Randsortimente" kann 
auf die zu dieser Frage ergangene Rechtsprechung 
zurückgegriffen werden. Danach haben Randsortimen-
te lediglich ergänzenden Charakter und stehen in Be-
ziehung zum Kernsortiment. Randsortimentsangebote 
müssen dem Kernsortiment in Umfang und Gewichtig-
keit deutlich untergeordnet sein ("keine ins Gewicht 
fallende Bedeutung"); Merkmale dieser Unterordnung 
sind vor allem die jeweiligen Anteile an der Gesamt-
verkaufsfläche sowie am Gesamtumsatz des jeweili-
gen Betriebes (vgl. u. a. OVG NRW, Urt. v. 
22.06.1998, 7a D 108/96.NE = BauR 1998, 1198; OVG 
Rheinland-Pfalz, Urt. v. 24.08.2000, 1 C 11457/99 = 
BauR 2011, 221; Thüringer OVG, Urt. v. 21.08.2001, 1 
KO 1240/97 = juris; OVG NRW, Urt. v. 26.01.2000, 7 B 
2023/99 = BauR 2000, 1021). Ist dies nicht der Fall, 
stellen sie ein wesentliches Standbein des Einzelhan-
delsbetriebes und damit kein "Rand"sortiment mehr 
dar (OVG NRW, Urt. v. 26.01.2000, 7 B 2023/99 = 
BauR 2000, 1021). 
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delsbetriebes und damit kein "Rand"sortiment mehr 
dar (OVG NRW, Urt. v. 26.01.2000, 7 B 2023/99 = 
BauR 2000, 1021). 
 

Ausgangspunkt für die Begrenzung des Umfangs der 
zentrenrelevanten Randsortimente in einem Sonderge-
biet für solche Vorhaben auf maximal 10 % der Ver-
kaufsfläche ist ebenfalls die Rechtsprechung zum Begriff 
"Randsortiment". 

Ausgangspunkt für die Begrenzung des Umfangs der 
zentrenrelevanten Randsortimente in einem Sonderge-
biet für solche Vorhaben auf maximal 10 % der Ver-
kaufsfläche ist ebenfalls die Rechtsprechung zum Begriff 
"Randsortiment". 
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Da zentrenrelevante Randsortimente nicht selten eine 
im Vergleich zum Kernsortiment doppelt so hohe Flä-
chenproduktivität aufweisen, kann mit zentrenrelevan-
ten Randsortimentsangeboten auf 10% der Gesamt-
verkaufsfläche ein Umsatzanteil von 20 % am Ge-
samtumsatz des jeweiligen Betriebes erwirtschaftet 
werden, die Umsätze durch ggf. noch zusätzlich vor-
handene nicht-zentrenrelevante Randsortimentsange-
bote noch nicht mitgerechnet. Bei höheren Randsorti-
mentsanteilen würde es sich nach den von der Recht-
sprechung definierten Kriterien nicht mehr um ein 
Randsortiment handeln. (vgl. dazu "Grundlagen für die 
Erarbeitung einer neuen landesplanerischen Regelung 
zur Steuerung des großflächigen Einzelhandels", Jun-
ker und Kruse, Dortmund, Juni 2011) 
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Eine Begrenzung der zentrenrelevanten Randsorti-
mente auf 10% der Verkaufsfläche entspricht auch den 
tatsächlichen Gegebenheiten in Nordrhein-Westfalen. 
Die Untersuchung belegt, dass die Anteile zentrenrele-
vanter Randsortimente der 637 untersuchten Möbel-, 
Bau- und Gartenmärkte in nordrhein-westfälischen 
Gemeinden – unabhängig von der siedlungsräumli-
chen Lage – mehrheitlich innerhalb einer Spannweite 
von 5 - 8 % und somit unter 10 % liegen. Die Begren-
zung ist insofern als ökonomisch tragfähig anzusehen 
und stellt keinen unverhältnismäßigen Eingriff in die 
Rechte der Unternehmer dar. Von den 637 in der Un-
tersuchung von Junker und Kruse betrachteten Möbel-, 
Garten- und Baufachmärkten weisen lediglich 21 
Fachmärkte einen im Schnitt höheren Anteil zentrenre-
levanter Randsortimente auf; es handelt sich dabei 
überwiegend um Möbelfachmärkte mit einer Gesamt-
verkaufsfläche zwischen 10.000 m² und 30.000 m² 
(vgl. dazu "Grundlagen für die Erarbeitung einer neuen 
landesplanerischen Regelung zur Steuerung des groß-
flächigen Einzelhandels", Junker und Kruse, Dort-
mund, Juni 2011, S. 50). Da in dieser Größenordnung 
das Gefährdungspotential zentrenrelevanter Sortimen-
te für zentrale Versorgungsbereiche schon angesichts 
ihres absoluten Anteils aber auch besonders schwer-
wiegend ist, ist der insoweit bestehende nicht unerheb-
liche Eingriff gerechtfertigt. Die spürbare Beschrän-
kung betrifft genau jene Vorhaben, die den Schutz-
zweck (zentrale Versorgungsbereiche) in besonderer 
Weise gefährden.  
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Die Festlegung der 10%-Grenze basiert wie oben be-
schrieben auch auf der von Junker und Kruse durchge-
führten Untersuchung zu den marktüblichen Anteilen 
zentrenrelevanter Randsortimente (siehe "Grundlagen 
für die Erarbeitung einer neuen landesplanerischen 
Regelung zur Steuerung des großflächigen Einzelhan-
dels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 2011, S. 34 
ff.). Bei dieser Untersuchung wurden nicht nur die ge-
mäß Anlage 1 zentrenrelevanten Sortimente berück-
sichtigt, sondern auch die ortstypischen zentrenrele-
vanten Sortimente, wobei in Fällen, in denen sich die 
ortstypischen Sortimente in den Gemeinden unter-
scheiden, die mehrheitlich in den Gemeinden vorge-
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fundene Einteilung zu Grunde gelegt wurde. Auf dieser 
empirischen Basis wurden die o. g. marktüblichen An-
teile (5 - 8%) zentrenrelevanter Randsortimente ermit-
telt. Dies ist bei der Frage zu berücksichtigen, wie weit 
der maximal mögliche Anteil an zentrenrelevanten 
Randsortimenten tatsächlich ausgeschöpft werden 
sollte. 
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Die Begrenzung des Umfangs der zentrenrelevanten 
Randsortimente auf maximal 10% der Verkaufsfläche 
bezieht sich auf ein Sondergebiet. Bei Erweiterungen 
bestehender Betriebe ist dabei das gesamte Vorhaben 
in den Blick zu nehmen. 
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Insbesondere bei Möbelfachmärkten mit mehr als 
10.000 m² Verkaufsfläche besteht die Tendenz, den 
Anteil der zentrenrelevanten Randsortimente an der 
Verkaufsfläche erheblich auszuweiten. Dies verschärft 
die Konkurrenz zwischen zentrenrelevanten Randsor-
timentsangeboten an städtebaulich nicht integrierten 
Standorten auf der einen Seite sowie mehrheitlich 
kleinteiligen Fachangeboten in zentralen Versorgungs-
bereichen auf der anderen Seite. Gerade bei großfor-
matigen Märkten mit mehr als 10.000 m² Gesamtver-
kaufsfläche kann das Randsortimentsangebot eine 
hohe quantitative Bedeutung im (sowohl absoluten als 
auch relativen) Vergleich zu bestehenden Angeboten 
in umliegenden zentralen Versorgungsbereichen ein-
nehmen. Insbesondere in kleineren Mittelzentren über-
steigt das zentrenrelevante Randsortiment eines groß-
flächigen Fachmarktes vom absoluten Angebotsvolu-
men her schnell das vergleichbare Fachangebot inner-
halb der zentralen Versorgungsbereiche der entspre-
chenden Gemeinde. Daher kommt auch die Untersu-
chung von Junker und Kruse zu dem Schluss, dass 
eine absolute und nicht nur eine relative Begrenzung 
der zentrenrelevanten Randsortimente außerhalb der 
zentralen Versorgungsbereiche notwendig ist (vgl. 
"Grundlagen für die Erarbeitung einer neuen landes-
planerischen Regelung zur Steuerung des großflächi-
gen Einzelhandels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 
2011, S. 51, 52).  
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halb der zentralen Versorgungsbereiche der entspre-
chenden Gemeinde. Daher kommt auch die Untersu-
chung von Junker und Kruse zu dem Schluss, dass 
eine absolute und nicht nur eine relative Begrenzung 
der zentrenrelevanten Randsortimente außerhalb der 
zentralen Versorgungsbereiche notwendig ist (vgl. 
"Grundlagen für die Erarbeitung einer neuen landes-
planerischen Regelung zur Steuerung des großflächi-
gen Einzelhandels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 
2011, S. 51, 52).  
 

Eine absolute Begrenzung auf landesplanerischer 
Ebene muss dabei zugleich der in der Untersuchung 
belegten Erkenntnis Rechnung tragen, dass das Ge-
fährdungspotential zentrenrelevanter Randsortimente 
aufgrund der Heterogenität Nordrhein-Westfalens nicht 
auf einen allgemeingültigen Wert gebracht werden 
kann (vgl. "Grundlagen für die Erarbeitung einer neuen 
landesplanerischen Regelung zur Steuerung des groß-
flächigen Einzelhandels", Junker und Kruse, Dort-
mund, Juni 2011, S. 52). Vor diesem Hintergrund kann 
die absolute Begrenzung lediglich in Gestalt eines 
raumordnerischen Grundsatzes erfolgen. Die für eine 
Zielfestlegung erforderlich abschließende Abwägung 
eines absoluten Schwellenwertes ist auf der Ebene der 
Landesplanung nicht rechtssicher möglich. 

Eine absolute Begrenzung auf landesplanerischer 
Ebene muss dabei zugleich der in der Untersuchung 
belegten Erkenntnis Rechnung tragen, dass das Ge-
fährdungspotential zentrenrelevanter Randsortimente 
aufgrund der Heterogenität Nordrhein-Westfalens nicht 
auf einen allgemeingültigen Wert gebracht werden 
kann (vgl. "Grundlagen für die Erarbeitung einer neuen 
landesplanerischen Regelung zur Steuerung des groß-
flächigen Einzelhandels", Junker und Kruse, Dort-
mund, Juni 2011, S. 52). Vor diesem Hintergrund kann 
die absolute Begrenzung lediglich in Gestalt eines 
raumordnerischen Grundsatzes erfolgen. Die für eine 
Zielfestlegung erforderlich abschließende Abwägung 
eines absoluten Schwellenwertes ist auf der Ebene der 
Landesplanung nicht rechtssicher möglich. 
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Bei der Festlegung des Schwellenwerts bei einer Ver-
kaufsfläche von 2.500 m² war das Gefährdungspoten-
tial von Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO 
leitend. Für das Gefährdungspotential zentrenrelevan-
ter Randsortimente von Vorhaben mit nicht zentrenre-
levantem Kernsortiment maßgeblich sind die zu be-
fürchtenden nachteiligen Auswirkungen auf zentrale 
Versorgungsbereiche unter Berücksichtigung der Sied-
lungs- und Warenangebotsstruktur in Nordrhein-
Westfalen. 
 

Bei der Festlegung des Schwellenwerts bei einer Ver-
kaufsfläche von 2.500 m² war das Gefährdungspoten-
tial von Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO 
leitend. Für das Gefährdungspotential zentrenrelevan-
ter Randsortimente von Vorhaben mit nicht zentrenre-
levantem Kernsortiment maßgeblich sind die zu be-
fürchtenden nachteiligen Auswirkungen auf zentrale 
Versorgungsbereiche unter Berücksichtigung der Sied-
lungs- und Warenangebotsstruktur in Nordrhein-
Westfalen. 
 

Je größer der Anteil zentrenrelevanter Randsortimente 
wird, desto mehr sind die Vorhaben im Sinne des § 11 
Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevantem Randsortiment 
darauf angelegt, einen eigenständigen "Mitnahmeef-
fekt" durch die zentrenrelevanten Randsortimente zu 
generieren. Denn ab einer bestimmten Betriebsgröße 
ist die Grenze einer realistisch erzielbaren Kaufkraft-
abschöpfung durch vorhandene nicht zentrenrelevante 
Kernsortimentsangebote erreicht. Dies löst für die be-
troffenen Unternehmen den ökonomischen Zwang aus, 
einen Teil der Soll-Umsätze mit (auch zentrenrelevan-
ten) Randsortimentsangeboten zu erzielen Diese Ten-
denz besteht nach der Untersuchung von Junker und 
Kruse ab einer Verkaufsfläche von 10.000 m² (vgl. 
"Grundlagen für die Erarbeitung einer neuen landes-
planerischen Regelung zur Steuerung des großflächi-
gen Einzelhandels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 
2011, S. 51). Bei Vorhaben dieser Größenordnung 
bewirkt die relative Begrenzung der zentrenrelevanten 
Randsortimente gemäß Ziel 5 auf 10% der Verkaufs-
fläche, dass der absolute Anteil zentrenrelevanter 
Randsortimente nicht mehr als 1.000 m² Verkaufsflä-
che beträgt. Da zumal die besonders problematischen 
Möbelmärkte mit zwischen 10.000 m² und 30.000 m² 
Verkaufsfläche dabei im Schnitt sogar mehr als 10% 
zentrenrelevanter Randsortimentsanteile aufweisen, 
bewirkt bereits die relative 10%-Schwelle eine spürba-
re Begrenzung zentrenrelevanter Randsortimente. 
 

Je größer der Anteil zentrenrelevanter Randsortimente 
wird, desto mehr sind die Vorhaben im Sinne des § 11 
Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevantem Randsortiment 
darauf angelegt, einen eigenständigen "Mitnahmeef-
fekt" durch die zentrenrelevanten Randsortimente zu 
generieren. Denn ab einer bestimmten Betriebsgröße 
ist die Grenze einer realistisch erzielbaren Kaufkraft-
abschöpfung durch vorhandene nicht zentrenrelevante 
Kernsortimentsangebote erreicht. Dies löst für die be-
troffenen Unternehmen den ökonomischen Zwang aus, 
einen Teil der Soll-Umsätze mit (auch zentrenrelevan-
ten) Randsortimentsangeboten zu erzielen Diese Ten-
denz besteht nach der Untersuchung von Junker und 
Kruse ab einer Verkaufsfläche von 10.000 m² (vgl. 
"Grundlagen für die Erarbeitung einer neuen landes-
planerischen Regelung zur Steuerung des großflächi-
gen Einzelhandels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 
2011, S. 51). Bei Vorhaben dieser Größenordnung 
bewirkt die relative Begrenzung der zentrenrelevanten 
Randsortimente gemäß Ziel 6.5-5 auf 10% der Ver-
kaufsfläche, dass der absolute Anteil zentrenrelevanter 
Randsortimente nicht mehr als 1.000 m² Verkaufsflä-
che beträgt. Da zumal die besonders problematischen 
Möbelmärkte mit zwischen 10.000 m² und 30.000 m² 
Verkaufsfläche dabei im Schnitt sogar mehr als 10% 
zentrenrelevanter Randsortimentsanteile aufweisen, 
bewirkt bereits die relative 10%-Schwelle eine spürba-
re Begrenzung zentrenrelevanter Randsortimente. 
 

Ein niedriger Schwellenwert als 2.500 m² ist mit Blick 
auf die typischen Größenverhältnisse von Vorhaben i. 
S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit nicht zentrenrelevanten 
Kernsortimenten in Nordrhein-Westfalen nicht geboten. 
 

Ein niedriger Schwellenwert als 2.500 m² ist mit Blick 
auf die typischen Größenverhältnisse von Vorhaben i. 
S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit nicht zentrenrelevanten 
Kernsortimenten in Nordrhein-Westfalen nicht geboten. 
 

Dies gilt zumal, da auch die überaus heterogenen örtli-
chen Verhältnisse in Nordrhein-Westfalen nicht nach 
einer früher einsetzenden landesplanerischen Steue-
rung verlangen. Erst ab einer Schwelle von 2.500 m² 
besteht generell auch auf Landesebene ein Gefähr-
dungspotential durch zentrenrelevante Randsortimen-
te. 
 

Dies gilt zumal, da auch die überaus heterogenen örtli-
chen Verhältnisse in Nordrhein-Westfalen nicht nach 
einer früher einsetzenden landesplanerischen Steue-
rung verlangen. Erst ab einer Schwelle von 2.500 m² 
besteht generell auch auf Landesebene ein Gefähr-
dungspotential durch zentrenrelevante Randsortimen-
te. 
 

Dies lässt sich für Nordrhein-Westfalen aus dem Ver-
hältnis von innerstädtischen Verkaufsflächen für zen-
trenrelevante Sortimente und hierzu potentiell in Kon-
kurrenz tretenden zentrenrelevanten Randsortimenten 
von Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit nicht 
zentrenrelevanten Kernsortimenten ableiten. Rund 10 
% der Gemeinden in Nordrhein-Westfalen haben mehr 

Dies lässt sich für Nordrhein-Westfalen aus dem Ver-
hältnis von innerstädtischen Verkaufsflächen für zen-
trenrelevante Sortimente und hierzu potentiell in Kon-
kurrenz tretenden zentrenrelevanten Randsortimenten 
von Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit nicht 
zentrenrelevanten Kernsortimenten ableiten. Rund 10 
% der Gemeinden in Nordrhein-Westfalen haben mehr 
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als 80.000 Einwohner. Knapp die Hälfte der 187 Mittel-
zentren und auch zahlreiche Nebenzentren in den 
Oberzentren weisen hingegen eine Einwohnerzahl von 
teilweise sogar deutlich weniger als 50.000 Einwoh-
nern auf. Geht man, wie in der Untersuchung von Jun-
ker und Kruse, von einem innerstädtischen Verkaufs-
flächenangebot in der Branche Glas, Porzellan, Kera-
mik/Haushaltswaren in nordrhein-westfälischen Mittel-
zentren von im Schnitt 0,03 m² je Einwohner aus (vgl. 
"Grundlagen für die Erarbeitung einer neuen landes-
planerischen Regelung zur Steuerung des großflächi-
gen Einzelhandels", Junker und Kruse, Dortmund, Juni 
2011, S. 51), bedeutet dies für ein Mittelzentrum mit 
etwas mehr als 80.000 Einwohnern statistisch ein in-
nerstädtisches Verkaufsflächenangebot in dieser 
Branche von rund 2.500 m². Ausweislich der o. g. Un-
tersuchung gibt es bereits heute großformatige Möbel-
fachmärkte mit mehr als 25.000 m² Gesamtverkaufs-
fläche; verschiedene Ansiedlungen bzw. Planungen 
der letzten Jahre weisen noch deutlich größere Ge-
samtverkaufsflächen auf. Bei der relativen Begrenzung 
zentrenrelevanter Randsortimente auf maximal 10 % 
der Gesamtverkaufsfläche würde das zentrenrelevante 
Randsortiment eines Möbelfachmarkts solcher Grö-
ßenordnung dem gesamten sortimentsspezifischen 
innerstädtischen Verkaufsflächenvolumen einer Ge-
meinde mit 80.000 Einwohner entsprechen bzw. es 
sogar weit übersteigen und damit eine Gefahr für das 
innerstädtische Angebot bedeuten. Dies gilt erst recht 
in Gemeinden mit einer geringeren Einwohnerzahl und 
entsprechend geringerer innerstädtischer Verkaufsflä-
che.  
 

als 80.000 Einwohner. Knapp die Hälfte der 187 Mittel-
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tersuchung gibt es bereits heute großformatige Möbel-
fachmärkte mit mehr als 25.000 m² Gesamtverkaufs-
fläche; verschiedene Ansiedlungen bzw. Planungen 
der letzten Jahre weisen noch deutlich größere Ge-
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der Gesamtverkaufsfläche würde das zentrenrelevante 
Randsortiment eines Möbelfachmarkts solcher Grö-
ßenordnung dem gesamten sortimentsspezifischen 
innerstädtischen Verkaufsflächenvolumen einer Ge-
meinde mit 80.000 Einwohner entsprechen bzw. es 
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innerstädtische Angebot bedeuten. Dies gilt erst recht 
in Gemeinden mit einer geringeren Einwohnerzahl und 
entsprechend geringerer innerstädtischer Verkaufsflä-
che.  
 

Angesichts der oben dargestellten Einwohnerstruktur 
der Gemeinden Nordrhein-Westfalens und der zu be-
obachtenden Größenentwicklungen bei Vorhaben i. S. 
d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit nicht zentrenrelevanten 
Kernsortimenten scheint es sachgerecht, den Schwel-
lenwert ausgehend von einer Gemeinde mit 80.000 
Einwohnern zu berechnen und die Bauleitplanung für 
Verkaufsflächen von 25.000 m² (über die relative Be-
grenzung der zentrenrelevanten Randsortimente auf 
10 % hinaus) einem absoluten Schwellenwert von 
2.500 m² zu unterwerfen.  
 

Angesichts der oben dargestellten Einwohnerstruktur 
der Gemeinden Nordrhein-Westfalens und der zu be-
obachtenden Größenentwicklungen bei Vorhaben i. S. 
d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit nicht zentrenrelevanten 
Kernsortimenten scheint es sachgerecht, den Schwel-
lenwert ausgehend von einer Gemeinde mit 80.000 
Einwohnern zu berechnen und die Bauleitplanung für 
Verkaufsflächen von 25.000 m² (über die relative Be-
grenzung der zentrenrelevanten Randsortimente auf 
10 % hinaus) einem absoluten Schwellenwert von 
2.500 m² zu unterwerfen.  
 

Der Schwellenwert von 2.500 m² ist dabei als eine Art 
(umgekehrter) "Bagatellevorbehalt" festgelegt. Er be-
schreibt lediglich eine Obergrenze, ab der die Ge-
meinden in Nordrhein-Westfalen regelmäßig davon 
auszugehen haben, dass zentrenrelevante Randsorti-
mente außerhalb von zentralen Versorgungsbereichen 
zu nachteiligen Auswirkungen auf zentrale Versor-
gungsbereiche führen werden. Diese Obergrenze ist 
darauf angelegt, konkretisierend an die örtlichen Ver-
hältnisse angepasst zu werden. Insbesondere in den 
kleineren Städten und Gemeinden wird es allein aus 
städtebaulichen Gründen angezeigt sein, eine deutlich 
geringere Verkaufsflächengrenze für zentrenrelevante 
Randsortimente festzusetzen, während die (wenigen) 
größeren Städte diesen Wert ggf. im Wege der Abwä-
gung überwinden können. 

Der Schwellenwert von 2.500 m² ist dabei als eine Art 
(umgekehrter) "Bagatellevorbehalt" festgelegt. Er be-
schreibt lediglich eine Obergrenze, ab der die Ge-
meinden in Nordrhein-Westfalen regelmäßig davon 
auszugehen haben, dass zentrenrelevante Randsorti-
mente außerhalb von zentralen Versorgungsbereichen 
zu nachteiligen Auswirkungen auf zentrale Versor-
gungsbereiche führen werden. Diese Obergrenze ist 
darauf angelegt, konkretisierend an die örtlichen Ver-
hältnisse angepasst zu werden. Insbesondere in den 
kleineren Städten und Gemeinden wird es allein aus 
städtebaulichen Gründen angezeigt sein, eine deutlich 
geringere Verkaufsflächengrenze für zentrenrelevante 
Randsortimente festzusetzen, während die (wenigen) 
größeren Städte diesen Wert ggf. im Wege der Abwä-
gung überwinden können. 
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Gegen diesen Schwellenwert kann dabei nicht erfolg-
reich eingewandt werden, dass er zu dem in mehreren 
Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichtes 
kritisierten sog. "Windhundrennen" potentieller Investo-
ren und Bauantragsteller führt. Den Gemeinden wird 
es aufgrund des Bestimmtheitsgrundsatzes und des 
Erfordernisses, eine gerechte Abwägung vorzuneh-
men, in aller Regel nicht möglich sein, "offene" Son-
dergebiete als Angebotspläne im Bebauungsplan fest-
zusetzen. Bei vorhabenbezogenen Sondergebieten 
dagegen ist es möglich und nach der Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichtes auch zulässig, ent-
sprechende betriebsbezogene Festsetzungen, bei-
spielsweise durch eine weitere Unterteilung der Son-
dergebiete, zu treffen. Sofern es sich dabei um Erwei-
terungsvorhaben handelt, sind die bestehenden zen-
trenrelevanten Randsortimente des jeweiligen Vorha-
bens einzubeziehen. 
 

Gegen diesen Schwellenwert kann dabei nicht erfolg-
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Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichtes 
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spielsweise durch eine weitere Unterteilung der Son-
dergebiete, zu treffen. Sofern es sich dabei um Erwei-
terungsvorhaben handelt, sind die bestehenden zen-
trenrelevanten Randsortimente des jeweiligen Vorha-
bens einzubeziehen. 
 

Zu 6.5-7 Überplanung von vorhandenen Standorten 
mit großflächigem Einzelhandel  
 

Zu 6.5-7 Überplanung von vorhandenen Standorten 
mit großflächigem Einzelhandel  
 

Auch bereits bestehende Einzelhandelsstandorte au-
ßerhalb von zentralen Versorgungsbereichen können 
sich nachteilig auf das Zentrengefüge auswirken, wenn 
dort zentrenrelevante Sortimente angeboten werden. 
Außerhalb der regionalplanerisch festgelegten Allge-
meinen Siedlungsbereiche können sie sich auch nach-
teilig auf die mit Ziel 1 beabsichtigten Zielsetzungen 
auswirken: die Nutzungsmischung in den regionalpla-
nerisch festgelegten allgemeinen Siedlungsbereichen, 
die Vorhaltung der regionalplanerisch festgelegten 
Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen 
für emittierende Betriebe sowie den Freiraumschutz. 
 

Auch bereits bestehende Einzelhandelsstandorte au-
ßerhalb von zentralen Versorgungsbereichen können 
sich nachteilig auf das Zentrengefüge auswirken, wenn 
dort zentrenrelevante Sortimente angeboten werden. 
Außerhalb der regionalplanerisch festgelegten Allge-
meinen Siedlungsbereiche können sie sich auch nach-
teilig auf die mit Ziel 6.5-1 beabsichtigten Zielsetzun-
gen auswirken: die Nutzungsmischung in den regio-
nalplanerisch festgelegten allgemeinen Siedlungsbe-
reichen, die Vorhaltung der regionalplanerisch festge-
legten Bereiche für gewerbliche und industrielle Nut-
zungen für emittierende Betriebe sowie den Freiraum-
schutz. 
 

Um dem Bestandsschutz alter Standorte, die mit den 
aktuellen Festlegungen nicht übereinstimmen, gerecht 
zu werden und eine Steuerung dort zu ermöglichen, 
kann eine Überplanung mit differenzierenden Sonder-
gebietsfestsetzungen sinnvoll sein, die den baurechtli-
chen Bestandsschutz genießenden Bestand an Sorti-
menten und deren Verkaufsflächen festschreibt und 
einen Zuwachs ausschließt. Eine derartige Begren-
zung ist in der Regel vorzusehen. 
 

Um dem Bestandsschutz alter Standorte, die mit den 
aktuellen Festlegungen nicht übereinstimmen, gerecht 
zu werden und eine Steuerung dort zu ermöglichen, 
kann eine Überplanung mit differenzierenden Sonder-
gebietsfestsetzungen sinnvoll sein, die den baurechtli-
chen Bestandsschutz genießenden Bestand an Sorti-
menten und deren Verkaufsflächen festschreibt und 
einen Zuwachs ausschließt. Eine derartige Begren-
zung ist in der Regel vorzusehen. 
 

Eine Begrenzung auf den baurechtlichen Bestands-
schutz kann jedoch zugleich die Aufhebung oder Än-
derung der zulässigen Nutzung eines Grundstücks 
bedeuten. Würde eine Begrenzung auf den baurechtli-
chen Bestandsschutz innerhalb einer Frist von sieben 
Jahren ab Zulässigkeit der Nutzung dargestellt und 
festgesetzt, könnte dies Entschädigungsansprüche 
gemäß § 42 BauGB auslösen. Satz 3 von Ziel 7 will 
das Entstehen solcher Entschädigungsansprüche ver-
hindern. Die Kommunen sind deshalb in den Fällen, in 
denen eine Begrenzung der Sortimente und deren 
Verkaufsflächen auf die bestandsgeschützte Verkaufs-
fläche zu Entschädigungsansprüchen führen könnte, 
nicht verpflichtet, eine solche Begrenzung vorzusehen; 
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bedeuten. Würde eine Begrenzung auf den baurechtli-
chen Bestandsschutz innerhalb einer Frist von sieben 
Jahren ab Zulässigkeit der Nutzung dargestellt und 
festgesetzt, könnte dies Entschädigungsansprüche 
gemäß § 42 BauGB auslösen. Satz 3 von Ziel 6.5-7 
will das Entstehen solcher Entschädigungsansprüche 
verhindern. Die Kommunen sind deshalb in den Fällen, 
in denen eine Begrenzung der Sortimente und deren 
Verkaufsflächen auf die bestandsgeschützte Verkaufs-
fläche zu Entschädigungsansprüchen führen könnte, 
nicht verpflichtet, eine solche Begrenzung vorzusehen; 
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stattdessen haben sie die Sortimente und deren Ver-
kaufsflächen nur auf die zulässigen, wenn auch nicht 
bestandsgeschützten Verkaufsflächenobergrenzen zu 
beschränken.  
 

stattdessen haben sie die Sortimente und deren Ver-
kaufsflächen nur auf die zulässigen, wenn auch nicht 
bestandsgeschützten Verkaufsflächenobergrenzen zu 
beschränken.  
 

Nur ausnahmsweise kommen geringfügige Erweite-
rungen der Verkaufsflächen in Betracht, wenn von der 
gesamten durch die Ausweisung dann ermöglichten 
Einzelhandelsnutzung keine wesentliche Beeinträchti-
gung zentraler Versorgungsbereiche erfolgt. Die Ent-
scheidung, was "geringfügig" ist, ist vom Einzelfall 
abhängig. Neben dem wichtigsten Kriterium der feh-
lenden wesentlichen Beeinträchtigung ist bei der Beur-
teilung auch darauf zu achten, dass die Erweiterung im 
Verhältnis angemessen ist. 
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Verhältnis angemessen ist. 
 

Zu 6.5-8 Einzelhandelsagglomerationen 
 

Zu 6.5-8 Einzelhandelsagglomerationen 
 

Ziel 8 erstreckt die für die Planung von Einzelvorhaben 
i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO geltenden Regelungen 
auch auf Einzelhandelsagglomerationen und trägt da-
mit der Erkenntnis Rechnung, dass auch mehrere 
selbständige, je für sich nicht großflächige Einzelhan-
delsbetriebe bei einer räumlichen Konzentration zu 
Auswirkungen wie bei Vorhaben i. S. des § 11 Abs. 3 
BauNVO führen können (Beeinträchtigung zentraler 
Versorgungsbereiche etc.). So gibt es Fälle, in denen 
in Gewerbegebieten eher unbeabsichtigt eine solche 
Agglomeration mit der Zeit heranwächst. Die Auswir-
kungen auf zentrale Versorgungsbereiche der eigenen 
Gemeinde oder benachbarter Gemeinden sind dann 
mit denen eines einzelnen großflächigen Einzelhan-
delsgroßbetriebes durchaus zu vergleichen. Die Zuläs-
sigkeit einer Agglomerationsregelung ist vom Bundes-
verwaltungsgericht bestätigt worden (BVerwG Urt. v. 
10.11.2011, 4 CN 9/10 = BVerwGE 141, 144).  
 

Ziel 6.5-8 erstreckt die für die Planung von Einzelvor-
haben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO geltenden Rege-
lungen auch auf Einzelhandelsagglomerationen und 
trägt damit der Erkenntnis Rechnung, dass auch meh-
rere selbständige, je für sich nicht großflächige Einzel-
handelsbetriebe bei einer räumlichen Konzentration zu 
Auswirkungen wie bei Vorhaben i. S. des § 11 Abs. 3 
BauNVO führen können (Beeinträchtigung zentraler 
Versorgungsbereiche etc.). So gibt es Fälle, in denen 
in Gewerbegebieten eher unbeabsichtigt eine solche 
Agglomeration mit der Zeit heranwächst. Die Auswir-
kungen auf zentrale Versorgungsbereiche der eigenen 
Gemeinde oder benachbarter Gemeinden sind dann 
mit denen eines einzelnen großflächigen Einzelhan-
delsgroßbetriebes durchaus zu vergleichen. Die Zuläs-
sigkeit einer Agglomerationsregelung ist vom Bundes-
verwaltungsgericht bestätigt worden (BVerwG Urt. v. 
10.11.2011, 4 CN 9/10 = BVerwGE 141, 144).  
 

Die Regelung in Ziel 8 zu den Einzelhandelsagglome-
rationen ist sinngemäß der für die Planung von Einzel-
vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO gelten-
den Regelungen gestaltet, wobei berücksichtigt wird, 
dass Einzelhandelsagglomerationen anders als Ein-
zelvorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO nicht 
Produkt einer positiven Planung sind, sondern in der 
Regel eher unbeabsichtigt heranwachsen. Die Paralle-
lität haben die Gemeinden bei der Auslegung von Ziel 
8 zu berücksichtigen.  
 

Die Regelung in Ziel 6.5-8 zu den Einzelhandels-
agglomerationen ist sinngemäß der für die Planung 
von Einzelvorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO 
geltenden Regelungen gestaltet, wobei berücksichtigt 
wird, dass Einzelhandelsagglomerationen anders als 
Einzelvorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO 
nicht Produkt einer positiven Planung sind, sondern in 
der Regel eher unbeabsichtigt heranwachsen. Die 
Parallelität haben die Gemeinden bei der Auslegung 
von Ziel 6.5-8 zu berücksichtigen.  
 

Regulativer Anknüpfungspunkt für die Handlungsan-
weisung an die nachgeordnete Planungsebene kann 
daher nicht das Verbot einer bestimmten Planung sein. 
Vielmehr wird den Gemeinden aufgegeben, außerhalb 
Allgemeiner Siedlungsbereiche und außerhalb zentra-
ler Versorgungsbereiche dem Entstehen neuer sowie 
der Verfestigung oder Erweiterung bestehender Ein-
zelhandelsagglomerationen (mit zentrenrelevanten 
Sortimenten) "entgegenzuwirken". Den Gemeinden 
wird damit eine Handlungspflicht auferlegt. 
 

Regulativer Anknüpfungspunkt für die Handlungsan-
weisung an die nachgeordnete Planungsebene kann 
daher nicht das Verbot einer bestimmten Planung sein. 
Vielmehr wird den Gemeinden aufgegeben, außerhalb 
Allgemeiner Siedlungsbereiche und außerhalb zentra-
ler Versorgungsbereiche dem Entstehen neuer sowie 
der Verfestigung oder Erweiterung bestehender Ein-
zelhandelsagglomerationen (mit zentrenrelevanten 
Sortimenten) "entgegenzuwirken". Den Gemeinden 
wird damit eine Handlungspflicht auferlegt. 
 

Wann eine "Einzelhandelsagglomeration" vorliegt, 
deren Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung die 

Wann eine "Einzelhandelsagglomeration" vorliegt, 
deren Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung die 
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Gemeinden gemäß Ziel 8 entgegenzuwirken haben, 
lässt sich unter Berücksichtigung der entsprechenden 
Regelungen zur Planung von Einzelvorhaben bestim-
men. Diese Regelungen greifen für Vorhaben im Sinne 
des § 11 Abs. 3 BauNVO, d. h. für großflächige Ein-
zelhandelsvorhaben, die nachteilige Auswirkungen im 
Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO haben können. Eine 
Einzelhandelsagglomeration im Sinne von Ziel 8 liegt 
vor, wenn mehrere selbstständige, auch je für sich 
nicht großflächige Einzelhandelsbetriebe räumlich 
konzentriert angesiedelt sind oder angesiedelt werden 
sollen und davon raumordnerische Auswirkungen i. S. 
d. § 11 Abs. 3 BauNVO wie bei einem Einkaufszen-
trum oder einem großflächigen Einzelhandelsbetrieb 
ausgehen bzw. ausgehen können. 
 

Gemeinden gemäß Ziel 6.5-8 entgegenzuwirken ha-
ben, lässt sich unter Berücksichtigung der entspre-
chenden Regelungen zur Planung von Einzelvorhaben 
bestimmen. Diese Regelungen greifen für Vorhaben im 
Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO, d. h. für großflächige 
Einzelhandelsvorhaben, die nachteilige Auswirkungen 
im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO haben können. 
Eine Einzelhandelsagglomeration im Sinne von Ziel 
6.5-8 liegt vor, wenn mehrere selbstständige, auch je 
für sich nicht großflächige Einzelhandelsbetriebe räum-
lich konzentriert angesiedelt sind oder angesiedelt 
werden sollen und davon raumordnerische Auswirkun-
gen i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO wie bei einem Ein-
kaufszentrum oder einem großflächigen Einzelhan-
delsbetrieb ausgehen bzw. ausgehen können. 
 

Wann konkret die in Gestalt des "Entgegenwirkens" 
begründete Handlungspflicht einsetzt, liegt zu einem 
gewissen Grad im Ermessen der planenden Gemein-
de. Sie kann gegen die Entstehung von Einzelhan-
delsagglomerationen frühzeitig Vorsorge betreiben 
oder derartigen Entwicklungen auf einer späteren Stu-
fe begegnen. Dieses ihr insoweit zustehende Ermes-
sen ändert aber nichts daran, dass Ziel 8 der Gemein-
de hinreichend bestimmte Handlungsanweisungen 
auferlegt.  
 

Wann konkret die in Gestalt des "Entgegenwirkens" 
begründete Handlungspflicht einsetzt, liegt zu einem 
gewissen Grad im Ermessen der planenden Gemein-
de. Sie kann gegen die Entstehung von Einzelhan-
delsagglomerationen frühzeitig Vorsorge betreiben 
oder derartigen Entwicklungen auf einer späteren Stu-
fe begegnen. Dieses ihr insoweit zustehende Ermes-
sen ändert aber nichts daran, dass Ziel 6.5-8 der Ge-
meinde hinreichend bestimmte Handlungsanweisun-
gen auferlegt.  
 

Ein Verstoß gegen Ziel 8 Satz 1 ist spätestens dann 
gegeben, wenn tatsächlich eine neue Einzelhandels-
agglomeration außerhalb eines Allgemeinen Sied-
lungsbereichs entstanden ist. Der Bestimmtheit eines 
Ziels steht nicht entgegen, dass der Gemeinde ein auf 
Konkretisierung angelegter Rahmen gesetzt wird, in-
nerhalb dessen sie ihr planerisches Ermessen ausü-
ben kann (ständige Rechtsprechung, siehe etwa 
BVerwG, Beschl. v. 14.04.2010, 4 B 78/09 = DVBl. 
2010, 839). 
 

Ein Verstoß gegen Ziel 6.5-8 Satz 1 ist spätestens 
dann gegeben, wenn tatsächlich eine neue Einzelhan-
delsagglomeration außerhalb eines Allgemeinen Sied-
lungsbereichs entstanden ist. Der Bestimmtheit eines 
Ziels steht nicht entgegen, dass der Gemeinde ein auf 
Konkretisierung angelegter Rahmen gesetzt wird, in-
nerhalb dessen sie ihr planerisches Ermessen ausü-
ben kann (ständige Rechtsprechung, siehe etwa 
BVerwG, Beschl. v. 14.04.2010, 4 B 78/09 = DVBl. 
2010, 839). 
 

Entsprechendes gilt für die Auslegung von Ziel 8 Satz 
2, wonach den Gemeinden u. a. aufgegeben wird, der 
Entstehung neuer Einzelhandelsagglomerationen mit 
zentrenrelevanten Sortimenten außerhalb zentraler 
Versorgungsbereiche entgegenzuwirken. 
 

Entsprechendes gilt für die Auslegung von Ziel 6.5-8 
Satz 2, wonach den Gemeinden u. a. aufgegeben wird, 
der Entstehung neuer Einzelhandelsagglomerationen 
mit zentrenrelevanten Sortimenten außerhalb zentraler 
Versorgungsbereiche entgegenzuwirken. 
 

Enger wird die Handlungspflicht der Gemeinden, so-
weit sie bestehenden Einzelhandelsagglomerationen 
außerhalb Allgemeiner Siedlungsbereiche bzw. au-
ßerhalb zentraler Versorgungsbereiche (bei vorhande-
nen zentrenrelevanten Sortimenten) entgegenzuwirken 
hat. Denn in beiden Fällen liegt eine Einzelhandels-
agglomeration mit Auswirkungen im Sinne des § 11 
Abs. 3 BauNVO bereits vor. Unter Verfestigung ist 
dabei etwa die Änderung der Sortimente bestehender 
Betriebe zu verstehen, während mit Erweiterung das 
Hinzutreten weiterer Einzelhandelsbetriebe zu einer 
bestehenden Agglomeration gemeint ist. Beidem müs-
sen die Gemeinden entgegenwirken. 
 

Enger wird die Handlungspflicht der Gemeinden, so-
weit sie bestehenden Einzelhandelsagglomerationen 
außerhalb Allgemeiner Siedlungsbereiche bzw. au-
ßerhalb zentraler Versorgungsbereiche (bei vorhande-
nen zentrenrelevanten Sortimenten) entgegenzuwirken 
hat. Denn in beiden Fällen liegt eine Einzelhandels-
agglomeration mit Auswirkungen im Sinne des § 11 
Abs. 3 BauNVO bereits vor. Unter Verfestigung ist 
dabei etwa die Änderung der Sortimente bestehender 
Betriebe zu verstehen, während mit Erweiterung das 
Hinzutreten weiterer Einzelhandelsbetriebe zu einer 
bestehenden Agglomeration gemeint ist. Beidem müs-
sen die Gemeinden entgegenwirken. 
 

Den Gemeinden stehen verschiedene Möglichkeiten 
zur Verfügung, um der Entstehung, ggf. auch der Ver-
festigung oder Erweiterung solcher Einzelhandels-

Den Gemeinden stehen verschiedene Möglichkeiten 
zur Verfügung, um der Entstehung, ggf. auch der Ver-
festigung oder Erweiterung solcher Einzelhandels-
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agglomerationen entgegenzuwirken, die auch das 
Bundesverwaltungsgericht beschrieben hat (BVerwG, 
Urt. v. 10.11.2011, 4 CN 9/10 = BVerwGE 141, 144):  

agglomerationen entgegenzuwirken, die auch das 
Bundesverwaltungsgericht beschrieben hat (BVerwG, 
Urt. v. 10.11.2011, 4 CN 9/10 = BVerwGE 141, 144):  

− der Ausschluss der Nutzungsart „Einzelhandel“ 
nach § 1 Abs. 5 BauNVO, 

− der Ausschluss der Nutzungsart „Einzelhandel“ 
nach § 1 Abs. 5 BauNVO, 

− der Ausschluss sortimentsbezogener Einzelhan-
delstypen (Anlagetypen) gemäß § 1 Abs. 9 BauN-
VO, 

− der Ausschluss sortimentsbezogener Einzelhan-
delstypen (Anlagetypen) gemäß § 1 Abs. 9 BauN-
VO, 

− die Gliederung des Plangebietes (räumlich nach 
unterschiedlichen Arten / Unterarten des Einzel-
handels, geschoss- und anlagenbezogene Diffe-
renzierungen), 

− die Gliederung des Plangebietes (räumlich nach 
unterschiedlichen Arten / Unterarten des Einzel-
handels, geschoss- und anlagenbezogene Diffe-
renzierungen), 

− die Festsetzung eines Sondergebietes für ein Vor-
haben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO (Fachmarkt-
zentrum) und Untergliederung nach Sortimenten 
und (Sortiments-) Verkaufsflächen.  

 

− die Festsetzung eines Sondergebietes für ein Vor-
haben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO (Fachmarkt-
zentrum) und Untergliederung nach Sortimenten 
und (Sortiments-) Verkaufsflächen.  

 
Ziel 8 kann dabei – als Auferlegen eines bestimmten 
Handelns – nicht weiter gehen als Ziel 2 oder 5. Es 
liegt daher im planerischen Ermessen einer Gemein-
de, Einzelhandelsagglomerationen im Sinne von Ziel 8 
mit nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten oder 
zentrenrelevanten Randsortimenten außerhalb zentra-
ler Versorgungsbereiche unter den in Ziel 2 bzw. 5 
genannten Voraussetzungen nicht entgegenzuwirken. 
 

Ziel 6.5-8 kann dabei – als Auferlegen eines bestimm-
ten Handelns – nicht weiter gehen als Ziel 6.5-2 oder 
6.5-5. Es liegt daher im planerischen Ermessen einer 
Gemeinde, Einzelhandelsagglomerationen im Sinne 
von Ziel 6.5-8 mit nahversorgungsrelevanten Kernsor-
timenten oder zentrenrelevanten Randsortimenten 
außerhalb zentraler Versorgungsbereiche unter den in 
Ziel 6.5-2 bzw. 6.5-5 genannten Voraussetzungen 
nicht entgegenzuwirken. 
 

Zu 6.5-9 Regionale Einzelhandelskonzepte 
 

Zu 6.5-9 Regionale Einzelhandelskonzepte 
 

Regionale Einzelhandelskonzepte (REHK) stellen ein 
wichtiges informelles Instrument einer kooperativen 
Einzelhandelsentwicklung dar. Sie vermitteln zwischen 
örtlichen und überörtlichen Interessen, basieren auf 
freiwilliger Zusammenarbeit unterschiedlichster Akteu-
re aus Wirtschaft und Verwaltung und enthalten ge-
meinsam vereinbarte Regeln für die Ansiedlung groß-
flächigen Einzelhandels. Auf dieser Grundlage ist es 
möglich, bereits zu einem sehr frühen Zeitpunkt solche 
Projekte, die mit den Zielsetzungen des Landes nicht 
vereinbar sind, entweder nicht weiter zu verfolgen oder 
entsprechend zu modifizieren. Der Wert solcher Kon-
zepte liegt aus Sicht des Landes Nordrhein-Westfalen 
aber auch darin, dass sie auch die in Zeiten des de-
mographischen Wandels noch wichtiger werdende 
regionale Kooperation und Kommunikation fördern. 
 

Regionale Einzelhandelskonzepte (REHK) stellen ein 
wichtiges informelles Instrument einer kooperativen 
Einzelhandelsentwicklung dar. Sie vermitteln zwischen 
örtlichen und überörtlichen Interessen, basieren auf 
freiwilliger Zusammenarbeit unterschiedlichster Akteu-
re aus Wirtschaft und Verwaltung und enthalten ge-
meinsam vereinbarte Regeln für die Ansiedlung groß-
flächigen Einzelhandels. Auf dieser Grundlage ist es 
möglich, bereits zu einem sehr frühen Zeitpunkt solche 
Projekte, die mit den Zielsetzungen des Landes nicht 
vereinbar sind, entweder nicht weiter zu verfolgen oder 
entsprechend zu modifizieren. Der Wert solcher Kon-
zepte liegt aus Sicht des Landes Nordrhein-Westfalen 
aber auch darin, dass sie auch die in Zeiten des de-
mographischen Wandels noch wichtiger werdende 
regionale Kooperation und Kommunikation fördern. 
 

Der vorliegende Grundsatz betont die Wichtigkeit der 
REHK im Rahmen der Abwägung bei der Aufstellung 
und Änderung von Regionalplänen. Dies wird vor dem 
Hintergrund des demographischen Wandels und der 
damit verbundenen Konzentration von Einrichtungen 
zunehmend wichtiger.  
 

Der vorliegende Grundsatz betont die Wichtigkeit der 
REHK im Rahmen der Abwägung bei der Aufstellung 
und Änderung von Regionalplänen. Dies wird vor dem 
Hintergrund des demographischen Wandels und der 
damit verbundenen Konzentration von Einrichtungen 
zunehmend wichtiger.  
 

Der Grundsatz richtet sich nur an REHK, für die von 
allen beteiligten Gemeinden Beitrittserklärungen (d.h. 
entsprechende Ratsbeschlüsse) gefasst worden sind. 
Bei kleinräumigen Kooperationsräumen sollen in je-
dem Fall nicht nur Abstimmungsmechanismen inner-
halb des angestrebten Geltungsbereichs, sondern 
auch mit betroffenen Gemeinden außerhalb Bestand-
teil der REHK sein. 

Der Grundsatz richtet sich nur an REHK, für die von 
allen beteiligten Gemeinden Beitrittserklärungen (d.h. 
entsprechende Ratsbeschlüsse) gefasst worden sind. 
Bei kleinräumigen Kooperationsräumen sollen in je-
dem Fall nicht nur Abstimmungsmechanismen inner-
halb des angestrebten Geltungsbereichs, sondern 
auch mit betroffenen Gemeinden außerhalb Bestand-
teil der REHK sein. 
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Zu 6.5-10 Vorhabenbezogene Bebauungspläne für 
Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunut-
zungsverordnung  
 

Zu 6.5-10 Vorhabenbezogene Bebauungspläne für 
Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunut-
zungsverordnung  
 

Mit dieser Festlegung erfolgt eine Klarstellung, dass 
die in den Festlegungen 1 bis 8 enthaltenen Vorgaben 
für Kern- und Sondergebiete auch für vorhabenbezo-
gene Bebauungspläne für Vorhaben i. S. d. § 11 
Abs. 3 BauNVO gelten, soweit von § 12 Abs. 3a Satz 1 
BauGB kein Gebrauch gemacht wird. Denn die raum-
ordnerische Steuerung im vorliegenden LEP NRW – 
Sachlicher Teilplan Großflächiger Einzelhandel – um-
fasst alle Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO. 
 

Mit dieser Festlegung erfolgt eine Klarstellung, dass 
die in den Festlegungen 6.5-1 bis 6.5-8 enthaltenen 
Vorgaben für Kern- und Sondergebiete auch für vor-
habenbezogene Bebauungspläne für Vorhaben i. S. d. 
§ 11 Abs. 3 BauNVO gelten, soweit von § 12 Abs. 3a 
Satz 1 BauGB kein Gebrauch gemacht wird. Denn die 
raumordnerische Steuerung im vorliegenden LEP 
NRW – Sachlicher Teilplan Großflächiger Einzelhandel 
– umfasst alle Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO. 
 

 
6.6 Einrichtungen für Erholung, Sport, Freizeit und 
Tourismus 
 

6.6 Einrichtungen für Erholung, Sport, Freizeit und 
Tourismus 

 
Ziele und Grundsätze 
 

Ziele und Grundsätze 
 

6.6-1 Grundsatz Ausstattung der Siedlungsberei-
che mit Bewegungsräumen und Erholungs-, Sport-
, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen 

6.6-1 Grundsatz Ausstattung der Siedlungsberei-
che mit Bewegungsräumen und Erholungs-,  
Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen 

Die Siedlungsbereiche sollen bedarfsgerecht und 
angepasst an die zentralörtliche Gliederung mit 
möglichst vielfältig zu nutzenden Bewegungsräu-
men und barrierefreien Erholungs-, Sport-, Frei-
zeit- und Tourismuseinrichtungen ausgestattet 
werden. 
 

Die Siedlungsbereiche sollen bedarfsgerecht und 
angepasst an die zentralörtliche Gliederung mit 
möglichst vielfältig zu nutzenden Bewegungsräu-
men und barrierefreien Erholungs-, Sport-, Frei-
zeit- und Tourismuseinrichtungen ausgestattet 
werden. 
 

6.6-2 Ziel Standortanforderungen 6.6-2 Ziel Standortanforderungen 
Raumbedeutsame, überwiegend durch bauliche 
Anlagen geprägte Erholungs-, Sport-, Freizeit- und 
Tourismuseinrichtungen einschließlich neuer Feri-
en- und Wochenendhausgebiete sind umwelt-, 
sozial- und zentrenverträglich festzulegen. 
 

Raumbedeutsame, überwiegend durch bauliche 
Anlagen geprägte Erholungs-, Sport-, Freizeit- und 
Tourismuseinrichtungen einschließlich neuer Feri-
en- und Wochenendhausgebiete sind umwelt-, 
sozial- und zentrenverträglich festzulegen. 
 

Neue Ferien- und Wochenendhausgebiete bzw. -
bereiche sind dabei unmittelbar anschließend an 
Allgemeinen Siedlungsbereichen festzulegen.  
 

Neue Ferien- und Wochenendhausgebiete bzw. -
bereiche sind dabei unmittelbar anschließend an 
Allgemeinen Siedlungsbereichen festzulegen.  
 

Andere raumbedeutsame, überwiegend durch bau-
liche Anlagen geprägte Erholungs-, Sport-, Frei-
zeit- und Tourismuseinrichtungen sind in der Re-
gel innerhalb von beziehungsweise unmittelbar 
anschließend an Allgemeine Siedlungsbereiche 
festzulegen.  
 

Andere neue raumbedeutsame, überwiegend durch 
bauliche Anlagen geprägte Erholungs-, Sport-, 
Freizeit- und Tourismuseinrichtungen sind in der 
Regel innerhalb von beziehungsweise unmittelbar 
anschließend an Allgemeine Siedlungsbereiche 
oder Bereiche für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen festzulegen.  
 

Ausnahmsweise können für die Planung auch an-
dere im Freiraum liegende Flächenpotentiale in 
Frage kommen, wenn: 

Ausnahmsweise können für die Planung auch an-
dere im Freiraum liegende Flächenpotentiale in 
Frage kommen, wenn: 

− es sich um Brachflächen (z. B. militärische 
Konversionsflächen) handelt - sofern sie sich 
für eine solche bauliche Nachfolgenutzung 
eignen – oder um geeignete Ortsteile und  

− es sich um Brachflächen (z. B. militärische 
Konversionsflächen) handelt - sofern sie sich 
für eine solche bauliche Nachfolgenutzung 
eignen – oder um geeignete Ortsteile und  

− vorrangige Freiraumfunktionen beachtet wer-
den und 

− vorrangige Freiraumfunktionen beachtet wer-
den und 

− Belange des Naturschutzes und der Land- − Belange des Naturschutzes und der Land-
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schaftspflege, des Boden- und Grundwasser-
schutzes, des Immissionsschutzes, des Denk-
malschutzes und die natürliche Eigenart der 
Landschaft einschließlich des Orts- und Land-
schaftsbildes sowie ihr Erholungswert berück-
sichtigt werden und  

schaftspflege, des Boden- und Grundwasser-
schutzes, des Immissionsschutzes, des Denk-
malschutzes und die natürliche Eigenart der 
Landschaft einschließlich des Orts- und Land-
schaftsbildes sowie ihr Erholungswert berück-
sichtigt werden und  

− eine leistungsfähige, kurzwegige Anbindung an 
das überörtliche Straßenverkehrsnetz und an 
Verkehrsträger mit hoher Transportkapazität 
(insbesondere Bahn, Schiff, Öffentlicher Per-
sonennahverkehr) vorhanden oder geplant ist. 

 

− eine leistungsfähige, kurzwegige Anbindung an 
das überörtliche Straßenverkehrsnetz und an 
Verkehrsträger mit hoher Transportkapazität 
(insbesondere Bahn, Schiff, Öffentlicher Per-
sonennahverkehr) vorhanden oder geplant ist. 

 
Erläuterungen 
 

Erläuterungen 
 

 Zur Begründung der Festlegungen in Kap. 6.6 wird auf 
die allgemeinen Erläuterungen in Kap. 6.1 sowie die 
folgenden Erläuterungen verwiesen. 
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zeit- und Tourismuseinrichtungen 
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Zu der kompakten "Europäischen Stadt" (vgl. Grund-
satz 6.1-5) gehört auch, dass das Angebot an Bewe-
gungsräumen und Erholungs-, Sport-, Freizeit- und 
Tourismuseinrichtungen hauptsächlich innerhalb (be-
ziehungsweise in der räumlichen Nähe) von Sied-
lungsbereichen liegt. Unter Bewegungsräumen werden 
dabei öffentlich zugängliche Räume der Naherholung 
verstanden. Unter Tourismuseinrichtungen werden hier 
die Einrichtungen verstanden, die von Personen mit-
tels einer Reise aufgesucht werden und für diese Per-
sonen weder hauptsächlicher und dauernder Wohn- 
noch Arbeitsort sind. 
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In manchen Kommunen beginnt vor dem Hintergrund 
des demographischen Wandels bereits eine Rück-
nahme von Anlagen für Sport und Bewegung, Spiel 
und Freizeit. Gleichwohl ist es wichtig, dass die not-
wendige Daseinsvorsorge in diesem für die Gesund-
heit wichtigen Bereich auch bei verringerten finanziel-
len Ressourcen und sich vergrößernden Einzugsgebie-
ten gewährleistet bleibt. Hierfür sollen auch Lösungen 
zur Bündelung bzw. arbeitsteiligen Bereitstellung von 
Anlagen und mobile Versorgungsstrukturen in Betracht 
gezogen werden. Der Bedarf wird dabei von den zu-
ständigen öffentlichen Stellen definiert. 
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Zu 6.6-2 Standortanforderungen 
 

Zu 6.6-2 Standortanforderungen 
 

Sowohl private als auch öffentliche Einrichtungen für 
Erholung, Sport, Freizeit und Tourismus stellen wach-
sende Ansprüche an den Raum im dicht besiedelten 
Nordrhein-Westfalen. So hat allein die Zahl der Frei-
zeitgroßeinrichtungen von 197 im Jahr 1997 um rund 
57 % auf 309 Einrichtungen im Jahr 2006 zugenom-
men; von diesen 309 liegen alleine 131 in Gebieten mit 
überwiegend ländlicher Raumstruktur (Quelle: ILS-
Forschung 2/09 "Moderne Freizeiteinrichtungen in 
Nordrhein-Westfalen", Mai 2009). 
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Nach § 2 (2) Nr. 2 und 3 ROG ist die Siedlungstätigkeit 
räumlich zu konzentrieren, die Flächeninanspruch-
nahme im Freiraum zu begrenzen und Raumstrukturen 
sind so zu gestalten, dass die Verkehrsbelastung ver-
ringert und zusätzlicher Verkehr vermieden wird.  
 

Nach § 2 (2) Nr. 2 und 3 ROG ist die Siedlungstätigkeit 
räumlich zu konzentrieren, die Flächeninanspruch-
nahme im Freiraum zu begrenzen und Raumstrukturen 
sind so zu gestalten, dass die Verkehrsbelastung ver-
ringert und zusätzlicher Verkehr vermieden wird. Die 
Grundsätze 6.1-8 und 7.1-8 sind zu berücksichtigen. 
 

In Nordrhein-Westfalen gibt es etwa 300 Ferien-/ Wo-
chenendhausgebiete in sehr unterschiedlicher Grö-
ßenordnung. In der Vergangenheit hat es immer wie-
der Fehlentwicklungen hin zu einer Dauerwohnnutzung 
dieser Gebiete gegeben, verbunden mit einer langfri-
stigen funktionalen Änderung der entsprechenden 
Unterkünfte und der Anforderungen an die Infrastruktur 
dieser Gebiete. Vor diesem Hintergrund sind Ferien-
haus- und Wochenendhausgebiete zukünftig unmittel-
bar anschließend an Allgemeinen Siedlungsbereichen 
zu entwickeln, um den Freiraum vor Zersiedlung zu 
schützen. Die Entwicklung von Wochenend- und Feri-
enhausgebieten soll die regionalen Eigenheiten nutzen 
und die landschaftliche Attraktivität als Voraussetzung 
für den Tourismus nachhaltig sichern. 
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Auch die anderen raumbedeutsamen, überwiegend 
durch bauliche Anlagen geprägten Erholungs-, Sport-, 
Freizeit- und Tourismuseinrichtungen sind in der Regel 
unmittelbar anschließend an Allgemeinen Siedlungsbe-
reichen zu entwickeln. Die Voraussetzungen für eine 
Ausnahme sind im Ziel genannt; bei den geeigneten 
Ortsteilen handelt es sich dabei um Ortsteile, die auf-
grund ihrer Größe zwar regionalplanerisch als Frei-
raum dargestellt sind, aber zumindest über ein Ba-
sisangebot an öffentlichen und privaten Einrichtungen 
der Versorgung und medizinischen Betreuung verfü-
gen. 
 

Auch die anderen raumbedeutsamen, überwiegend 
durch bauliche Anlagen geprägten Erholungs-, Sport-, 
Freizeit- und Tourismuseinrichtungen sind in der Regel 
unmittelbar anschließend an Allgemeinen Siedlungsbe-
reichen oder Bereiche für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen zu entwickeln. Letztere kommen in Einzel-
fällen in Betracht, z.B. aus Immissionsschutzgründen. 
Die Voraussetzungen für eine Ausnahme sind im Ziel 
genannt; bei den geeigneten Ortsteilen handelt es sich 
dabei um Ortsteile, die aufgrund ihrer Größe zwar re-
gionalplanerisch als Freiraum dargestellt sind, aber 
zumindest über ein Basisangebot an öffentlichen und 
privaten Einrichtungen der Versorgung und medizini-
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Raumbedeutsame, überwiegend durch bauliche Anla-
gen geprägte Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Touris-
museinrichtungen sind als Allgemeiner Siedlungsbe-
reich für zweckgebundene Nutzungen festzulegen. Die 
Festsetzung von Sondergebieten für Vorhaben i. S. 
des § 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung in raumbe-
deutsamen, überwiegend durch bauliche Anlagen ge-
prägten Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Touris-
museinrichtungen richtet sich nach Kapitel 6.5. 
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Um das touristische Potential einer Region zu nutzen 
und zu entwickeln und um die Tragfähigkeit großer 
Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtun-
gen mit weitreichendem Einzugsbereich zu sichern, 
sind regionale Betrachtungen und Kooperationen sinn-
voll. Hieraus resultierende informelle Konzepte sollen 
in der Regionalplanung berücksichtigt werden. 
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